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Gemessen an der landwirtschaftlichen Nutz näche insgesamt wies Öster­
reich im Vergleich mit anderen EU-Mitgliedstaaten in der Programm­
peri ode 2007 bis 20 13 die höchste indikative Dotierung pro Hekta r und 
Jah r für Agrarumweltmaßnahmen auf:s 

Tabelle 5: Indikative Dotierung der Agrarumweltmaßnahmen pro Hektar und Jahr im 
Vergleich mit anderen Mitgliedstaaten 

Mitgliedstaat 

Österreich 

Finnland 

Luxemburg 

Schweden 

Italien 

Belgien 

Vereinigtes Königreich 

Deutschland 

Niederlande 

Dänemark 

Fran kreich 

EU- und natlonale 
Ausgaben (2007 bis 

2013) für Agrarumwelt-
maßnahmen 

in Mio. EUR 

3.635,41 

2.418,7 

107,1 

1.966,8 

3.961,6 

342,6 

4.375,7 

3.739,9 

246,3 

301,6 

3.206,9 

Landwirtschaftliche Jlhrllche Ausgaben 
Nutzfliehe ~LNJ (EU und national) 
Insgesamt 2 0 2 pro haLN3 

in 1.000 ha in EUR 

3.169 164 

2.296 150 

131 117 

3.067 92 

13.338 42 

1.365 36 

17.709 35 

16.890 32 

1.921 18 

2.695 16 

29.385 16 

Dotierung von ÖPUL 2007 (M 214) laut Programm LE 07- 13 i.d.F. nach der dritten Programmänderung, Dezember 2009 
gesamte (geförderte und nicht geförderte) landwirtschaftliche Nutzfläche 
durchschnittLiche jährliche Gesamtausgaben für ÖPUL 2007 (M 214) bezogen auf die gesamte landwirtschaftliche Nutzfläche 

QueUen: Darstellung RH auf Basis des Berichts 2010 der Europäischen Kommission, GD AGRI: Rural Oevelopment in t he European 
Union, Statistical and Economic [nformation, Report 2010, Annex G, Deze mber 2010 sowie DG AGRI. Agriculture in the 
EU, Basic data - key agricultural statistics, März 2011 

Bund 2013/5 

'i Bei Betrachtung der gesamten Ausgaben pro Hek tar landwinschartlicher Nutzfläche 
aus der ersten Säule lag Österreich im Minclrcld der EU-27, während Milgliedslaa­
ten wie etwa die Niederlande. Belgien oder Dänemark sich hi er in der Spitzengruppe 
befanden . Bei einer Gesamlbelrachtung all er GAP- Ausgaben der ersten und zweiten 
Säule pro Hektar landwinschanlichcr Nutznäche nahm Österreich im Jahr 2010 den 
achten Rang ei n. 
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5.2 Der RH wies darauf hin, dass Österreich im EU-Vergleich pro Hektar 
landwirtschaftliche Nutzfläche die höchsten Ausgaben für Agrarum­
weltmaßnahmen tätigte. Gemessen am prozentuellen Anteil der in den 
Ländlichen Entwicklungsprogrammen für Agrarumweltmaßnahmen 
gewidmeten Mittel lag Österreich EU- weit an dritter Stelle. Gemes­
sen an den Gesamtmitteln für Agrarumweltmaßnahmen in absoluten 
Zahlen nahm Österreich im EU- Vergleich den vierten Rang ein. 

6 Gemäß Art. 74 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 hatten die Mit­
gliedstaaten zur Umsetzung ihrer Entwicklungsprogrammejeweils eine 
Verwaltungsbehörde, eine Zahlstelle und eine bescheinigende Stelle 
zu benennen. Nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die in 
Österreich benannten Stellen und sonstige Akteure bei der Umsetzung 
und Evaluieru ng von ÖPUL 2007 (siehe dazu TZ 21 bis 28). 
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Abbildung 3: Akteure bei der Abwicklung und Evaluierung von ÖPUL 2001 

BMLFUW (Abteilung II/6) ist als VERWALTUNGSBEHÖRDE für eine effiziente, wirksame und 
ordnungsgemäße Verwaltung des Programms LE 07-13 verantwortlich. 

9 Programmverantwortliche Landesstellen (PVL) sind verantwortlich für die Abwicklung des 
Programms LE 07- 13 im jeweiligen Bundesland und Ansprechpart ner des BM LFUW und der AMA. Sie 
sind auch Mitglieder des Beglei tausschusses. 

Begleitausschuss überprüft gemäß EU-Vorgaben regelmäßig die Fortschrit te bei der Umsetzung 
der Ziele des Prog ram ms LE 07-13. Er verfügt über An hörungs-, Kontroll- , Vorschlags- und 
Zustimmungsrechte und dient als Plattform für den Informationsaustausch (siehe TZ 23 bis 25) . 

1 

l 
AMA ist als ZAHLSTELLE für die Bewilligung, Prüfung, Ausza~!ung und Verbuchung der Förderungen ver­
antwortlich und koordiniert die beauftragten Stellen ~emäß OPUL-Sonderrichtlinie Punkt 1.9.4. Bei der 
AMA fällt ein Großteil der für die Evaluierung wesenthchen Daten an (siehe TZ 22). 

r
LandeShaUPtle~~e sind gemäß ÖPUL-Sonderrichtlinie als beauftragte Stellen hinsichtlich der Unter­
maßnahmen 18 Okopunkte und 28 Natu rschutz jeweils mit bestimmten Abwicklungsaufga ben (wie 
Information, Projektbestätigungen) betraut (siehe TZ 54 und 63). 

U
andwirtschaftskammern sind gemäß ÖPUL-So nderrichtli nie und auf Basis von Werkverträgen 

mit dem BMLFUW als beauftragte Stellen mi t der dezentralen Entgegennahme der Anträge (u.a. 
Protokollierung, Erstkontro lle, Digitalisierung) betraut. 

--------------------------

BMLFUW (Abteilung EU- Finanzkontrolle und Interne Revision) bestätigt als BESCHEINIGENDE STELLE die 
Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit der Rechnungen der Zahlstelle. 

BMLFUW (Abteilung II/ 5) ist gemäß Projekthandbuch Evaluierung des BMLFUW von 2007 bis 2015 u.a. 
zuständig für die Entwicklung von Indikatoren gemäß EU-Vorgaben, für die jährlichen Zwischen berichte 
an die Europäische Kommission, für Evaluierungsprozess und Redaktion der Halbzeitevaluierung 2Q10 und 
Ex- post- Evaluierung 2015 des Programms LE 07-13 sowie für Information und Koordinierung des OPUL­
Beirats. 

IöpuL-Beirat ist als beratendes Expertengremium in den Evaluierungsprozess von ÖPUL eingebunden L (siehe TZ 26) . 

~ 
Evaluatoren fü hren gem-äß--Pr-ojekthandbu ch Evalu-ie-ru-ng des BM LFUW und im .. Einkla ng mit den EU­

Vorgaben die Halbzeitevaluierung 2010 und die Ex- post- Eva luieru ng 2015 von OPUL 2007 durch und 
verfassen die Eva luierungsberichte (siehe TZ 27 bis 28) . 

--

l Projektnehmer (von Teilstudien) führen auf Basis v-o-n Werkverträgen des BMLFUW zu einzelnen 
Fragestellu ngen vertiefende Studien durch, die in die Evaluierungsberichte der Evaluatoren 
einfließen (siehe TZ 28). 
-- --------------- ----- ----

Quelle: RH 

J 

J 
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7.1 (I) Die Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates über die Förderung 
der Entwicklung des ländlichen Raums durch den ELER verlangte die 
Festlegung von strategischen Leitlinien des Rates für die Prioritäten 
der Entwicklung des ländlichen Raums und zu deren Umsetzung die 
Ausarbeitung von nationalen Strategieplänen. Die nationalen Strate­
giepläne dienten der Festlegung der Prioritäten der Mitgliedstaaten und 
als Bezugsrahmen für die einzelstaatlichen Entwicklungsprogramme. 

(2) Die Umsetzung des Nationalen Strategieplans erfolgte in Öster­
reich durch das bundesweite Österreichische Programm für die Ent­
wicklung des Ländlichen Raums 2007 bis 2013 (Programm LE 07-13). 
Die Umsetzung des Programms LE 07- 13 erfolgte auf Basis von Son­
derrichtlinien des BMLFUW und der Allgemeinen Rahmenrichtlinien 
des Bundes6 sowie privatrechtlicher Verträge. Die ÖPUL- Sonderricht­
Iinie7 legte die Förderungsbedingungen fest und bildete einen integ­
rierten Bestandteil der ÖPUL-Verträge, die die AMA mit den teilneh­
menden Landwirten abschloss. 

Die Abfolge der maßgeblichen Rechtsvorschriften stellt sich wie folgt dar: 

Abbildung 4: Zeitliche Abfolge der rechtlichen Grundlagen 

Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates zur Förderung der Entwicklung 
des Ländlichen Raums durch den ELER 

ist Basis für 

Strategische Leitlinien der Gemeinschaft für die Entwicklung des 
Ländlichen Raums 2007 bis 2013 (beschlossen am 20. Februar 2006) 

ist Basis für 
- --

-

Nationaler Strategieplan Österreichs für die Entwicklung des Ländlichen 
Raums 2007 bis 2013 (der Europäischen Kommission übermittelt am 

8. August 2007) 

ist Basis für 

~ 
Österreichisches Programm für die Entwicklung des Ländlichen 

Raums 2007 bis 2013 (von der Europäischen Kommission genehmigt 
am 25. Oktober 2007) 

geregelt durch 

Nationale Umse~?ungsbestimmungen in Form von Sonderrichtlinien 
(für OPUL 2007 erlassen am 2. August 2007) 

-
Quelle: RH 

6 Verordnung des Bundesministers rur Finanzen über AJlgemcine Rahmen richt linien rur 
die Gewährung von Förderunge.n aus Bundesmitlcln (ARR 2004) i.d.g.F. 

7 Die ÖPUl- Sonderrichtlinie wurde im Jahr 2007 erlassen und 2009 sowie 2010 geän­
dert. 
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(3) Österreich wies - laut Analyse der Umweltsituation im Nationalen 

Strategieplan - bei den meisten Schutzgütern ein geringes Risiko bzw. 
günstigere Werte als der europäische Durchschnitt auf. Es zählte zu 
einem der artenreichsten Länder Mitteleuropas. Der hohe Anteil an 
Dauergrünland wirkte sich auf Artenvielfalt, Boden und Wasser günstig 

aus. Ebenso wies Österreich im europäischen Schnitt einen geringeren 
Einsatz an Mineraldüngern auf. Durch die extensivere Tierhaltung war 

auch der Anfall von organischen Düngern eher gering, der Einsatz von 

Pflanzenschutzmitteln zeigte eine abnehmende Tendenz. Der Einsatz 
von biologischen Präparaten zur Schädlingsbekämpfung nahm hin ­

gegen zu. Dennoch maß Österreich den Themen Umwelt und Kultur­
landschaft im Nationalen Strategieplan den höchsten Stellenwert bei 

und widmete rd. 72,4 Ofo des Programmvolumens dem Schwerpunkt 2 
(Umwelt). Im Zuge der Programmerstellung erfolgte eine Dotierung des 

Großteils der Mittel des Schwerpunkts 2 für ÖPUL 2007 (siehe TZ 5) . 

7.2 Der RH hielt fest, dass ÖPUL 2007 im EU- Vergleich eines der größten 

Agrarumweltprogramme darstellte (siehe TZ 5). 

7.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei das österreich ische Umwelt­
programm grundSätzlich nach dem Vorsorgeprinzip und weniger nach 
dem Reparaturprinzip konzipiert. Die Schlussfolgerung des RH, dass 
einzelne Maßnahmen nicht oder nicht in dem Ausmaß etforderlich 
wären, weil die Umweltsituation in Österreich in Ordnung sei, gehe 
von einer völlig GIlderen Überlegung aus und werde in Österreich der­
zeit und voraussiclltlich auch in der nächsten Periode nicht zur KerJI ­
strategie werden. 

Das BMLFUW betonte, es sehe {lie positive Umweltsituation als Bestäti­
gung und Rechtferl"igungfür den Mitteleinsatz. Ziel von ÖPUL sei unter 
anderem, positiv auf den Umweltzustand zu wirken, also die Qualität 
der Schutzgüter zu verbessem. Je besser bereits die Ausgangssituation, 
umso schwieriger und letztlich auchjinanziell aufwendiger sei es, die­
sen Standard zu erhalten bzw. eine weitere Verbesserung zu erwirken. 

7.4 Der RH erwiderte, dass er die Dotierung des ÖPUL- Programms nicht 

kritisiert, sondern lediglich festgestellt hatte, dass Österreich - unge­
achtet des hohen Standards - ei nen entsprechenden Schwerpunkt 
gesetzt hatte. Der RH unterstrich die Notwendigkeit eines kosteneffI­
zienten Einsatzes der ÖPUL- Mittel angesichts der laut Analysen bei 

den meisten Schutzgütern vorliegenden geringen Risiken bzw. gün­

stigen Umweltwerte. 

Nach Ansicht des RH hängt die Erhaltung einer positiven Umweltsitu­

ation nicht nur von fmanziellen Abgeltungen, sondern in hohem Maße 
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auch von anderen Gegebenheiten ab, wie naturräumlichen Schranken 
für eine Intensivbewirtschaftung oder ordnungsrechtlichen Rahmen­
bedingungen des Umweltschutzes. 

8.1 (I) Gemäß Verordnung (EG) Nr. 1698/2005, Erwägungsgrund 35, sollten 
"die Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen eine herausragende Rolle 
bei der Förderung der nachhaltigen' Entwicklung des ländlichen Raums 
und bei der Befriedigung der steigenden gesellschaftlichen Nachfrage 
nach Umweltdienstleistungen spielen. Sie sollten ferner die Landwirte 
und andere Landbewirtschafter weiterhin ermutigen, im Dienste der 
gesamten Gesellschaft Produktionsverfahren einzuführen bzw. beizu­
behalten, die mit dem Schutz und der Verbesserung der Umwelt, des 
Landschaftsbildes und des ländlichen Lehensraums, der natürlichen Res­
sourcen, der Böden und der genetischen Vielfalt vereinbar sind."s Der 
Nationale Strategieplan Österreichs formulierte dazu als Ziel die "umfas­
sende Förderung der Erbringung von Umweltleistungen durch Agrarum­
weItmaßnahmen" und traf mehrere grundlegende Weichenstellungen zu 
Umfang, Art und Abgeltung der Leistungserbringung: 

(a) Umfang der zu erbringenden Leistungen: Alle Agrarumweltmaß­
nahmen seien grundsätzlich horizontal und flächendeckend anzubie­
ten, bei Bedarf ergänzt um gebietsbezogene Maßnahmen für spezi­
fische Schutzziele ("Grundphilosophie"). 

(b) Umfang der abzugeltenden Leistungen: Alle Umweltleistungen der 
Betriebe, die über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehen, sollten 
abgegolten werden können ("Grundprinzip") . 

(c) Art der abzugeltenden Leistungen: Sowohl die Verringerung hoher 
Bewirtschaftungsintensitäten (Verbesserung eines Umweltzustands) als 
auch die Beibehaltung von bestehenden umweltfreundlichen Wirt­
schaftsweisen (Erhaltung eines Umweltzustands) wären zu honorie­
ren ("Prinzip"). 

(d) Höhe der ÖPUL Zahlungen insgesamt: Die Abgeltung einer umwelt­
schonenden und die Kulturlandschaft sichernden Landbewirtschaf­
tung stelle einen direkten, vielfach entscheidenden Einkommensbe­
standtei l des Agrarsektors dar, sie sichere Arbeitsplätze im Agrarsektor 
und rege Wachstum und Beschäftigung darüber hinaus an ("Begrün­
dung"). Eine sachliche Untermauerung des besonderen Beitrags der 
ÖPUL-Zahlungen auf Wachstum und Beschäftigung fehlte. 

8 In Österreich kamen gemäß ÖPUl- Sondenichtlinie, Punkt 1.4.1 , als Förderungswerber 
natürliche und juristische Personen bzw. Personenvereinigungen in Betracht. ndic einen 
landwirtschaftlichen Betrieb im eigenen Namen und auf eigene Rechnung bewirtschaften", 
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(2) Der Europäische Rechnungshof stellte im Rahmen seines Sonder­
berichts Nr. 7/2011 9, der s ich u.a. mit der Konzeption der Agrarum­
weItmaßnahmen befasste, Probleme bei deren Gestaltung und Beglei­

tung fest: .. Die Ziele waren insgesamt so vage formuliert, dass sich 
nicht beurteilen ließ, inwieweit sie erreicht wurden: Die Zusammen­
hänge zwischen ermittelten Umweltbelastungen und den Zahlungen 

für Agrarumweltmaßnahmen waren in einer Reihe von Fällen nicht 
eindeutig, die Informationen über die erreichten Umweltentlastungen 

nicht ausreichend. 

8.2 Der RH bemerkte insbesondere unter Verweis auf den Sonderbericht 

Nr. 7/2011 des Europäischen Rechnungshofs zu den strategischen Wei­

chenstellungen für ÖPUL kritisch: 

(a) Ein horizontal es, flächendeckendes Maßnahmenangebot ermög­

lichte eine flächendeckende Erbringung abgeltungsfahiger Umweltleis­
tungen. Der RH teilte die Auffassung des Europäischen Rechnungshofs, 
dass Maßnahmenangebot, Leistungserbringung und Zahlungen - wie 

auch im Erwägungsgrund Nr. 35 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 
angeführt - gezielter auf prioritäre Umwelterfordernisse auszurichten 
wären . lo 

(b) Die Abgeltungsfahigkeit aller erbrachten Umweltleistungen kam im 
Wesentlichen einer angebotsseitigen Bestimmung des Leistungsum­

fangs gleich. Dies entsprach nicht den Intentionen der strategischen 
Leitlinien der GemeinschaftlI, die ausdrücklich auch auf die Nach­

frageseite Bedacht nahmen. Aus Sicht des RH wären im Einklang mit 

den strategischen Leitlinien der Gemeinschaft vermehrt auch die Prä ­
ferenzen des Gemeinwohls in der Nationalen Strategie zu analysieren 
und zu berücksichtigen. 

9 Siehe Europäischer Rechnungshof. Sonderberi cht NT. 7/2011: Wie gut sind Konzeption 
und Verwaltung der gefOrderten Agrarumwc1lmaßnahmcn? (TZ 96). Prüfungshand­
lungen des Europäischen Rechnungshofs randen dazu in acht Mitgliedstaaten, darun­
tcr auch in Österreich. stall. 

10 Dcr Europäische Rechnungshor emprahl der Europäischen Kommission und den Mit ­

gliedstaaten, in Bezug aur jede Agrarumwellmaßnahme eindeutige. in die Rangrolge 
der Umweltzicle cinordenbare Ziele sowie klare Begründungen der Zusammenhänge 
zwischen den Umwelt belasrungen und den Zahlungen rur Agrarumweltmaßnahmcn 
zu gewährleisten (siehe Sonderbericht Nr. 7/2011, TZ 96). 

11 Siehe Strategische Leitlinien, Punkt 3.2, Kernaktionen im Bereich der Verbesserung von 
Umwelt und Landschaft : "Förderung von Urnweltleistungen und artgerechter Tierhal­
tung. Die Bürger in Europa erwarten, dass die Landwirte verbindliche Normen einhal­
ten. Aber viele sind auch der Auffassung, dass die Landwirt e dafür entlohnt werden 
sollten, wenn sie sich verpflichten, darüber hinaus best immte Leistungen zu erbrin ­
gen, die der Markt alleine nicht erbringen würde. insbesondere wenn es um bestimmte 
im Zusammenhang mit der Land- und Forstwir1schaft besonders wichtige Ressourcen 
wie Wasser und Boden geht." 
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(c) Mit Verweis auf die oben angeführten Feststellungen des Europä­
ischen Rechnungshofs wäre auch das Prinzip der Honorierung der 
Verringerung hoher Bewirtschaftungsintensitäten bzw. der Beibehal­
tung bestehender umweltfreundlicher Wirtschaftsweisenjeweils an den 
prioritären Umwelterfordernissen auszurichten. Dabei wären regional 
unterschiedliche Kosten-Nutzen-Relationen zu berücksichtigen (siehe 
auch TZ 17). 

(d) Auch die Höhe der Gesamtausgaben für ÖPUL in einer Programm­
periode wäre im Sinne der obigen Ausführungen an den angestreb­
ten Umweltzielen zu orientieren. Da der Einsatz öffentlicher Mittel 
auch in anderen Sektoren positive Wirkungen auf Umwelt, Wachs­
tum und Beschäftigung erzielen kann, wäre in der Nationalen Strate­
gie zu begründen, warum Agrarumweltzahlungen besonders vorteil­
haft für Wachstum und Beschäftigung sind. 

In Summe erachtete der RH im Lichte der EU-Vorgaben und der Fest­
stellungen des Europäischen Rechnungshofs eine stärkere strate­
gische Ausrichtung von ÖPUL auf die Erreichung konkreter, priori­
tärer Umweltziele für zweckmäßig. 

8.3 Aus Sicht des BMLFUW sei davon auszugehen, dass Maßnahmen 
und Ziele von ÖPUL gesellschaftlich nachgefragten Umweltleistungen 
dienten (z.B. biologisch erzeugte Lebensmittel, sauberes Trinkwasser, 
Erhaltung traditioneller Kulturlandschaften und alter Nutztierrassen). 
Es sei nicht notwendig, im Rahmen der Programmplanung oder Eva­
luierung bekannte Konsumentenwünsche lJachzufragen. Das BMLFUW 
verwies in diesem Zusammenhang auf mehrere Befragungen, aus denen 
hohe Zustimmungsraten (rd. 80 %) der Bevölkerung zu positiven Aus­
wirkungen einer umweltverträglichen Landwirtschaft auf Landschaft 
und Umwelt hervorgegangen seien. 

Die angemessene Abgeltung von Umweltleistungen sei gemäß ÖPUL 
2007- Sonderrichtlinie eines von mehreren Zielen. Die Existenzsiche­
rung von Betrieben im ländlichen Raum sei eine Grundvoraussetzung 
dafür, dass Umweltleistungen, wie sie die Gesellschaft einfordere, über­
haupt erbracht werden könnten. Das BMLFUW werde in der stra­
tegischen Ausrichtung für die Programmperiode ab 2014 weiterhin 
Umweltzielen im Umweltprogramm absoluten Vorrang einräumen und 
so wie bisher dabei auch die Ziele und Interessen der Gesellschaft und 
der Konsumenten berücksichtigen. Die Erreichung der Umweltziele und 
der Nachweis der Wirksamkeit würden wie bisher im Vordergrund ste­
hen. Eine Weiterentwicklung sei natürlich das Ziel. 
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8.4 Der RH erwiderte in Bezug auf die hohen Zustimmungsraten bei Befra­
gungen, dass diese nicht zwangsläufig mit einer ebenso hohen tat­

sächlichen Zahlungsbereitschaft einhergingen (siehe TZ 10) und sah 

insbesondere im Hinblick auf die Programmperiode 20 14 bis 2020 
Potenzial für eine stärkere strategische Ausrichtung von ÖPUL auf die 
Erreichung konkreter, prioritärer Umweltziele. 

9.1 Gemäß EU- Vorgabe waren in den nationalen Strategieplänen die wich­
tigsten Wirkungsziele (Hauptziele) der einzelnen Schwerpunkte des 

Programms für die Entwicklung des Ländlichen Rau ms zu quantifizie­
ren und geeignete Indikatoren für die Begleitung und Bewertung fest­

zulegen. Der Nationale Strategieplan Österreichs vom 6. August 2007 
enthielt keine QuantiflZierung der Wirkungsziele des Schwerpunkts 2 

(Umwelt) und beschränkte sich bei den Indikatoren auf die von der 

EU vorgegebenen Basisindikatoren, die mindestens angegeben wer­
den mussten. Einige der ÖPUL-relevanten Bas isindikatoren 12 waren 
mit Werten aus den Jahren 1999 bis 2000 versehen. 

Die Europäische Kommission urgierte im Dezember 2008 von Öster­
reich nachdrücklich die Quantiflzierung der Wirkungsziele sowie die 

Festlegung weiterer relevanter Indikatoren. Sie verlangte ferner, dass 
alle Basisindikatoren spätestens bis zur Halbzeitevaluierung 20 10 mit 
aktualisierten, auF das Basisjahr 2006 bezogenen Werten unterlegt 

sein müssten. Mit dem aktualisierten Nationalen Strategieplan vom 

November 2009 legte Österreich Zielwerte für die wichtigsten Basisin­
dikatoren (Hauptindikaloren 13) des Schwerpunkts 2 (Umwelt) fest. Erst 

mit der Halbzeitevaluierung 2010 erfolgte die Aktualisierung der rest­
lichen Basisindikatoren. 

9.2 Der RH kritisierte die zeitlich verzögerte Quantiflzierung der Wirkungs­

ziele und die mangelhafte Festlegung von Indikatoren. Er empfahl dem 
BMLFUW, schon im Strategieprozess für die Programmperiode ab 2014 
geeignete und ausreichend spezifische Indikatoren für ÖPUL festzule­
gen. 

12 Für ÖPUL waren zehn Basisindikatoren vorgegeben: NT. 17 (Bestand der Feldvö­

gcl) , NT. 18 (ökologisch wertvolle landwirtschaftliche Flächen), NT. 19 (Biodivcrsi ­

tät). NT. 20 (Wa sser - Bruttonährstoffbilanz), NT. 21 (Wasserqualität), NT. 22 und 

NT. 23 (Boden), NT. 24 (Klimawandel - Erzeugung erneuerbarer Energien), NT. 25 und 
NT. 26 (KlimawandcI). 

1] Vier der oben genannten zehn ÖPUL- Basisindikatoren waren gemäß Anhang V III 

der Verordnung lEG) NT. 1974/2006 der Europäischen Kommission zur Verord­

nung (EG) Nr. 169812005 des R,Hes sogenannte .. Hauplindik<ltoren im Rahmen der 

nationalen Slrategie~. Es waren dies die Indikatoren Nr. 17 (Bestand der FeldvögclJ, 

Nr. 18 (ökologisch wertvolle landwirtschaftliche Flächen), Nr. 20 (Wasser - ßruuonähr­

sloffbilanz) und Nr. 24 (Klimawandel - Eneugung ern euerbarer Energien). 
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9.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei die Darstellung des RH, die 
Strategie habe keine Quantijizierung der Hauptziele enthalten, inso­
fern nicht richtig, alsjinanzielle Ziele in den einzelnen Schwerpunkten 
quantifiziert und auch die Basisindikatoren entsprechend dargestellt 
worden seien. Ebenso habe das Programm von Beginn an Zielgrößen 
zu den einzelnen Maßnahmen von ÖPUL und eine Darstellung der ver­
wendeten Indikatoren enthalten. 

Die künftige Strategie und auch die Festlegung von Indikatoren werde 
sich wie bisher an den Vorgaben der EU-Politik zu orientieren haben. 
Laut Programmhandbuch sei der Strategieprozess - nach der SWOT­
Analyse14 - in der Entwicklung des Programms 2014-2020 der nächste 
Schritt vor der Maßnahmen entwicklung. Das BMLFUW stimme mit 
dem RH auch überein, dass Überlegungen zu geeigneten Indikatoren 
bereits ein wichtiger Bestandteil des Programmgestaltungsprozesses 
sein sollten. 

9.4 Der RH entgegnete - unter Verweis auf die Kritik der Europäischen 
Kommission vom Dezember 2008 -, dass die bloße Quantiflzierung 
der fmanziellen Ziele und die Angabe nicht aktueller Basisindikatoren 
unzureichend waren, um die Strategie- und Programmumsetzung auf 
überprüfbare Ergebnisse und Wirkungen auszurichten. Er hielt daher 
seine Empfehlung aufrecht. 

14 Analyse der Stärken und Schwächen, Chancen und Risiken (SWOT: Strengths, Wcak­
nesses, Opportunities, Threatsl 
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M F 
Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007 

10.1 (I) ÖPUL 2007 bezweckte gemäß Programm LE 07-13 eine exten­
sive Wirtschaftsweise mit verringertem Betriebsmitteleinsatz, boden­

deckender Begrünung, Natu rschutz und Erhaltung der Kulturlandschaft 
und sollte damit einen Beitrag zum Schutz der fünf Umweltgüter 
Boden, Wasser, Klima, Biodiversität und Kulturlandschaft (Vermei­

dung vo n Marginalisierung) leisten. Betriebe konnten insgesamt oder 

auch nur mit einzelnen Flächen an einer oder mehreren der insgesamt 
28 ÖPUL-Untermaßnahmen teilnehmen. 

Über 70 % der österreich ischen Landwirte verpflichteten sich ab 2007 

im Rahmen mehrjähriger Verträge freiwillig zu besonders umweltscho­
nenden Formen der Bewirtschaftung. 

Das Programm LE 07-13 defmierte als Gegenstand der Förderung 
von ÖPUL 2007 die Abgeltung von Umweltleistungen, die in nach­
stehenden Bereichen über die Grundanforderungen (Cross Compli­
ance 15) hinausgingen: 

Schutz des Bodens (Schutzgut Boden), 

Schutz von Oberflächen- und Grundwasser (Schutzgut Wasser), 

Luftreinhaltung und Klimaschutz (Schutzgut Klima), 

Erhaltung und Förderung der Biodiversität (Schutzgut Biodiversität), 

Erhaltung der traditionell en Ku lturlandschaft (Schutzgut Kultur­

landschaft/Vermeidung von Marginalisierung) . 

(2) Die drei "a ll gemeinen Ziele" von ÖPUL 2007 waren laut Pro­
gramm LE 07-13: 

Beitrag zur Förderung der nachhaltigen Entwicklung des ländlichen 
Raums, 

Beitrag zur Befriedigung der steigenden gesellschaftlichen Nach­
frage nach Umweltdienstlei stungen, 

Ermutigung der Landwirte, im Dienste der gesamten Gesellschaft 
Produktionsverfahren einzuführen oder beizubehalten, die mit dem 

Schutz und der Verbesserung der Umwelt, des Landschaftsbildes 

15 Einhaltung der gesetzlichen Standards (Grundanforderungen) bezugnehmend auf 

Umwelt, Lebcnsmiuelsichcrhcit und Tierschutz, an die die Gewährung von Agrarzah­
lungen geknüpft ist. 
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und des ländlichen Lebensraums, der natürlichen Ressourcen, des 
Bodens und der genetischen Vielfalt vereinbar sind. 

Ferner listete das Programm LE 07- \3 sechs .. besondere Ziele" von 
ÖPUL 2007 auf: 

Förderung einer umweltfreundlichen Landwirtschaft (und Weide­
wirtschaft geringer Intensität), 

Erhaltung traditioneller und besonders wertvoller landwirtschaft­
lich genutzter Kulturlandschaften, 

Erhaltung der Landschaft (und der historischen Merkmale auf land­
wirtschaftlichen Flächen), 

Förderung der Einbeziehung der Umweltplanung in die landwirt­
schaftliche Praxis, 

Beitrag zur Verwirklichung der nationalen und gemeinschaftlichen 
Agrar- und Umweltpolitik durch Förderung von Vertragsnatur­
schutz, Gewässerschutz, Bodenschutz, Erhaltung genetischer Res­
sourcen im Bereich von landwirtschaftlichen Tierrassen und Kul­
turpflanzen, Grundwasserschutzmaßnahmen und die Förderung der 
biologischen Wirtschaftsweise, 

Sicherung einer angemessenen Abgeltung für die angebotenen 
Umweltdienstleistungen. 

10.2 Der RH bemängelte, dass die besonderen Ziele keine ausreichende Kon­
kretisierung der allgemeinen Ziele leisteten. 

Mit Bezug auf das besondere Ziel der Sicherung einer angemessenen 
Abgeltung für die angebotenen Umweltdienstleistungen betonte der 
RH, dass für die Abgeltung nicht allein das Angebot an Umweltleis­
tungen, sondern auch der Umfang und die Qualität der von der Gesell­
schaft nachgefragten Umweltleistungen maßgeblich sind. 

Der RH empfahl dem BMLFUW, im Sinne einer wirkungsorientierten 
Verwaltung die Ziele von ÖPUl in der Programmperiode ab 2014 kon­
kret zu formulieren, sodass der Grad der Zielerreichung überprüft wer­
den kann. Er empfahl dem BMLFUW ferner, bei der Erstellung des 
künftigen Programms auch die Nachfrage der Gesellschaft bzw. der 
Konsumenten nach AgrarumweltIeistungen hinsichtlich Umfang, Qua­
lität und Zahlungsbereitschaft zu berücksichtigen. 
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10.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW seien zur Beurteilung der ausrei­
chenden Konkretisierung der allgemeinen Ziele auch die konkreten Ziele 
der Untermaßnahmen einzubeziehen. Der RH hebe in seiner Beurtei­
lung eines der insgesamt sechs .. besonderen Zielen" hervor - nämlich 
das Ziel der angemessenen Abgeltung /Ion Umweltleistungen. Damit 
entstehe der Eindruck, esfiinde nur das Angebot von Umweltleistungen, 
nicht jedoch die fünf anderen Ziele, die vorrangig die Umweltleistung 
darstellten , Beachtung. 

Für die Definition und Vorgabe von Zielen für das nächste Programm 
seien wie bisher primär die EU-Vorgaben ein entscheidendes Kriterium. 
Seitens des BMLFUW sei jedoch eine Weiterentwicklung in Form einer 
stärkeren Differenzierung innerhalb der Maßnahmen (z.B. Acker und 
Grünland) angedacht, um die Wirkung besser beurteilen zu können . 
Grundsätzlich stimme das BMLFUW daher der Anregung des RH, die 
Zielvorgaben zu konkretisieren, um den Grad der Zielerreichung besser 
prüfen zu können, zu. Das BMLFUW teile außerdem die Ansicht des 
RH, dass mit öffentlichen Mitteln dotierte Programme die Nachfrage 
und Akzeptanz durch tlie Gesellschaft zu berücksichtigen hätten. Die 
spezifischen Konsumenlenwünsche seien sicherlich auch ein wesent­
licher Aspekt, es müsse hier aber jedenfalls die Möglichkeit der Steu ­
erung und Abgeltung durch Marktmechanismen berücksichtigt werden. 
Das BMLFUW gehe davon aus, dass die Anforderungen der Gesellschaft 
an das Programm weitgehend bekannt gewesen und denlllach berück­
sichtigt worden seien. Methodisch habe ein umfangreicher Partizipa­
tionsprozess (z.B. Arbeitsgruppen, Großveranstaltungen, Themense­
minare, Stellungnahmen per Internet, BürgerInnenrat) stattgefunden. 

10.4 Der RH hielt Fest, dass in einer Zielhierarchie alle besonderen Ziele bis 
hin zu den Zielen der Untermaßnahmen die allgemeinen Ziele ausrei­
chend konkretisieren sollten . Auch das besondere Ziel der Sicherung 

einer angemessenen Abgeltung für die angebotenen Umweltleistungen 
wäre im Sinne einer wirkungsorientierten Konkretisierung der allge­

meinen Ziele zu erläutern. 
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11.1 ÖPUL entwickelte sich in der vorangegangenen Programmperiode 
(ÖPUL 2000)1 6 und in der laufenden Programmperiode (ÖPUL 2007) 
wie folgt: 

Tabelle 6: Entwicklung von ÖPUL 2000 und ÖPUL 2007 

6PUL 2000 

2001 2002 2003 2004 2006 Durchlchnttt 
2001 btl 2006 

Teilnahmeflächen in ha 2.250.930 2.257.128 2.257.263 2.250.650 

Teilnehmende Betriebe 137.537 136.381 135.175 134.114 133.096 133.817 

leistungsabgeltung 588,5 605,8 628,5 642,0 653,9 626.2 
in Mio. EUR 

6PUL 2007 

2007 2001 2009 2010 Durchschnttt 
2007 btl 2010 

Teilnahmeflächen in h. 2.195.316 2.199.578 2.202.586 2.197.040 2.198.630 - 2,3 

Teilnehmende Betriebe 120.547 118.887 117.771 116.122 118.332 - 11,6 

leistungsabgeltung 499,7 507,5 513,9 518,7 510,0 - 18.6 
in Mio. EUR 

aueUe: Grüner Bericht 2011, TabeUe 5.2.16 

338 

16 Die Programmperiode von ÖPUL 2000 lief von 2000 bis 2006, die Zahlungen began­
ncn allerdings erst im Jahr 2001, desha lb erfo lgten di e Darstellungen vo n ÖPUL 2000 
im gesamten Bericht Ober die Jahre 2001 bis 2006. ÖPUL 2007 begann im Jahr 2007. 
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Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007 

Die jährliche prozentuale Veränderung bezogen auf das Jahr 200 1 
zeigt folgende Abbildung: 

Abbildung 5: Veränderung von ÖPUL seit dem Jahr 2001 

in Ofo 
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- Flächen (ohne Almen) _ Betriebe - leistungsabgeltungen 

Quelle: RH auf Basis des Grünen Berichts 2011. Tabelle 5.2.16 

Bund 2013/5 

Im Durchschnitt der Jahre 2001 bis 2006 betrug di e ÖPUL- Leistungs­

abgeltung 278 EU R/ha, im Durchschnitt der Jahre 2007 bis 2010 fIel 
sie au f 232 EUR/ha. Das entsprach einem Minus von 16,6 Ofo gegen­
über der Vorperiode. Während die Zahl der ÖPUL- Betriebe im Ver­
gleich dieser Jahre um 11 ,6 Ofo sa nk, verringerten sich die ÖPUL- Flä­
chen (oh ne Almen) nur um 2,3 %. 

11.2 Der RH stell te fest, dass die rückläufige Zahl der Betriebe und der ver­
gleichsweise geringe Rückgang der ÖPUL-Flächen auf eine Zunahme 

der geförderten ÖPUL- Flächen pro Betrieb schließen ließen. 

11.3 Das BMLFUW merkte zu der Schlussfolgerung, dass die geförderte 
ÖPUL- Fläche pro Betrieb zugenommen habe, an, dass die Erklä­
nmg dafür primär in der Zunahme der durchschnittlichen Betriebs-
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größe liege. Die Anzahl der Maßnahmenverträge l 7 und die in Summe 
geförderten Flächen (inkl. Doppelzählungen}IB seien jedoch gegenüber 
ÖPUL 2000 deutlich gesunken. Die geringere Zahl an ÖPUL-Betrieben 
sei in Relation zur ebenfalls sinkenden Anzahl aller Betriebe zu setzen. 

Der Anstieg des Prämienvolumens ab 2007 - bei leicht sinkender ÖPUL­
Fläche - sei primär auf den Wechsel in Ilöhenvertige Maßnahmen (z.B. 
Biologische Wirtschaftsweise und Natu'rschutz) und den späteren Start 
der Tierschutzmaßnahme in einigen Bundesländern zurückzuführen. 

Höhe der ÖPUL-AbgeLtungen 

Prämienfähige 
Leistungen 

340 

Mehrwert 

12 Prämienf<ihig waren nur zusätzliche Kosten und Einkommensverluste 
infolge freiwillig eingegangener Verpflichtungen, d.h. Mehrleistungen, 
die über einschlägige gesetzliche und sonstige Grundanforderungen 
hinaus für die Umwelt erbracht wurden. 

Nicht prämienfahige Grundanforderungen 

13.1 (I) Grundanforderungen galten zum einen für die Betriebsführung und 
zum anderen für den Zustand landwirtschaftlicher Flächen. 

Die Grundanforderungen an die Betriebsführung betrafen die Bereiche 
Umwelt, Gesundheit von Mensch, Tier und Pflanzen und den Tier­
schutz. Sie waren in einzelnen Artikeln von 18 EU- Rechtsnormen 19 

und entsprechenden nationalen Vorschriften geregelt. 

Die Grundanforderung, Flächen in gutem landwirtschaftlichem und 
ökologischem Zustand (GLÖZj zu erhalten, umfasste eine Reihe von 
Mindeststandards für Bodenschutz, Landschaftspflege und Erhaltung 
von Dauergrünland, die von den Mitgliedstaaten festzulegen waren.20 

17 siehe TZ 34 

18 siehe TZ 31 

19 Auflistung in Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates bzw. Verord­
nung lEG) Nr. 74/2009 

20 Rahmenvorgabe in Anhang IV der Verordnung lEG) Nr, 1782/2003 des Rates hzw. 
Verordnung (EG) Nr. 74 /2009; in Österreich wurden bspw. rolgende Standards defi­
niert: BegrOnung und Pflege von vorübergehend nicht genutztem Ackerland, Verbot 
der Bodenbearbeitung in Gewässernähe, Verbot des Strohabbrennens. Mindestpt1ege 
(keine Verwaldung, Verödung) bzw. Nutzung von Flächen (Beweidung oder Ernte), 
Erhalt geschützter Landschaftselemente, Erhalt von Daucrgrunland, Fruchtfolgestan­
dard, Phosphordüngung. 
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Die deta illierte Beschreibung der Grundanforderungen so llte schon in 
dem von der Europä ischen Kommission zu genehmigenden Programm 

das Ausmaß der bereits bestehenden rechtlichen Verpflichtungen (Refe­
renzniveau) in Relation zu den geplanten freiwilligen Mehrverpfli ch­

tungen erhell en und der Europäischen Ko mmission erm ögli chen, den 

Mehrwert der vom Mitgliedstaat vorgeschlagenen Agrarumweltmaß­
nahmen zu beurteilen. 

(2) Mehrere der vo n Österreich geplanten ÖPUL- Un termaßnahmen 

enthielten aus Sicht der Europäischen Kommission keine ausreichende 
Beschreibung der Grundanforderungen. Sie ersuchte daher in ihrer 
Stellungnahme (189 Fragen) vom April 2007 zu m österreichischen 

Programmentwurf vo m Jänner 2007 um eine den EU- Bestimmungen 
entsprechende Darstellung der Grundanforderungen als Voraussetzung 
für die Beurteilung der geplanten ÖPUL- Untermaß nahmen. Die man­

gelha ften Beschreibungen im eingereichten Entwurf des Programms 
LE 07- 13 verzögerten die Programmgenehmigun g du rch di e Euro­

päische Ko mmission (siehe Bericht . LEAD ER 2007 bis 201 3", Reihe 
Bund 201 2/7, TZ 23 ). 

13.2 Der RH betonte, dass die ÖPUL- Zahlungen der EU, des Bundes und 

der Länder im Hinblick auf ihre sachliche und betragli ehe Angemes­
senheit überprüfuar sein müssen, und bemängelte die unzulängliche 

Beschreibung der Grundanforderungen, die auch zur Verzögerung der 
Programmgenehm igung beit rug. 

Der RH empfahl dem BM LFUW, die Grundanfo rderungen als Referenz­

nivea u für die Bewertung des Um fa ngs der freiwilligen Mehrverpflich­
tungen (prämien fa higen Agrarumweltl eistungen) bei der Erstellung 

des Programms 201 4 bis 2020 ausreichend deta ill iert und nachvoll­
ziehba r darzustell en. 

13.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW habe trotz intensiver Vorarbeiten und 
inform eller Vorgespräche mit der Europäischen Kommission bei einigen 
ÖPUL- Ma ßnahmen ein inhaltlicher Überarbeitungsbedatjbestanden. Es 
liege auf der Hand, dass ein Programm dieser Größe und Komplexität in 
den kommiss ionsinlern en Konsulf'ationen zahlreiche Fragen aufwerfe. 
Dass eine mangelhafte Beschreibung von Maßnahmen oder Grundan­
f orderungen (lie Genehmigung verzögert habe, sei nicht nachvo llzieh­
bar. Die Komm ission habe alle in ÖPUL vo rgeschlagenen Ma ßnahmen, 
wenn auch mit - gro ßteils nur geringfügigen - Anpassullgen, schluss­
endlich genehmigt. 
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Das BMLFUW stimme jedoch mit dem RH überein, dass alle Rahmenbe­
dingungen des Programms LE 07- 13 möglichst genau beschrieben und 
dargestellt werden müssten. Das BMLFUW gestehe zu, dass gegenüber 
dem derzeitigen Programm ein Verbesserungspotenzial bestehe. Jedoch 
sei einerseits die so bezeichnete . Grundanforderung" überwiegend nicht 
im Programm LE 07- 13, sondern im Rahmen von Bestimmungen zur 
ersten Säule2 1 festgelegt und sei andererseits in Anhang I des Pro­
gramms LE 07-13 eine sehr ausführliche Darstellung von Bezug und 
Mehrwert einzelner ÖPUL-Maßnahmen zu den "Grundanforderungen" 
erfolgt. 

13.4 Der RH verwies auf die oben erwähnte Stellungnahme der Europäischen 
Kommission vom April 2007 (189 Fragen) zum österreichischen Pro­
grammentwurfvom Jänner 2007, in der die Europäische Kommission 
die mangelnde Beschreibung der Grundanforderungen kritisiert hatte, 
und betonte, dass die von der Europäischen Kommission aufgewor­
fenen Fragen zum Mehrwert einzelner ÖPUl- Maßnahmen sowie die 
Überprüfbarkeit der Ergebnisse und Wirkungen schon allein aus nati­
onalem Interesse im Zuge der Programmvorbereitung und -erstellung 
ausreichend behandelt werden sollten (siehe Bericht .LEADER 2007 

bis 2013", Reihe Bund 2012/7, TZ 23) . 

Nachweis des Mehrwerts von Agrarumweltmaßnahmen 

14.1 Zum Nachweis des Mehrwerts der Agrarumweltmaßnahmen ver­
langten die EU-Vorschriften die Beschreibung und Begründung der 
verschiedenen Arten freiwilliger Mehrverpflichtungen, ausgehend 
von ihrer erwarteten Wirkung auf die Umwelt. Bei mehreren der im 
österreichischen Programm LE 07-13 geplanten ÖPUL-Untermaßnah­
men vermochte die Europäische Kommission den Mehrwert für die 
Umwelt nicht zu erkennen oder stufte ihn in ihrer Stellungnahme vom 
April 2007 als zu gering ein. 

Im Zuge bilateraler Verhandlungen zum Programm wurde der Umfang 
der Mehrverpflichtung bei einigen ÖPUL- Untermaßnahmen deutlich 
angehoben: Z.B. wurde bei der Untermaßnahme 2 (UBAG) die erlaubte 
Nitrat- Düngermenge von 2 10 kg/ha auf 150 kg/ha herabgesetzt (siehe 
TZ 48) oder bei der Untermaßnahme 21 (Regionalprojekt Salzburg) die 

Höhe der Förderung von 125 EUR/haje nach Viehbesatz von 95 EUR/ 
ha bis 125 EUR/ha gestaffelt (siehe TZ 56). 

21 Anmerkung BMlFUW: l .B. in der INVEKOS- CC-Verordnung 

Bund 2013/5 

III-18 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. T5 (gescanntes Original)18 von 98

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R -
H 
Höhe der ÖPUl-Abgeltungen Agrarumweltprogramm ÖPUl 2007 

Bund 2013/5 

14.2 Der RH kritis ierte den im Programmentwurf 2007 angestrebten Mehr­

wert von ÖPUL 2007 für die Umwelt als zu gering. Er empfahl dem 
BMLFUW, bei der Weiterentwicklung von ÖPUL für die künftige Pro­

grammperiode einen höheren Mehrwert für die Umwelt bzw. eine Stei­
gerung der Kosteneffektiv itä t anzustreben . 

14.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW werde grundsätzlich anerkannt, 
dass der Mehnvert einzelner weniger Maßnahmen durch in den Ver­
handlungen mit der Europäischen Kommiss ion /lorgenommene Ände­
rungen erhöht worden sei; dies scheine für Verhandlungen eine nor­
male Vorgangsweise. 

Aus Sicht des BMLFUW seien sowohl (lie Steigerung der Effektivi­
tä t der eingesetzten Finanzminel als auch die Erhöhung der Umwelt­
wirkung wichtige Ziele bei der Weiterentwicklung von ÖPUL. Beide 
Aspekte würden auch in der Kon zeption von ÖPUL 201 4 berücksich­
tigt werden. Da es sich bei ÖPUL um ein Programm mit freiwilliger 
Teilnahme handle, müsse immer der betriebswirtschaßliche Aspekt 
mi/berücksichtigt werden, um die notwendige Teilnahme sicherstellen 
zu können. Auch seien bei der Erhöhung der Umweltwirkung j e nach 
Schutzgut auch die Unterschiede zwischen der Wirkung auf der Ein ­
zeljliiche und der Gesamtwirkung zu berü cksichtigen. 

14.4 Der RH entgegnete, dass betriebswirtscha ftJi che Kosten- Nutzen­
Aspekte sich auf die freiwillige fl ächenmäßige Teilnahme an ÖPUL 2007 
(im Vergleich zu ÖPUL 2000) kaum nachteilig auswirkten. Ungeach­

tet der im Durchschni tt deutlich niedrigeren Hekta rprä mi en und der 
teilweise höheren Anforderungen wa r die Teilnahme gesichert (siehe 
TZ 5 1) . 

Der RH betonte weiters, dass ein möglichst hoher Mehrwert der ein ­
zelnen ÖPUL- Maßnahmen in Anbetracht der hohen nationalen 

Kofmanzierung vorran gig schon im nationa len Interesse li egt. 
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Verfahren und Zuständigkeit 

15.1 (1) Die angemessene Höhe der Prämien bzw. Leistungsabgeltungen 
für Agrarumweltleistungen konnte gemäß Art. 39 Abs. 4 der Verord­
nung (EG) Nr. 1698/2005 auf zwei verschiedene Arten ermittelt werden: 
entweder durch Berechnung der zusätzlichen Kosten und der Einkom­
mensverluste der Betriebe infolge der eingegangenen Umweltverpflich­
tungen, wobei die Berechnung die Verwaltung bzw. von ihr beauftragte 
Experten durchführten, oder im Wege von Ausschreibungen. 

(2) In Österreich berechneten Experten der Bundesanstalt für Agrar­
wirtschaft (AWI) sowie des Österreichischen Kuratoriums für Land­
technik und Landentwicklung (ÖKL) im Auftrag des BMlFUW die 
ÖPUL-Prämien. 

Ausschreibungen zur Auswahl von Begünstigten und zur Ermittlung 
der Höhe von Abgeltungen im Rahmen ergebnisorientierter Honorie­
rungsmodelle kamen in Österreich nicht zur Anwendung und wur­
den - anders als bspw. in Deutschland - auch nicht im Rahmen von 
Modellversuchen22 und experimenteller, interdisziplinärer Forschungs­
vorhaben erprobt. 

15.2 Der RH bemängelte, dass das BMLFUW die Durchführung von Aus­
schreibungen als alternatives Verfahren zur kostengünstigeren Bereit­
stellung von in Betracht kommenden UmweltIeistungen (z.B. Schutz 
der pflanzlichen Artenvielfalt) nicht näher untersuchte. 

Er empfahl dem BMLFUW, ergänzend zur Prämienberechnung durch 
Experten auch Erfahrungen mit Ausschreibungen und ergebn isorien­
tierten Honorierungsmodellen zu sammeln, etwa anhand geeigneter 
Modellversuche und experimenteller, interdisziplinärer Forschungen. 

15.3 Laut Mitteilung des BMLFUW seien Ausschreibungen in Art. 39 Abs. 4 

der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 als eine optionale Möglichkeit 
genannt. Bei der kleinen Betriebs- und Flächenstruktur und den der­
zeit angewandten Maßnahmen und Zielsetzungen wären Ausschrei­
bungsverfahren ein sehr teures und ungeeignetes Instrument. Bei den 
meisten Flächenmaßnahmen stelle sich die Frage, wie eine Bewer­
tung und Reihung erfolgen solle. Bei anderen Maßnahmen wie Streu­
obst oder Steiljlächenmahd zeige die durchschnittliche Teilnahmegröße 
(0,6 bzw. 3,6 ha), dass die Kosten eines Verfahrens kaum in Rela­
tion zum möglichen Nutzen stünden. Bei der Naturschutzmaßnahme 

22 vgl. bspw ... Northeim Projekt" der Universität Göttingen (2004 bis 2006) und Modell ­

projekt .. Blühendes Steinburg" der Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstcin und des 
Krcisbauernverbands Steinburg (2007 bis 2008) in Deutschland 
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gebe es bereits jetzt ein zusätzliches AuswalJlverjahren im Rahmen 
der Kartierung und Besichtigung vor Ort. Ebenso werde bei manchen 
Maßnahmen durch Regionalisierung in Fonn vo n Gebietskulissen (z.B. 
vorbeugender Gewässerschutz) eine Steuerungsjunktion erreicht. Die 
Ausschreibungen für Fliichenmaßnahmen würden nicht als sinnvolle 
Alternative erachtet. Das Th ema werde j edoch in den ÖPUL- Evalu­
ierungsbeira t eingebracht und auch mit den Experten der Bundesan­
stalten diskutiert. Die Durchführbarkeit möglicher Forschungsprojekte 
zu diesem Th ema werde ebenfalls geprüft. 

Auch mit der Frage der Ergebnisorientierung habe sich das BMLFUW 
sc/Ion mehrfach auseinandergesetzt und esfiinden sich entsprechende 
Ansätze direkt im Programm sowie in programmbegleitenden Pro­
jekten. Eine zwischenzeitlich vergebene Studie zum .. ergebnisorien­
tierten VertragsnaturschlI tz" solle als Basis fü r die Entwicklung einer 
entsprechenden Maßnahme im nächsten ÖPUL dienen. Hallptprobleme 
bei ergebnisorientierten Maßnahmen seien jedoch die ÜberprnflJarkeit, 
der direkte Bezug der Ergebnisse zur Bewirtschaftung lind die Kalku ­
lierbarkeit auf Basis der EU- Vorgaben. 

15.4 Der RH verkannte nicht die Schwierigkeiten und begrenzten Einsatz­
möglichkeiten von Ausschreibungen und ergebnisorien tierten Hono­

rierungsmodellen. Er anerkannte, dass das BMl FUW eine Studie zu 
diesem Thema in Auftrag gegeben hatte und dieses Thema in den 
ÖPUL- Evaluierungsbeirat einbringen wird. Er bek räftigte j edoch, dass 

in Anbetracht der Bedeutung und des finanziell en Volumens von ÖPUL 

ergä nzend zu den bisherigen Ansätzen der Prämienberechnung und 
Maßnahmenko nzeption wie in anderen Mi tgliedstaaten alternative 
Modell e - auch in Bezug auf geeignete Flächenmaßnahmen - unter­
sucht, erprobt und entwi ckelt werden so ll ten. 

Einflussfaktoren 

16.1 (I) Die Europä ische Kommission verlangte in den einschl ägigen Bestim­

mungen der Verordnungen (EG) Nr. 1698/2005 und (EG) Nr. 1974/2006 

und in einem erl äuternden Arbeitsdokument23 eine korrekte und di f­
ferenzierte, vorrangig auf empirischen Daten basierende Ermittlung 

der Prä mi en. Die Ka lkulation sollte den regionalen Gegebenheiten, 
der tatsächl ichen La ndnutzu ng sowie den Standortbed ingu ngen (wie 

z.B. Bodenqualität, Ertragsindizes, Klima, Zugä ngli chkeit oder durch­
schni ttli che Schl aggrößen) Rechnung tragen. Die Betriebsgröße stell te 

1) Europäische Kommission, Generaldirekt ion Landwinschaft und ländliche Entwicklung. 
Working Documcnl RD IO/07 /2006- fmal .. Agri- cnvironmcnt commitm ents and thcir 

vcri fl ability~ vom 23. Oktober 2007 
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keinen relevanten Faktor für die Prämienennittlung dar. Opportuni­
tätskosten24 durften in der Kalkulation berücksichtigt werden, wenn 
der Mitgliedstaat belegen konnte, dass in einer Region nachweislich 
die Gefahr eines Umstiegs in eine weniger umweltfreundliche Bewirt­
schaftung drohte. 

(2) Die Ennittlung der ÖPUL- Prämien erfolgte in Österreich anhand 
eines Vergleichs der (höheren) Deckungsbeiträge von Betrieben, die nur 
die Grundanforderungen erfüllten, mit den (niedrigeren) Deckungsbei­
trägen von Betrieben, die Umweltmehrleistungen erbrachten. Die Dif­
ferenz dieser Deckungsbeiträge ergab, wie nachstehende Abbildung 
illustriert, die ÖPUL-Prämie. 

Abbildung 6: Modell zur Ermittlung der ÖPUL-Prämien 

ErfüLLung der Grundanforderung 
-"----1 

Erfüllung einer freiwiLLigen Mehrverpflichtung 

Leistungen 
- variable Kosten 
- Deckungsbeitrag 

- Deckungsbeitrag bei Erfüllung der 
Grundanforderung 

Leistungen 
- variable Kosten 
- Deckungsbeitrag 
- kaLkuLierte Arbeitskosten 

- Deckungsbeitrag bei Erfüllung von 
ÖPUL-MehrverpfUchtung 

Deckungsbeitrag ÖPUL-Mehrverpflichtungen 
Deckungsbejtrag Grundanforderung 

+ -
erforderLicher Ausgleich 
aLLfälljge TraDsaktionskosten 
ÖPUL-PRÄMIE 

Quelle: RH auf Basis des Programms lE 07-13 i.d .F. nach der vierten Programmänderung, Pkt. 5.3.2.1.4.7 
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Die Prämienermittlung berücksichtigte zusätzliche Kosten (z.B. höherer 
Zeitaufwand, teurere PflanzenschutzmitteIl, Einkommensverluste (z.B. 
geringerer Ertrag oder Qualität), Kosteneinsparungen (z.B. bei Dünger) 
und Mehrerträge (z.B. höhere Produktpreise). 

Unberücksichtigt blieben dagegen mittel- oder längerfristig eintre­
tende Kosteneinsparungen oder Mehrerträge infolge der Teilnahme 
an ÖPUL-Untennaßnahmen, die zur Verbesserung der Ertragsfähigkeit 
des Bodens führten. Beispielsweise war es - gemäß Halbzeitevaluie­
rung 2010 - durch Agrarumweltleistungen gelungen, die Ressource 
Boden qualitativ zu verbessern und eine nachhaltige Produktion zu 
gewährleisten. So ließen die Wirkungen der Agrarumweltmaßnahmen 

24 Verzichtskosten (d.h. Erlösentgang durch Nichtausschöpfung vorhandener Möglich­
keiten zur Intensivierung der Landwinschaft) 
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auf die Bodenqualität auf eine "Win- Win"- Situation schließen: Die 
Produktivität der Böden werde gesteigert, di e EffIzienz des Dünge­

mitteleinsatzes verbessert und nachteilige Umwelteffekte würd en ver­
mindert. Auch bei Aufl agen zur Erhaltung von Landschaftselementen 

fanden nur di e Kosten, j edoch nicht der Nutzen - z.B. die Erosions­

schutzwirkung von Hecken - Berücksichtigung. 

(3) Je nach Sta ndortbedingungen hatten die Betriebe un terschiedliche 

Möglichkeiten, die Bewirtschaftung zu intensivieren. Bei der Ermitt­
lung der Prämien von Untermaßnahmen, di e auf die Erhaltung eines 
gute n Um weltzustandes abzielten, wurden diese un terschi edli chen 

Standortbedingungen und unterschiedlich hohen Opportuni tä tskosten 

ni cht berücksichtigt. Diesbezüglich bestanden im Programm LE 07- 13 
auch Überschneidungen zwischen Ausgleichszul agen25 und ÖPUL­

Zahlungen. 

16.2 Der RH bemängelte, dass di e mittel- und längerfristigen positiven Wir­

kungen einzelner ÖPUL- Untermaßnahmen in der Prämienkalkulation 
nicht berücksichtigt wurden. Er empfahl dem BMLFUW, die nach längerer 

Teilnahme an ÖPUL- Untermaßnahmen aJl fa Jli g eintretenden kostenmin­
dernden oder ertragssteigernden Effekte, etwa eine höhere Ertragsfahig­

keit des Bodens, in der Prämienkalkulation zu berücksichtigen. 

Der RH hielt weiters fest, dass in landwi rtschaftli chen Ungunstl agen 
als Alternative zur umweltfreundl ichen Wirtschartsweise eher eine 

Betri ebsaufga be als die In tensivierung der la ndwirtscha rt li chen Nut­
zu ng erfolgte. Er empfahl dem BMLFUW, ÖPUL- Zahlungen zur Verhin­

derun g von Betri ebsaufgaben - im Gegensatz zu den Ausgleichszah­
lungen - ökologisch zu begründen und Gebiete, in denen die Erhaltung 
der Bewirtscha rt un g aus ökologischen Gründen als prioritär erachtet 

wird, nach geeignete n ökologischen Kri te rien festzu legen. 

16.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW seien die bisherigen Effekte lion 
Extensivierungsmaßnahmen in ÖPUL bei der Prämienkalkulalion für 
die Folgeperiode, wo möglich, berücksichtigt worden. Die Kalkulati­
onen zu den neuen Maßnahm en seien neu zu erstellen ; dabei werde 
das BMLFUW abermals veranlassen, allJiillig ertragssteigernde Aspekte 
durch umweltgereelIte Bewirtschaftungsmethoden zu berücksichtigen. 
Eventuelle Mehrerträge aus lierbesserter Bodenertragsjähigkeit würden 
(z. B. beim Biolandbau) indirekt berücksichtigt, da sie sich in den durch­
schnittlichen Erträgen im Biolandbau wiederjänden. Das BMLFUW 
merkte weiters an, da ss nicht jede qualitative Verbessenlllg des Bodens 

2S In Berggebicten und benachteiligten Gebieten, in denen die Bewirtschaftung aufgrund 
naturbedingter Nachteile erschwert ist, werden als Kompensation für die zusätzlichen 
Kosten und Einkommensverluste Ausgleichszahlungen gezahlt 
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zwangsläujig auch eine Erhöhung seiner Ertragsjähigkeit zur Folge 
habe. Für die Umwelt könne sie aber dennoch wichtig sein (z.B. Ero­
sionsschutz oder KohlenstojJlJindung durch Humus). 

Auch der Aspekt der Aufgabe der Flächenbewirtschaftung sei bei der 
Maßnahmenkonzeption wie auch bei der Kalkulation der Prämien 
berücksichtigt worden (z.B. Bewirtschaftung von Bergmähdern, Steil­
jlächenmahd und Teilbereiche der Naturschutzmaßnahme). Bei den 
genannten Kalkulationen stehe der Arbeitsaujivand der Pjlege und nicht 
der Ertragsverlust durch Betriebsmittelverzicht klar im Vordergrund. 

Bezüglich Teilnahmebereitschajt und Umweltnutzen führte das 
BMLFUW aus, dass bei intensiver Art der Bewirtschaftung durch ent­
sprechende Maßnahmen rascher und leichter positive Umwelteffekte 
erzielbar seien, als in der Ausgangslage bei extensiven Bewirtschaf­
tungssystemen . Zu beachten sei aber der Gesamteffekt aus der jewei­
ligen Wirksamkeit einzelner Maßnahmen und deren Akzeptanz: Selbst 
vergleichsweise schwach wirksame Maßnahmen könnten bei hohem 
Akzeptanzgrad eine sehr starke Gesamtwirkung entfalten. Eine Fokus­
sierung auf hochwirksame Maßnahmen bzw. intensive Bereiche zu 
Lasten der Ungunstlagen könnte sich binnen kurzer Zeit negativ auf 
die bestehenden Schutzgüter bzw. -ziele auswirken. 

Ergänzendführte das BMLFUW aus, dass bei allen ÖPUL-Maßnahmen 
zusätzliche Aujlagen und Einschränkungen zu den "Ausgleichszah­
lungen" dejiniert worden seien und eine Teilnahme somit eine zusätz­
liche Leistung bedeute. Bei ÖPUL-Maßnahmen stünde nicht die Ver­
hinderung der Betriebsaufgabe im Vordergrund, sondern die Sicherung 
der Flächenbewirtschajtung. Die Erhaltung der landwirtschajtlichen 
Bewirtschaftung sei aus heutiger Sicht ein österreich weites Ziel. Aus 
Sicht des BMLFUW sei eine klare Maßnahmendejinition und Fokussie­
rung auf bestimmte Lebensräume (z.B. Bergmähder oder Streuobstwie­
sen) oder besonders aufgabegejährdete Flächen (z.B. steile Grünla.ndjlä­
ehen oder Hutweiden) zie/jührender als eine zwangsläujig Unschärfen 
aujiveisende Gebietskulisse. 

16.4 Der RH anerkannte die Zusage des BMlFUW, alWillig ertragssteigernde 
Aspekte durch umweltgerechte Bewirtschaftungsmethoden zu berück­
sichtigen. Er erwiderte jedoch, dass die unzureichende Differenzierung 
zwischen Zustandserhaltung und Zustandsverbesserung im Rahmen 
von ÖPUL (siehe auch TZ 45) mit teilweise überlappenden Zielset­
zungen von ÖPUL und Ausgleichszahlungen einherging. 
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Der RH bemerkte ferner, dass der Anteil der vom BMLFUW genann­
ten Maßnahmen, die eine Aufgabe der Fl ächenbewirtschaftun g hint­
anhalten sollten und bei denen der Arbeitsaufwand der Pflege im 
Vordergrund stand, vergleichsweise gering war: Auf die Untermaß­
nahme Bewirtschaftung von Bergmähdern entfIelen im Durchschnitt 
der Jahre 2007 bis 2010 lediglich 0, I Ofo der ÖPUl- F1 äche und 0,2 Ofo 

der Leistun gsabgeltungen, auf die Untermaßnahme Steilflächenmahd 
7,3 Ofo der Fläche und 5,6 Ofo der Leistungsa bgeltun gen. 

Verhältnis von Prämienhöhe, Teilnahmebereitschaft und Umweltnutzen 

17.1 (I) Die Prämien der 28 ÖPUl- Untermaßnahmen wurden auf Basis von 
Durchschnittskosten der Betriebe ermittelt. Je nach Untermaßnahme 
fanden die Besonderheiten von Ackerbau und Grünland, Betriebstypen 
oder - etwa bei Grünlandmaßnahmen - auch Extensivierungsgrade 
in Fo rm differenzierter bzw. gestaffelter Prämien Berücksichti gung. 
Daraus resul t ierten unterschiedlich hohe, teilweise auch kombinierbare 
oder kombin ationspflichtige Prämi enangebote (siehe auch TZ 34). In 
Abwägun g der angebotenen Prämien sowie der ind ividuellen Kosten 
und Ertragsaussichten entschieden sich die Betriebe im Verfahren der 
Selbstselekti on für oder gegen eine Teilnahme an einer oder mehre­
ren Untermaßnahmen. 

(2) Einem Arbeitsdokument der Europä ischen Kommission aus 199826 

sowie wissenschaftlichen Analysen zu folge27 hängt die Teilnahme an 
Agrarumweltmaßnahmen wesentlich von den individuellen Anpas­
sungskosten der Betriebe ab. Diese sind bei gilnstigen Standortbedin ­
gunge n höher a ls bei ungilnstigen und bei umweltfreundlicher Wirt­
schaftsweise niedriger als bei intensiver Bewirtschaftun g. Daraus ergibt 
sich das in nachstehender Abbildung illustrierte Verh ältnis von Teil­
nahmebereitschaft und Umweltnutzen: 

Z6 Arbeitsdokument VI/76S5/9B der Kommission: Anwendungsstand der Verordnung (EWG) 
NT. 2008/92 - Evaluation von Agrar- Umwcltprogrammen 

27 vgl. Bernhard OSlerburg, Auswirkungen der Umsetzung der Agrarumwcltprogramme 
gemäß Verordnung (EWGj NT. 2078/92. Kiel 1999; Klaus Salhorcr, Ziele, Instrumente 
und Tradc- orfs in der Agrarpolitik am Beispiel von Agrarum weltpolitik, Wien 2002; 

Franz Si nabc ll . Der Re rormbedarr der GAP aus österreichischcr Sicht - Agrarumwclt­
politik ; AGENDA 2000 Mid- term review, in : Markus Hofrei lher el al, Wien 2002 und 

Thomas Wrbka cl al, Impact of Ihe Austrian Agri- Environmcntal Scheme on divcrsity 
of landscapes, plants and birds, Community Ecology 9(2), Budapcst 2008 
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Abbildung 7: Teilnahmebereitschaft und Umweltnutzen 
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QueUe: Darstellung RH nach David Kleijn and William J. Sutherland, How effective are European agri- environment schemes in 
conserving and promoting biodiversity? Journal of Applied Ecology 2003/40, 947- 969 
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Die Bereitschaft, an Agrarumweltmaßnahmen teilzunehmen (siehe 
strichlierte Linie), ist demnach bei extensiver, wenig umweltbelasten­
der Bewirtschaftung am höchsten und sinkt mit zunehmender Bewirt­
schaftungsintensität. Die Teilnahme konzentriert sich auf eher umwelt­
freundliche, extensiv wirtschaftende Betriebe in Ungunstlagen. Dies 
ist auch für Österreich belegt: Gemäß Halbzeitevaluierung 2010 nah­
men im Jahr 2009 rd. 97,0 % der Ausgleichszulagen-Betriebe (BHK­
Gruppen28 2 bis 4) mit 98,9 % ihrer Ausgleichszulagen-Flächen auch 
an ÖPUL tei l. In der BHK- Gruppe 029 nahmen dagegen nur 76,6 % 

Betriebe mit 86,3 % der Flächen teil. 

Für den Umweltnutzen (siehe durchgehende Linie) dagegen gilt: Je 
höher die Bewirtschaftungsintensität, desto höher der Mehrwert einer 
Teilnahme an Agrarumweltmaßnahmen und je niedriger die Bewirt­
schaftungsintensität, desto geringer der zusätzliche Umweltnutzen. 

28 Bcrgbaucrn werden je nach Erschwernis in Berghöfekataslergruppcn (BHK- Gruppcn) 
von 1 bis 4 eingeteilt. 

29 Die BHK- Gruppc 0 umfasst Nicht- Bcrgbauern. die für die Bewirtschaftung von Flä­
chen im benachteiligten Gebiet eine Ausgleichszulage erhalten. 
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(3) ÖPUL trug den individuellen Anpassungskosten insofern Rech­
nung, als es anspruchsvolle Untermaßnahmen mit höheren Prämien 

und weniger anspruchsvolle mit niedrigeren Prämien umfasste, wie 
etwa die Untermaßnahme 2 UBAG. 

Eine weitergehende Differenzierung der Prämien und stärkere Anpas­
sung an die tatsächlichen, regional unterschiedlichen Kosten und 

Erträge erachtete das BMLFUW im Hinblick auf einen steigenden Ver­
waltungs- und Kontrollaufwand für nicht zweckmäßig. 

17.2 Nach Ansicht des RH kann ein höherer Verwaltungs- und Kontrollauf­
wand infolge einer stärkeren Differenzierung der Prämien gerechtfer­
tigt sein, wenn der Nutzen (geringere Mitnahmeeffekte, höhere Kosten­

effektivität) den höheren Verwaltungsaufwand überwiegt. Er empfahl 
dem BMLFUW, die ÖPUL-Prämien in Richtung einer besseren Anpas­

sung der Prämien an die tatsächlichen, regional unterschiedlichen 

Kosten und Erträge der Betriebe, einer Verringerung von Mitnahme­
effekten sowie einer Steigerung der Kosteneffektivität weiterzuentwi­
ckeln. 

17.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW wären regional angepasste, ergeb­
nisorientierte Honorierungsmodelle nur mit einem enormen, nicht 
abschätzbaren Mehraufwand realisierbar. Dazu käme ein beachtlicher 
Verrvaltungsmehraufwand und das große Problem einer naclwollzieh­
baren Grenzziehung. Aufgrund der oft kleinräumigen Ullterschiede in 
der Botlenqualität und Ertragskraft wäre diese Abgrenzung auf Basis 
nachvollziehbarer Verwaltungseinheiten kaum möglich. Laut BMLFUW 
seien in mehreren Maßnahmen Elemente enthalten, die durch unter­
schiedliche Auflagen oder Prämiensätze eine Differenzierung bewirk­
ten (z.B. Naturschutzmaßnahme, UBAG, Ökopunktej oder in tlenen 
eine Abgeltung primär über den Mehraufwantl an Arbeit erfolge (z.B. 
Bewirtschaftung von Bergmähdern, Steiljlächenmahtl und Streuobst). 
Bei diesen Maßnahmen spiele tlie unterschieilliche Ertragskraft nur 
eine ulllcrgeortinere Rolle. 

Die MlIßnahmenauswahl nach betrieblicher und persönlicher Präferenz 
sei ein Grundprinzip von freiwilligen Maßnahmen untl spiele auch bei 
stärkerer DiJ[erenzierung der Prämien weitcr eine entscheitlentle Rolle. 
Zudem würde eine PrämiendiJ[erenzierung nach Intensität in der Aus­
gangssituation jene Betriebe, die bereits in den Vorperioden Maßnah ­
men gesctzt hatten, benachteiligen. 

Aus Sicht des BMLFUW gelte tlie dargestellte Teilnahmebereitschaft 
im Verhältnis zum Umweltnutzen nur bei reincn Extensivierungsmaß­
nahmen untl sei stark vereinfacht. Der Erhaltungsaspekt bleibe dabei 
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völlig außer Acht. Dies werde der österreich ischen Situation und der mit 
den Vorläuferprogrammen erbrachten Leistung nicht gerecht. Sowohl 
in den Kalkulationen als auch der Maßnahmenausgestaltung sei jedoch 
versucht worden, diese Situation zu berücksichtigen (z.B. gestaffelte 
Düngegrenzen nach Ertragslage, Prämienkalkulation bei Steilj1ächen­
mahd und Naturschutz im Vergleich zur Option Aufforstung). 

Nach Auffassung des BMLFUW beinhalte d.ie Beurteilung des RH auch 
den Vorwurf von Mitnahmeeffekten, insbesond.ere im Falle extensiv 
wirtschaftender Betriebe. Eine Prämiendifferenzierung, bei der in Regi­
onen mit bisher schon extensiver Bewirtschaftung (z.B. im extremen 
Berggebiet) keine oder eine stark reduzierte Prämie gewährt würde, sei 
weder politisch gewollt noch werde dies fachlich unterstützt. 

Die Anregung des RH, die Prämien stärker nach regionalen Gesichts­
punkten zu differenzieren , werde jedoch in die Programmdiskussion 
insofern einfließen, als für bestimmte Themenbereiche eine stärkere 
Regionalisierung der Maßnahmen, eine Einschränkung der Maß nah­
menkombinationen oder Abschläge bei bestimmten Maßnahmenkom­
binationen eingebracht würden. 

17.4 Der RH anerkannte, dass das BMLFUW im Rahmen der Programmge­
staltung für bestimmte Themenbereiche eine stärkere Regionalisierung 
der Maßnahmen, eine Einschränkung der Maßnahmen kombinationen 
oder Abschläge bei bestimmten Maßnahmenkombinationen diskutie­
ren wird. 

Der RH hielt fest, dass der Anteil der Untermaßnahmen, bei denen 
ein Mehraufwand an Arbeit abgegolten wurde, in ÖPUL sehr gering 
war (Bergmähder, Steilflächenmahd, Streuobst). Er sah in einer bes­
seren Anpassung der Prämien an regional unterschiedliche Kosten­
und Ertragslagen ein Schlüsselelement für geringere Mitnahmeeffekte, 
leistungsgerechtere Abgeltungen sowie mehr Kosteneffektivität des 
öffentlichen Mitteleinsatzes und hielt daher seine Empfehlung aufrecht. 

Bund 2013/5 

III-18 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. T5 (gescanntes Original)28 von 98

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R -
H 
Höhe der ÖPUL-Abgeltungen Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007 

Bund 2013/5 

Geltungsdauer und Aktualität 

18.1 Die Geltungsdauer der Prämien für die Programmperiode 2007 bis 2013 
erstreckte sich einschließlich Programmvorbereitung und - auslauf­
zeitraum auf neun bis zehn Jahre. Einige der maßgeblichen Refe­
renzquellen für die Prämienermittlung waren zu Programmbeginn 
bereits mehrere Jahre alt, andere stammten aus den 1990er Jahren 
und berücksichtigten neuere wissenschaftliche Erkenntn isse und den 
technischen Fortschritt ungenügend. Beispielsweise sank der im Daten­
katalog 200830 des BMLFUW angenommene Arbeitsbedarf für eine 
Dezitonne Getreide bei Standardmechanisierung gegenüber dem im 
Datenkatalog 2002 angeno mmenen Arbeitsbedarfum durchschnittlich 
40 % bis 45 0/0. Die für den Düngeraufwand einzelner Getreidearten 
angenommene Menge an Phosphor und Kali sank in diesem Zeitraum 
ebenso wie die Referenzmenge bei bestimmten Pflanzenschutzmitteln. 
Anpassungen der Prämien an neuere Erkenntn isse oder an den tech­
nischen Fortschritt waren in der Programmlaufzeit nicht vorgesehen. 

18.2 Der RH kritisierte die teilweise veralteten Referenzdaten, di e den Kal­
kulationen zugrunde lagen, sowie die mangelnde Berücksichtigung 
des technischen und wissenschaftlichen Fortschritts. Er empfahl dem 
BMLFUW, der Prämienermittlung für die nächste Programmperiode 
aktuelle, nach wissenschaftlichen Standards dokumentierte und über­
prüfuare Daten zugrunde zu legen, die den technischen und wissen­
schaftli chen Fortschritt im Agrarsektor berücksichtigen. 

18.3 Laut Stellungna hme des BMLFUW seieIl Daten aus Studien und For­
schungsprojekten {z.B. des LFZ (Lehr- und Forschungszentrum) Raum­
berg- Gumpens/ein) zur Prämienkalkulation herangezogen worden. Es 
sei nicht allein das Alter einer Studie ausschlaggebend, sOlIdem viel­
mehr deren Qualität. Bestimmte agrarische bZI/J. ökologische Zusam ­
menhänge seien auch mit älteren Werken klar und solide darstellbar. 
Im Rahmen der Kalkulationen sei versucht worden, Preis- und Ertrags­
entwicklungen zu berücksichtigen. Die Kritik des RH werdejedoch ins­
besondere betreffend die Verbesserung der Dokumentation der verwen­
deten Studien und Unterlagen ernst genommen. 

Aus Gründen der Rechtssicherhei/, des VenlJalt'ungsaujwandes, der 
betriebswirtschaftlichen und budgettechnischen Planbarkeit möchte das 
BMLFUW bei dem auch in der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 vor­
gesehenen Ansatz konstanter Prämien über den gesamten Verpj1ich­
tungszeitraum bleiben. Der Kritik des RH werde jedoch insofern Rech-

JO Standarddeckungsbeiträge und Daten rur die BClriebsberalung 2002/03, BMLFUW, 
Wien April 2002. Seile 62 ff; Deckungsbeiträge und Daten rur die ßctricbsplanung 2008 
BMLFUW, Wien September 2008. Seite 84 IT. 
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nung getragen. als die Annahmen in der Kalkulation noch sorgfältiger 
geprüft. wo möglich auch auf andere anerkannte Studien und Progno­
sen gestützt und die gesamte Kalkulation noch umfassender dokumen ­
tiert würden. 

Der aktuelle Stand des technischen und wissenschaftlichen Fortschritts 
werde - sofern vorab möglich - noch besser berücksichtigt werden. 
Um die Qualität der Kalkulationen.für das neue ÖPUL weiter zu ver­
bessern. seien folgende Schritte geplant: 

- bessere Dokumentation und Begründung der verwendeten Daten und 
Annahmen; 

- klarere Vorgaben zu den zu verwendenden Daten und Methoden; 

- stärkere Verwendung anerkannter Zukunftsprognosen zur Entwick­
lung im Landwirtschaftsbereich (z.B. OECD); 

- regelmäßige Besprechungen mit den die Kalkulation erstellenden 
Stellen (bereits begonnen); 

- Überprüfung und begleitende Kontrolle durch eine zusätzliche erterne 
Stelle; 

- nähere Analyse möglicher Überschneidungen bei den Einzelmaß­
nahmen und gegebenenfalls Berücksichtigung durch Abschläge bei 
bestimmten Kombinationen. womit auch regionale Gegebenheiten 
stärker als bisher berücksichtigt würden. 

18.4 Der RH erachtete die vom BMlFUW geplanten Maßnahmen zur Ver­
besserung der Kalkulation grundSätzlich für zweckmäßig. wobei die 
zugrunde liegenden Daten den aktuellen technischen und wissenschaft­
lichen Fortschritt berücksichtigen und dementsprechend zeitgerecht 
Ueweils vor Programmbeginn) angepasst werden sollten. 

Zu den Argumenten des BMLFUW für die Beibehaltung konstanter Prä­
mien über den gesamten Verpflichtungszeitraum bemerkte der RH. dass 
eine (moderate) Flexibilität der Prämien nicht zwangsläufig im Wider­
sp ruch zu Rechtssicherheit. vertretbarem Verwaltungsaufwand und 
Planbarkeit stehen muss. Zweckmäßig wäre bspw. aus Sicht des RH. 
die Parameter für eine Anpassung von Prämien im Verpflichtungszeit­
raum vertraglich vorab zu defInieren (z.B. Ereignisse. die eine Anpas­
sung auslösen können. maxi males Ausmaß allfalliger Anpassungen 
im Einzelfall sowie allfälliger Umschichtungen innerhalb von ÖPUL). 
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Modulation 

19.1 (I) Im Hinblick auf eine sachgerechte Bemessung der ÖPUL- Prämien 

sah das Programm LE 07- \3 neben Prämienobergrenzen pro Hektar 

auch eine progressive prozentuelle Kü rzung der ÖPUL- Prämien ab 
100 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche eines Betriebs vor. Diese als 
Modulation beze ichnete Kürzung sollte die Kostenvortei le von Groß­
betrieben bei der Erbringung von Umwellleistungen - etwa eine gerin­

gere Fixkostenbelastung oder rationellere Bearbeitung von Flächen -
ausgleichen. 

Die ei nschlägigen EU-Vorschriften sahen keine verpflichtende Modu ­

lation vor und enthielten keine Anha ltspunkte zum Ausmaß einer frei ­

willigen Modulation. Die Europäische Kommission bewertete die im 
Entwurf des Programms LE 07- 13 vom Jänner 2007 vorgeschlagene 
Flächenmodulation in ihrer Stellungnahme vom April 2007 als nicht 

sehr ausgeprägt und empfahl eine all fa llige Herabsetzung der Modu­
lat ionsuntergrenze. Österreich nah m keine Änderung vor. 

(2) Das seit 1998 in Österreich bestehende System der Mod ulation 
der ÖPUL- Prämi en erfuhr für die Programmperiode 2007 bis 20 13 

eine Änderung. Die Modulatio nssä tze wurden für alle Betriebe ver­
einheitlicht und die Modulation erfolgte nunmehr ab 100 ha landwirt­

schaftlicher Nutzfl äche anstalt ab 100 ha ÖPUL-Maßnahmenfläche. 
Gleichzeitig wurde die Progression - wie aus nachstehender Tabell e 

ersichtlich - abgeschwächt: 

Tabelle 7: Ausmaß der Modulation 

Moduiationsgr6ßenkiassen 
(in Hektar) 

bis zum 100. 

100. - 300. 

300. - 1.000. 

über dem 1.000. 

1998 bis 2006: 
ÖPUL-Maßnlhmenfllche als Basis 

ÖPUL-Betriebe 
(exkl. Bio-Betriebe) ÖPUL-Blo-Betriebe 

ab 2007: 
landwirtschaftliche 
Nutzfläche als Basis 

aUe ÖPUL-Betriebe 

Anteil der ausbezahlten ÖPUL- Prämien 

in % 

100,0 100,0 100,0 

85,0 92,5 92,5 

75,0 87,5 85,0 

65,0 82,5 75,0 

Quellen: RH auf Basis des Programms lE 07- 13. der Ex- post- Evaluierung 2008 bzw. der Halbzeitevaluierung 2010 
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Ein Betrieb mit 150 ha landwirtschaftlicher Fläche erhielt ab 2007 
somit 97,S "10 der ermittelten ÖPUL- Prämie ausbezahlt.3l Das Ausmaß 
der Modulation wurde für Nicht-Biobetriebe abgeschwächt. Wiewohl 
die Betriebsgrößen zunahmen und die Biobetriebe stärker als zuvor 
einbezogen wurden, blieb die Bedeutung der Modulation auch nach 
der Anpassung des Systems ab 2007 gering: Gemäß Halbzeitevalu­
ierung 2010 beliefen sich die KÜfZungsbeträge in den Jahren 2007 
bis 2009 auf jeweils rd. 0,3 "10 der jährlichen ÖPUL-Auszahlungen. 
Dies entsprach Beträgen in Höhe von rd. 1,7 bis 1,8 Mio. EURjährlich. 

(3) Die Ex- post-Evaluierung der Programmperiode 2000 bis 2006 
wie auch die Halbzeitevaluierung 20 10 der Programmperiode 2007 
bis 2013 stellten fest, dass sich die Verteilung der ÖPUL-Mittel konti­
nuierlich zu Gunsten der größeren Betriebe in agrarischen Gunstlagen 
und zu Ungunsten der kleineren, extensiv wirtschaftenden Betriebe 
veränderte. Ausschlaggebend dafür waren v.a. der Flächenbezug der 
ÖPUL- Förderungen und die durch den Strukturwandel zunehmenden 
Betriebsgrößen. Zudem spielten die wachsende Akzeptanz höherwer­
tiger Maßnahmen im Ackerbaubereich sowie das geringe Ausmaß der 
Modulation eine Rolle. 

Die Halbzeitevaluierung 2010 empfahl, neben der Steigerung der öko­
logischen Effektivität und der Vermeidung von Mitnahmeeffekten auch 
die Modulation von ÖPUL weiterzuentwickeln, etwa durch Herab­
setzung der Modulationsuntergrenze und eine engere Staffelung der 
Modulationsgrößenklassen bei gleichzeitiger Erhöhung der Progression. 

(4) Der Faktor Betriebsgröße wurde bei der Modulation nur in gerin­
gem Umfang berücksichtigt. Die Halbzeitevaluierung 2010 untersuchte 
den Einfluss der Betriebsgröße auf die Erreichung vo n Umweltzielen 
sowie auf das Schutzgut Kulturlandschaft (Vermeidung von Margina­
Iisierung) nicht. 

19.2 Der RH anerkannte die Vornahme einer freiwilligen Modulation, bemän­
gelte aber, dass Betriebsgrößenvorteile bei Modulation der ÖPUL- Mit­
tel gemessen am Gesamtvolumen der jährlichen Auszahlungen nur in 
sehr geringem Umfang berücksichtigt wurden. Er bemerkte ferner, dass 
der Faktor Betriebsgröße im Rahmen der Halbzeitevaluierung 2010 von 
ÖPUL zwar unter sozioökonomischen, nicht jedoch unter ökologischen 
Gesichtspunkten und nicht mit Bezug auf das Schutzgut Kulturland­
schaft (Vermeidung von Marginalisierung) untersucht wurde. 

) 1 Berechnung: (100 ha x 100 ~ + 50 ha x 92.5 q!J) I 150 ha - 97.5 % 
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Der RH empfah l dem BMLFUW, die von der Europä ischen Kommission 

und in Evaluierungsberichten wiederholt empfohlene Anpassung der 

Modulation hinsichtlich ihrer ökologischen Vor- und Nachteile vertie­

fend zu untersuchen und den Einfluss des Faktors Betriebsgröße auf 

die Erreichung von Umweltzielen, insbesondere den Erhalt der Kultur­

landschaft [Vermeidung von Marginalisierung) zu bewerten. 

19.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW habe aus Sicht der angemessenen 
Abgeltung von Umweltleistungen die Berechnung der Leistung im Vor­
dergrund zu stehen . Eine ModulaNon könne die Fixkostendegression 
nur näherungsweise berücksichtigen. Dies sei mit der von Österreich 
gewählten "Modulation" weitgehend umgesetzt worden. Als reine Emp­
fehlungen und Anregungen seien die Anmerkungen der Europäischen 
Kommission auch in den Verhandlungen zu ÖPUL 2007 nicht weiter 
verfolgt worden. 

Ein direkter Zusammenhang von freiwilliger Umweltleistung und 
Betriebsgröße sei aus Sicht des BMLFUW nicht ableitbar und werde 
auch in keiner EU- Verordnung angesprochen. Ebenso sei eine sozi­
ale oder rein finanztechllische Staffelung oder Kü rzung von Agrarum­
weltzahlungen in der Verordnung zur ländlichen Entwicklung derzeit 
nicht vorgesehen. Aufgrund der mittlenveile eingetretenen strukturellen 
Änderungen könne die Zunahme der Betriebsgröße - je nach Sicht­
weise - als Argument für oder gegen die Anhebung der Modulations­
größe von 100 ha /lenvendet werden. 

Die Ausgestaltung der ModulaNonfür die nächste Periode werde sich 
insbesondere an den Vorgaben der entsprechenden EU- Verordnungen 
orientieren, wobei auch die Vorgaben im Rahmen der ersten Säule zu 
berücksichtigen seien. Die Modulation im Rahmen VOll Agrarumwe/t­
programmen könne kein finanzielles oder soziales Steuerungselement 
sein, sondern müsse sich primär im den Kalkulations/lorgaben ori­
entiere,1. Laut BMLFUW spreche aus heutiger Sicht einiges fur eine 
weitgehend unveränderte Fortführung der bestehenden ÖPUL- Modu ­
lationsregelung. Diese sei eine österreich ische, auf politischen Ent­
scheidungen basierende Regelung, die von der Europäischen Kommis­
sion derzeit rechtlich nicht gefordert werde, womit Österreich sogar 
ein" Vorreiter" sei. 

19.4 Der RH unterstrich, dass große Betriebe - auch bei der Erbringung 

von Umweltleistungen im Rahmen von ÖPUL - deutliche Kostenvor­

teile aufgrund geringerer variabler Maschinenkosten und eines gerin­

geren ArbeitszeitbedarFs je ha Fläche haben. Die Prämienkalkulation 

für ÖPUL 2007 stellte vorrangig auf durchschnittliche Kosten- und 

Arbeitsaufwendungen bzw. Ertragsveränderungen ab. Betriebsindivi-
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duell unterschiedliche Voraussetzungen für die Erbringung von Agrar­
umweltleistungen fanden im Rahmen der Modulationsregelung von 
ÖPUL 2007 nur in geringem Umfang Berücksichtigung. 

Der RH hielt seine Empfehlung, den (in- )direkten Einfluss des Fak­
tors Betriebsgröße auf die Erreichung von Umweltzielen vertiefend 
zu untersuchen und die Modulation im Rahmen von ÖPUL gegebe­
nenfalls auch zu einem ökologischen Steuerungselement weiterzuent­
wickeln, aufrecht. Dies wäre aus Sicht des RH insbesondere deshalb 
erfo rderlich, weil der Faktor Betriebsgröße bisher zwar unter sozio­
ökonomischen, nicht jedoch unter ökologischen Gesichtspunkten und 
nicht mit Bezug auf das Schutzgut Kulturlandschaft (Vermeidung von 
Marginalisierung) untersucht wurde. Eine stärkere Berücksichtigung 
der nach Betriebsgröße unterschiedlichen Standardarbeitszeiten bei der 
Berechnung von AgrarfOrderungen empfahl auch die sogenannte § 7-
Kommission (siehe Grüner Bericht des BMLFUW 2009, Seite 170 ff.). 

Mitnahmeeffekte 

20.1 (1) Der MitnahmeeffektJ2 ist ein häufIg kritisierter und in seiner Bewer­
tung umstrittener Effekt von fmanziellen Anreizmaßnahmen, bei denen 
ei ne gewünschte Verhaltensänderung auch ohne zusätzlichen Anreiz 
teilweise oder in vollem Umfang zustande käme. Die staatliche För­
derung kann sowohl dem Grunde als auch der Höbe nach .. mitge­
nommen" worden sein. Die Intention der Anreizmaßnahme, zusätz­
liche Verhaltensänderungen hervorzurufen, wird daher nicht erfüllt. 
Mitnahmeeffekte lassen sich bei notwendigerweise generalisierenden 
Förderungsvoraussetzungen nicht gänzlich vermeiden. 

(2) Die Europäische Kommission gab den Mitgliedstaaten im gemein­
samen Fragenbestand ihres EvaluierungsleitfadensJJ (siehe TZ 21) 
u.a. vor, die Mitnahmeeffekte zu untersuchen. Dabei sollte der gegen­
wärtige Zustand mit jenem verglichen werden, der ohne das Pro­
gramm LE 07- 13 bestünde. In diesem Zusammenhang bezeichneten 
- laut dem Koordinator der EvaluatorenJ4 - die Nettowirkungen im 
Gegensatz zu den Bruttowirkungen jenen Teil der gefOrderten Vorha­
ben, den die Begünstigten auch ohne Förderung durchgeführt hätten. 
Das heißt, dieser Teil der Wirkungen wird nicht durch die Förderungen 
bewirkt, nimmt aber Fördermittel in Anspruch. 

32 Quelle: http://Winschaftslexikon.gabler.de/DeFlnition/mitnahmeefTekt.html 

)) Ocr Evaluierungsleitfaden der Europäischen Kommission vom September 2006 enthielt 
gemeinsame Bewertungsfragen zur einheitlichen Evaluierung in allen Mitgliedstaaten. 

J4 Kontaktperson für alle Evaluatoren des Programms LE 07- 13 bei inhaltlichen Fragen 
der Evaluierung 
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Der Koordinator der Evaluatoren in Österreich gab die Anforderung 
des Eva luierungsleitfadens der Europäischen Kommission, die Mit­
nahmeeffekte zu untersuchen und dazu einen Berichtsbeitrag für die 
Halbzeiteva luierung 20 10 zu erstellen, bei den diversen Koordinati­
onssitzungen an die Evaluatoren weiter. Laut den Ausführungen in 
der Halbzeitevaluierung 2010 konnte die Aufgabe nicht erfü ll t wer­
den, weil die benötigten Daten nicht erhoben wurden bzw. der Einsatz 
anspruchsvoller Methoden und ein entsprechender Aufwand erforder­
lich gewesen wären. 

Als Folge davon enthielt die Halbzeitevaluierung 20 10 - abgesehen 
von der allgemeinen theoretischen Erklärung des MitnahmeeFfekts -
keine diesbezüglichen Untersuchungen zu ÖPUL 2007. 

20.2 Der RH empfah l dem BMLFUW, im Rahmen von Evaluierungen geeig­
nete Methoden zur Untersuchung von Mitnahmeeffekten einzusetzen, 
die notwendigen Daten zu erheben und diesbezügliche Auswertungen 
zu erstellen, um die Handlungsanleitungen der Europäischen Kommis­
sion zu erfüllen. 

20.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW seien Mitnahmeeffekte weitgehend 
durch die Programm- und Maßnahmen konzeption auszuschalten, was 
auch erfolgt und im Rahmen der Programmgenehmigung durch die 
Europäische Kommission bestätigt worden sei. Ein Mitnahmeeffekt sei 
nicht zwangsläufig gegeben, wenn eine gewünschte und abgeltungswür­
dige Verlwltensweise auch scho,! vor der Abgeltung gegebell gewesen 
sei. Die Vorgabe im Evaluierungshandbuch der Europäischen Kommis­
sion gehe in die Richtung, Mitnahmeeffekte - wenn es sie gibt - extra 
darzustellen und von den Nettoeffekten zu trennen. Das BMLFUW gehe 
davon aus, dass in Bezug auf ÖPUL keine Mitnahmeeffekte im pro­
blematischen Sinne (Abgeltung verpflichtender Leistungen) vorhanden 
seien. 

Das BMLFUW wertle jedenfalls !iersuchen, durch eine entsprechende 
Maßnahmengestaltung und eine Verbesserung der Kalkulationen die 
Mitnahmeeffekte auf Programmebene weiter zu !ierringern bzw. zu ver­
meiden. Die Vergabe von Studien, die eventuelle Mitnahmeeffekte auf 
einzelbetrieblicher Ebene ("Betriebstypen" oder "typische Modellbe­
triebe") untersuchen sollen, werde geprüft. 
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Instrumente und Zuständigkeiten 

21 (1] Die Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 enthielt detaillierte Vorga­
ben für die Begleitung (d.h. Überwachung, Monitoring und Steuerung) 
und Bewertung (Evaluierung) der Programmumsetzung. Die Europä­
ische Kommission legte im September 2006 einen Evaluierungsleitfa­
den (Handbuch für den Gemeinsamen Begleitungs- und Bewertungs­
rahmen) vor. 

(2) Zur Begleitung zählten insbesondere die vom Begleitausschuss 
(TZ 23 bis 25) zu bewilligenden jährlichen Zwischenberichte der Ver­
waltungsbehörde über den aktuellen Umsetzungsstand des Programms 
an die Europäische Kommission . 

Die Bewertung umfasste die Ex- ante-Evaluierung 2006, die Halbzeit­
evaluierung im Jahr 2010 sowie die Ex- post- Evaluierung im Jahr 2015. 
Grundsätzlich dienten Evaluierungen der Rechenschaftslegung, der 
Transparenz für Behörden und Öffentlichkeit, der verbesserten Pro­
grammumsetzung und künftigen Weichenstellungen. 

(3) Die Verantwortung für die Begleitung und Bewertung des Pro­
gramms LE 07-13 und somit auch für ÖPUL 2007 oblag der Abtei­
lung 11/6 des BMLFUW als Verwaltungsbehörde, die dabei von der für 
Evaluierung zuständigen Abteilung 11/5 des BMLFUW unterstützt wurde. 

22.1 Gemäß Art. 75 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 hatte die Verwal ­
tungsbehörde (BMLFUW, Abteilung 11/6) dafür zu sorgen, dass sta­
tistische Informationen zur Begleitung und Bewertung vorhanden 
waren und die Bewertungen fristgerecht und gemäß dem gemein­
samen Begleitungs- und Bewertungsrahmen durchgeführt wurden. 

Das BMLFUW als Verwaltungsbehörde stützte sich dabei insbesondere 
auf die Daten des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems INVE­
KOS, die bei der Zahlstelle AMA im Zuge der Programmumsetzung anfIe­
len. Dabei handelte es sich im Wesentlichen um quantitative Daten, wie 
Anzahl der Betriebe, Teilnahmeflächen und geleistete Zahlungen. Eine 
systematische Sammlung immissionsbedingter Daten über den Zustand 
der Umwelt (z.B. Ergebnisse von Bodenproben) gab es nicht. Erst ab 2007 
wurden INVEKOS-Datensätze um einzelne Umweltdaten (z.B. Informa­
tionen über Bodeneigenschaften und Gelände oder über landwirtschaft-
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liehe Flächen mit hohem Naturwert) - z. B. ermittelt in Teilstudien (siehe 
auch TZ 28) - erweitert. 

22.2 Der RH bemängelte, dass das BMLFUW die Umweltwirkungen von 
ÖPUL 2007 weitgehend nur indirekt auf Basis der Anza hl der te ilneh­
menden Betriebe und Flächen ableitete und nur eingeschränkt über 
geeignete Umweltdaten zur Bewertung der Wirkungen von ÖPUL auf 
die einzelnen Schutzgüter verfügte. 

Der RH empfahl der AMA und dem BMLFUW, verstärktes Augenmerk auf 
ein - aus Synergiegründen möglichst in die laufende Abwicklung inte­
griertes - Monitoring von Daten über den Zustand und die Veränderung 
der Agrarumwelt (etwa Bodenproben, Daten zur Biodiversität oder zu 
Umfang und Art der LandschaFtselemente) zu legen (siehe auch TZ 30). 

22.3 (I) Lau t Stellungnahme des BMLFUW komm e der Verwendung I10n 
INVEKOS- Daten ein zentraler Stellenwert zu, da diesejährlich in stan­
dardisierter Qualität für ganz Österreich verfügbar und über Regionen 
und Zeitreihen vergleichbar seien. Gerade im ÖPUL- Bereich würden 
neben den INVEKOS- Daten viele andere Daten venvendet und mit den 
INVEKOS- Daten aujbereitet und in Beziehung gesetzt. 

In sbesondere regelmäßig erhobene Bodendaten und jährlich erhobene 
Daten zur Grund- und Ober:flächenwasserqualität würden in der Bewer­
tung von ÖPUL verwendet. Dazu sei eine Reihe von Studien beauft ragt 
worden. Auch im Bereich der Biodiversität seien INVEKOS- Daten unter 
Verwendung anderer Daten und Kenn tnisse meist in Zeitreihen verwen­
det worden. Die Angaben zu möglichen Umweltwirkungen von ÖPUL 
auf Grul1lllage der INVEKOS- Daten basierten laut BMLFUW auJwis­
senschaftlichfillldiertem Grundlagenwissen zur Beurteilung vonland­
wirtschaftlichen Bewirtschaftungsmaßnahmen in Hinblick auf deren 
flächenhafte Wirkung, wobei aus Indikatoren entsprechende Wirkungs­
beu rtei lu ngen hin reichend ableitba r seien. 

Im Zuge der Vorbereitungen für das neue österreich ische Pro­
gramm LE 2020 würden die Möglichkeiten von verbesserten Wirkungs­
evaluierungen überprüft . Dabei spiele die Verfü gbarkeit der in Bet racllt 
kommenden Daten eine wesentliche Rolle. Die Entwicklung neuer Erhe­
bungsmethoden und adäquater Datensätze sei zweifellos wünschells­
wert ulld erfolge laufend entsprechend der fi nanziellen uml perso­
nellen Ressourcell. 

Auf Basis aktueller Hoftarten erfolge derzeit auch die Digitalisierung 
von Landschaftselementen auf agrarisch bewirtschafteten ÖPUL- FIä­
ehen. Damit werde einerseits die Kon trolle erleichtert ulld alldererseits 
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stünden diese Daten auch für andere Evaluierungsprojekte und zur 
Datenverschneidung (z.B. mit den Daten des Farmland-Bird-Index) 
zur Verfügung. 

Das BMLFUW teilte grundsätzlich die Ansicht des RH, dass das Moni­
toring besser in die Abwicklung des Programms integriert und die Ver­
knüpfung mit anderen Datenerhebungen (z.B. zum Zustand der Gewäs­
ser) verbessert werden solle. 

(2) Das Land Niederösterreich stellte zur Empfehlung des RH, dass 
"verstärktes Augenmerk auf ... Daten zur Biodiversität oder zu Umfang 
und Art der Landschaftselemente zu legen" wäre,fest, dass die Erfas­
sung von eben diesen Daten zur Biodiversität von Ökopunktebetrieben 
ein wesentlicher Programmbestandteil sei. Konkret seien Umfang und 
Art der Landschaftselemente relevante Maßstäbefür die Biodiversität. 

22.4 (1) Der RH bekräftigte dem BMLFUW gegenüber angesichts der erst 
ab 2007 begonnenen Erweiterung der INVEKOS-Datensätze um ein­
zelne Umweltdaten die Notwendigkeit, die Datengrundlagen im Hin­
blick auF eine wirkungsorientierte Programmumsetzung mit Nachdruck 
zu verbessern . 

(2) Zur Stellungnahme des Landes Niederösterreich bemerkte der RH, 

dass Landschaftselemente in der Konzeption der Untermaßnahme Öko­
punkte bereits seit 1996 von größter Bedeutung und in der Leistungsab­
geltung stets entsprechend hoch gewichtet waren (siehe TZ 47, Abbil­
dung 9). In Anbetracht dessen wären begleitende Datenerhebungen 
und Studien über die Wirkung der Landschaftselemente im Sinne der 
EmpFehlung des RH zweckmäßig gewesen. Sie wurden jedoch, wie der 
RH Feststellte und es sich auch aus der Ex-ante-Evaluierung 2006 und 
der Halbzeitevaluierung 2010 ergab, bis zur Zeit der Gebarungsüber­
prüFung nicht durchgeführt (siehe TZ 45 und 55). 

Begleitausschuss 

23 .1 (1) Zur Steuerung und Überwachung (regelmäßige Kontrolle) einer qua­
Iitätsvollen Umsetzung des Programms LE 07-13 war gemäß Art. 77 

bis 79 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 ein Begleitausschuss einzu­
richten. Nach einer Verordnungsänderung hatte der Begleitausschuss 
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ab Jänner 2009 zudem jeden substanziellen Vorschlag für Änderungen 
im Programm LE 07- 13 zu billigen.1S 

(2) Der Begleitausschuss konstituierte sich für das Programm LE 07- 13 

im Jänner 2008. Gemäß der im Jänner 201 1 abgeänderten Geschäfts­

ordnung setzte sich der Begleitausschuss zusammen aus: 

- stimmberechtigten Vertretern der programmfmanzierenden Förde­

rungssteUen des Bundes und der Länder16, des BMF, der für Gleichbe­
handlungsfragen zuständigen Bundesstelle (BKA), der Wirtschafts- und 

Sozialpartner (Kammern), Dachorganisationen aus dem Umweltbereich, 
des Österreichischen Gemeindebundes, des Österreichischen Städte­

bundes, der Lokalen Aktionsgruppen, von Nichtregierungsorganisati­

onen und sonstigen Einrichtungen der ZiviJgesellschaft17, und 

- mit beratender Stimme versehenen Vertretern der Europäischen 
Kommission, des BMLFLrW, der Zahlstelle AMA, der für Natur­
schutz zuständigen Stellen der Länder, des Netzwerks Land, des 

Bundeskanzleramts, des BMG, des BMASK sowie der Österreichi ­
schen Raumordn ungskonferenz. 

Der Vorsitz sowie das Sekretariat lagen beim BMLFUW. Der Vorsitz 
hatte auf eine partnerschaftliche Meinungsbildung hinzuwirken. Der 
Begleitausschuss trat mindestens ein mal im Jahr zusammen. 

(3) Gemäß der am 15. Jänner 2008 beschlossenen Geschäftsordnung 

verfügte der Begleitausschuss über Anhörungs- , Kontroll - , Vorschlags­

und Zustimmungsrechte und fungierte als Plattform zu m gegenseitigen 
Informationsaustausch über allgemeine Fragen der Durchführung und 
Bewertung des Programms LE 07- 13. Bis zum Ende der Gebarungs­

überprüfung wu rde die Geschäftsordnung nicht an die europäischen 
Vorgaben - erweiterte Zustimmungsrechte des Begleitausschusses bei 
substanziellen Programmänderungen - angepasst. 

23.2 Der RH empfahl dem BMLFUW, die Geschäftsordnung des Begleitaus­

schusses im Hinblick auf die erweiterten Zustimmungsrechte des Begleit­
ausschusses gemäß Verordnung (EG) Nr. 74/2009 zu aktualisieren. 

)5 Die im An. 78 lit. r der Verordnung lEG) Nr. 1698/2005 enthaltene Bewilligungs­
pnicht des Begleitausschusses zu Programmänderungsvorschlägen, die eine Änderung 
der ELER-Betei ligung zum Inhalt hane. wurde mit Verordnung lEG) Nr. 74/2009 vom 
19. Jänner 2009 erweitert: Ab 2009 bedurfte jeder substanzielle Änderungsvorschlag 
einer Bewilligung durch den Bcgleilausschuss. 

36 Dazu zählten fUnfVcrtrctc r des BMLFUW (inkl. einem Vertreter rur Umwcllfragcn), ein 
Vertreter des BMWFJ, ein Vertreter des BMVlT sowiejc cin Ycrlrctcr der Programm­
verantwortlichen LandcsslclJen (PYL), somit insgesamt 16 Personen. 

] 7 bspw. Biobauern, Bergbauern, Frauen und Jugendliche, Menschen mit Behinderungen 
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23.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW werde der Begleitausschuss gemäß 
den Vorschriften bezüglich seiner Rechte bei Programmänderungen 
rechtzeitig infonniert und im Rahmen der vorgegebenen mündlichen und 
schriftlichen Veifahren befasst. Selbstverständlich werde der Begleit­
ausschuss, so wie bisher, an die Bestimmungen der entsprechenden 
EU- Verordnungen angepasst. 

23.4 Der RH erwiderte, dass eine Anpassung der Geschäftsordnung des 
Begleitausschusses an die Verordnung (EG) Nr. 74/2009 auch im Zuge 
einer im Jahr 2011 vorgenommenen Änderung nicht erfolgt war, und 
hielt seine Empfehlung daher aufrecht. 

24.1 Wie der RH bereits in seinem Bericht . LEADER 2007 bis 2013" (Reihe 
Bund 2012/7, TZ 54) festgestellt hatte, wurde der Bericht über die Halb­
zeitevaluierung 2010 im Begleitausschuss im Jänner 2011, erst nach 
dessen Übermittlung an die Europäische Kommission, erörtert. Zusätz­
lich zur Kritik an der mangelnden Einbindung des Begleitausschusses 
urgierte ein Mitglied des Begleitausschusses eine Stellungnahme des 
ÖPUL- Beirats (siehe TZ 26) zum Evaluierungsbericht. 

24.2 Der RH empfahl - unter Verweis auf seinen Bericht .LEADER 2007 
bis 2013" (Reihe Bund 2012/7, TZ 54) - dem BMLFUW, dem Begleit­
ausschuss Evaluierungsberichte mit ÖPUL- Bezug vor deren Zuleitung 
an die Europäische Kommission - gemeinsam mit einer Stellungnahme 
des ÖPUL-Beirats - zur Prüfung und Diskussion vorzulegen. 

24.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei eine Befassung des Begleitaus­
schusses vor Übermittlung der Evaluierungsergebnisse an die Europä­
ische Kommission auf grund des engen, EU-rechtlich vorgegebenen Zeit­
korsetts fiir die Zwischenevaluierung nicht möglich gewesen. Daher sei 
die umfassende Diskussion der Ergebnisse im Beisein der Kommissions­
vertreter in einem eigens dafiir einberufenen Begleitausschuss im Jän­
ner 2011 eifo/gt. Bedeutsame Anregungen von Mitgliedern des Begleit­
ausschusses hätten laut BMLFUW aber auch noch zu diesem Zeitpunkt 
zu Ergänzungen bzw. Korrekturen fiihren können. Laut Protokoll dieses 
Begleitausschusses sei ein substanzieller Verbesserungsvorschlag, der 
eine Abänderung des Evaluierungsberichts eifordert hätte, ausgeblieben. 

Das BMLFUW nehme diese Anregung des RH sehr ernst und werde sich 
bemühen, kommende Evaluierungen noch vor der Übermittlung an die 
Europäische Kommission dem Begleitausschuss vorzulegen. 

24.4 Der RH erwiderte, dass eine zeitgerechte Vorlage von Evaluierungs­
berichten mit ÖPUL- Bezug inkl. Stellungnahme des ÖPUL-Beirats an 

Bund 2013/5 

III-18 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. T5 (gescanntes Original)40 von 98

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R -
H 
Bewertung 

Bund 2013/5 

Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007 

den Begleitausschuss bei vorausschauender Planung zu gewährleisten 
wäre. 

25.1 Trotz mehrfach in den Sitzungen des Begleitausschusses einvernehm­
lich festgestellten Handlungsbedarfs - Z.B. zur verstärkten Verknüpfung 
der Bildungsmaßnahmen des Programms mit den Umweltzielen des Pro­
gramms oder zur Verbesserung der Qualität der Teilstudien - zog der 
Begleitausschuss diesbezüglich keine konkreten Schlussfolgerungen. 

25.2 Der RH bemängelte, dass der Begleitausschuss seiner Aufgabe der Steu­
erung und Überwachung einer qualitätsvollen Programmumsetzung 
zu wenig nachkam, indem er aus festgestellten Mängeln keine hand­
lungsanleitenden Schlussfolgerungen zog. 

25.3 Das BMLFUW venvies in seiner Stellungnahme auf die bereits einge­
richteten Unterarbeitsgruppen, die Tätigkeit des ÖPUL-Evaluierungs­
beirats und die vertiefende Auseinandersetzung mit Berichtspj1ichtcn 
und Evalu ierung. 

25.4 Der RH hielt fest, dass ungeachtet der angeführten Maßnahmen kon­
krete Handlungen zur Qualitätsverbesserung unterblieben. 

ÖPUL- Beirat 

26.1 (I) Der ÖPUL- Beirat wurde 1996 als Evalu ierungsbeirat für EU- Agrar­
umweltprogramme beim BMLFUW eingerichtet. Seine AuFgaben wur­
den im Rahmen der Kommission gemäß § 7 Landwirtschaftsgesetz 1992 
(§ 7-Kommission) einvernehmlich festgelegt. Gemäß seiner Geschäfts­
ordnung umfassten die Aufgaben des ÖPUL-Beirats insbesondere: 

- die Beurteilung von vorgelegten Expertenunterl agen für den Eva­
luierungsbericht, 

- die Abgabe von Vorschlägen zu Projekten der ÖPUL-Evaluierung, 

- die Ausarbeitung von Empfehlungen an den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sowie an 
die § 7 -Kommission und 

- die institutionelle Abstimmung. 
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Die Geschäftsordnung des ÖPUL-Beirats stammte aus 1996. Sie regelte 
weder die Aufgaben des Beirats gemäß Evaluierungsleitfaden der Euro­
päischen Kommission noch das Verhältnis des ÖPUL-Beirats zum 
Begleitausschuss des Programms LE 07- 13 . 

Ab dem Jahr 2007 erfolgte eine Neuausrichtung des Beirats als bera­
tendes Expertengremium zur ÖPUL-Evaluierung ohne Anpassung der 
Geschäftsordnung von 1996.38 

(2) Die institutionelle Zusammensetzung des Beirats blieb ungeachtet 
dieser Neuausrichtung und des damit verbundenen Wegfalls von Auf­
gaben (Ausarbeitung von Empfehlungen an den Bundesminister, insti­
tutionelle Abstimmung) im Wesentlichen unverändert: Von den acht 
stimmberechtigten Mitgliedern gehörten vier dem BMLFUW an, zwei 
den Ämtern der Landesregierungen und zwei Umweltorganisationen. 
Im Projekthandbuch Evaluierung des BMLFUW war der ÖPUL- Beirat 
weiterhin der Sphäre .. Politik und Verwaltung" zugeordnet. 

An den von der Abteilung 0/5 des BMLFUW geleiteten Sitzungen nah­
men jeweils über 20 Personen teil, mehr als die Häl fte davon Vertre­
ter des BMLFUW und der Bundesländer. Die übrigen Teilnehmer kamen 
überwiegend aus den mit Teilstudien beauftragten und zum BMLFUW 
ressortierenden Einrichtungen, ferner aus fünf selbständigen Auftrag­
nehmerbüros und drei im Umweltbereich tätigen Nichtregierungsorga­
nisationen. Eine dieser Umweltorganisationen war Auftragnehmerin von 
Teilstudien. Einige Beiratsmitglieder waren auch Mitglieder des Begleit­
ausschusses. 

(3) Ab 2007 kam der ÖPUL-Beiratjährlich ein- bis zweimal zusammen. 
Die Sitzungen dienten meist der Präsentation von bis zu zehn Teilstu­
dien in unterschiedlichen Stadien von der Planung bis zum Abschluss. 
Den Beiratsprotokollen zufolge waren Fragen der Datenverfügbarkeit 
häufiger Gegenstand der Diskussion, nicht jedoch Themen wie Evalu­
ierungsstandards, Qualitätssicherung oder Indikatoren. 

J8 Gemäß Sitzungsprotokoll vom 30. November 2006 sprach sich das BMLFUW dafür 
aus, den Beirat ab 2CXf1 als beratendes Expertengremium zur ÖPUL-Evaluierung und 
als Plattform rur fachliche Diskussionen über Teilstudien neben dem Begleitausschuss 
weiterzuführen. Laut dem jährlichen Zwischenbericht 2007 an die Europäische Kom­
mission kam dem Beirat insbesondere ein Mitspracherecht bei der Vergabe von Evalu­
ierungsaufträgen zu. Das Projeklhandbuch Evaluierung des BMLFUW defmierte den 
Beirat als beratendes Expertengremium, das laufend über den Evaluierungsprozcss von 
ÖPUL zu informieren war und inhaltliche Vorschläge dazu einbringen konnte. 
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26.2 Der RH kritisierte, dass 

- Beiratsmitglieder gleichzeitig Auftragnehmer von Teilstudien waren, 

- Evaluierungsstandards, Qualitätssicherung oder Indikatoren entge­
gen der Ausrichtung des Beirats auf Evaluierungsexpertise selten 
Themen der Beiratssitzungen waren, 

- die Geschäftsordnung des ÖPUL- Beirats überholt war. 

Er empfahl dem BMLFUW, 

- in der Zusammensetzung des ÖPUL-Beirats den Grundsatz der Funk­
tionstrennung bzw. Offenlegung allfalliger Interessenkonflikte zu 
beachten, 

- die Rolle des Beirats im Evaluierungsprozess stärker auf Qualitäts­
sicherung auszurichten und 

- die aus 1996 stammende Geschäftsordnung des ÖPUL- Beirats zu 
aktualisieren und dabei die aktuellen EU- Vorgaben zur Evaluierung 
zu berücksichtigen. 

26.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei der ÖPUL- Evaluierungsbeirat 
VOn Beginn an als Expertengremiumfür EvaluierungsJragen betreffend 
ÖPUL konzipiert worden. Inhalte und Arbeitsweise des ÖPUL- Beirats 
hätten sich seit J 995 verändert. Durch die Einführung des Begleitaus­
schusses könne sich der ÖPUL- Beirat auJ seine Eva luierungs- Agenden 
konzentrieren. Seither stehe das Ziel, die Qualität der EI/aluierung ZlI 

verbessem, im Vordergrund. Da der ÖPUL- Beirat kein Entscheidungs­
gremium - Z.B. für die Vergabe von Studien - sei, sei es aus Sicht des 
BMLFUW unproblematisch , wenn Beiratsmitglieder auch Auftragnell­
mer seien . 

Dem Grundsatz der Funktionstrennung sei weitestgehend entsprochen 
worden, wenngleich er auJgrund sehr knapper Personalressourcen, u.a. 
bei einigen Nichtregierungsorganisationen, in Einzelfällen nicht voll­
ställilig umsetzbar gewesen sei. 

Das BMLFUW werde siell weiter bemühen, In teressenkonflikte, t/ie die 
Qualität der Evaluierung negativ beeinflussen könnten, zu vermeiden. 

Der ÖPUL- Eva luienlllgsbeirat habe bisher sehr wertvolle Anregungen 
und Vorschläge zur Verbesserung der Wirkungsweise von ÖPUL- Maß­
nahmen geliefert. Die Geschäftsordnung aus dem Jahre 1996 sei für 
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die laufende Arbeit im ÖPUL- Beirat ausreichend gewesen. Eine Anpas­
sung der Geschäftsordnung sei aus heutiger Sicht jedoch sinnvoll. Für 
die Periode ab 2014 würden der Aufgabenbereich und die Geschäfts­
ordnung des ÖPUL- Beirats überarbeitet. In die diesbezüglichen Überle­
gungen werde die Anregung des RH, den Aspekt der Qualitätssicherung 
zu stärken, jedenfalls einfließen. Grundlagenpapiere zu Qualitätsstan­
dards von Evaluierungsprojekten würden diskutiert werden. 

26.4 Der RH bewertete die in Aussicht genommenen Anpassungen der 
Geschäftsordnung und der Aufgaben des ÖPUL-Beirats sowie eine 
stärkere Ausrichtung auf Qualitätssicherung positiv. 

Aufgaben und Qualifikation der Evaluatoren 

27.1 (I) Für die Bewertung von ÖPUL 2007 beauftragte das BMLFUW sechs 
Evaluatoren. Das Projekthandbuch Evaluierung des BMLFUW zählte 
zu den Aufgaben der Evaluatoren insbesondere: 

- inhaltliche und redaktionelle Verantwortung für die ihnen jeweils 
übertragenen EvaluierungskapiteP9, 

- Vorschlag und Begutachtung externer Teilstudien (Evaluierungs­
projekte), 

- Teilnahme an vom Evaluierungsteam einberufenen Sitzungen und 
Zusammenarbeit mit den Kapitelverantwortlichen im BMLFUW und 

- zeitgerechte Abgabe von Zwischenberichten und Endberichten. 

(2) Festlegungen zur (allgemeinen) Qualifikation der Evaluatoren fan­
den sich im Evaluierungsleitfaden der Europäischen Kommission4o 

(.neuere Erfahrungen mit Bewertungen") und im Zwischenbericht 2009 

des BMLFUW an die Europäische Kommission.41 Eine Festlegung spe­
zifischer Anforderungen durch das BMLFUW, bezogen auf das vom 
jeweiligen Evaluator zu verantwortende Schutzgut, gab es nicht. 

]9 Bei ÖrUL 2007 waren die Evaluatoren jeweils ror ein Schutzgut (- Kapitel) verant­
wortlich. 

40 Handbuch flir den Gemeinsamen Begleitungs- und Bewertungsrahmen (LeitFaden der 
Europäischen Kommission vom September 2006) 

41 Fachkenntnisse Uber das zu evaluierende Themenfeld entsprechend dem internationalen 
Stand des Wissens, Erfahrungen im Bereich von Programmevaluierungen im Zusam­
menhang mit der Umsetzung der ländlichen Entwicklung, Unabhängigkeit bzw. Funk­
tionstrennung im Sinne der EU-Vorgaben 
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(3) Mit ÖPUL- Evaluatoren bestanden keine direkten schriftlichen Lei­
stungsverein barungen. 42 

27.2 Der RH empfahl dem BMLFUW, das Anforderungsprofli des Evalualors 

schriftlich festzulegen sowie Leistungsumfang und relevante Fristen 
für die Abgabe der Berichte mit jedem Evalualor schriftlich zu verein­
baren. 

27.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei es dieser Empfehlung im Rah­
men der Erstellung der Ex-ante-Evaluierung für die Programmperi­
ode 2014 bis 2020 bereits nachgekommen, bei der klare Anforderungs­
profile für die einzelnen Evaluatoren erstellt würdelI. Auch bei anderell 
Evaluierungsprojekten uJerde es diesbezügliche Verbesserullgell geben. 

Die Anregungen des RH, Leistungsbeschreibungen und die Dokumenta­
tion von Vergaben und zu erbringenden Leistungen zu verbessern, wür­
den berücksichtigt und bereits ill die Konzeptioll und Vergabe der Ex­
arlle- E,Jaluierung einfließell. Mit den Evaluatorell würdell ill Zukullft 
i ndi viduelle Leisllingsvcrei nba rungen festgelegt. 

Unabhängigkeit der Evaluatoren 

28.1 (I) Laut Art. 84 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 waren die 

Bewertungen (Ex- ante- Bewertung, Halbzeitbewertung und Ex- post­
Bewertung des Programms LE 07- 13) von unabhängigen Evaluatoren 
durchzuführen. 

Laut Kapitel 9 des Projekthandbuchs Evaluierung des BMLFUW war 
zur "objektiven Entscheidungsfmdung und einer k.laren Funktions­
trennung" anzustreben, dass eine Person nicht zugleich 

- Auftragnehmer von Teilstudien im Rahmen der ÖPUL- Evaluierung 
war und/oder 

- als Evaluator für die ÖPUL-Evaluierung tätig war und/oder 

- die Funktion eines stimmberechtigten Mitglieds oder Ersatzmit­
glieds des ÖPUL- Beirats hatte. 

42 Im Falle des bei der Umwchbundcsamt GmbH tätigen ÖPUL- Evalualors für Biodiver­
sität wurden die Arbcit'saufirägc im Wege einer jährlichen Eigcntümcrwcisung kon­
kretis iert. 
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Das Prinzip der Funkt ionstrennung galt laut Projekthandbuch Evalu­
ierung des BMlFUW für die Person, nicht für die Organisation, der die 
betreffende Person zuzuordnen war. 

(2) Die Evaluatoren, die für einzelne Schutzgüter von ÖPUL 2007 ver­
antwortlich waren, stammten aus folgenden Organisationen: 

- Boden : ein Mitarbeiter der Österreichischen Agentur für Gesund­
heit und Ernährungssicherheit (AGES); 

- Wasser: ein Mitarbeiter der Bundesanstalt für Agrarwirtschaft (AWI); 

- Klima: ein Mitarbeiter des BMlFUW; 

- Biodiversität: je ein Mitarbeiter des Umweltbundesamts (UBA) 
und des Lehr- und Forschungszentrums Raumberg-Gumpenstein 
(LFZ Raumberg-Gumpenstein); 

- Sozioäkonomie: ein Mitarbeiter der Bundesanstalt für Bergbauem­
fragen (BABF). 

Ein ÖPUL-Evaluator kam direkt aus dem BMlFUW, alle weiteren waren 
in Institutionen tätig, die eng mit dem BMLFUW verbunden waren . 
In drei Fällen handelte es sich um nachgeordnete Dienststellen des 
BMLFUW (AWI, LFZ Raumberg-Gumpenstein und BABF) und in zwei 
Fällen um ausgegliederte Gesellschaften (AG ES, UBA; beide zu 100 Ofo 

im Eigentum des Bundes, vertreten durch den Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, bei der AGES auch 
durch den Bundesminister für Gesundheit) . 

(3) lm Rahmen der Evaluierung von ÖPUL 2007 vergab das BMLFUW 
rd. 30 Teilstudien an etwa ein Dutzend Auftragnehmer, davon an sie­
ben Auftragnehmer zwei oder mehrere (bis zu sieben) Teilstudien. Dabei 
stellte der RH folgende Funktionsüberschneidungen fest: 

- Eine Teilstudie leitete und verfasste dieselbe Person, die als Evalu­
ator für das thematisch entsprechende Schutzgut bestellt war. 

- Eine Teilstudie wurde von einer Person geleitet, die in ihrer Funk­
tion als Abteilungsleiter ein direkter Vorgesetzter des thematisch 
zuständigen Evaluators war. 

- Personen leiteten und verfassten Teilstudien mit, die in derselben 
Abteilung arbeiteten wie der thematisch zuständige Evaluator. 
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- Ein ÖPUL- Beirat- Ersatzmitglied arbeitete in derselben Abtei lung 
wie ein Evaluator und wirkte an zwei Teilstudien mit, an einer als 
Projektleiter und an einer als Projektmitarbeiter, wobei letztere in 

die Zuständigkeit des Evaluators fIel, der in derselben Abteilung 

arbeitete. 

- Ein weiteres ÖPUL-Beirat-Ersatzmitglied arbeitete an zwei Teilstu­
dien mit. 

- Etwa zehn Tei lstudien wurden von Projektnehmern erstellt, deren 

Organisation auch ein Evaluator angehörte (LFZ Raumberg-Gum­
penstein, UBA, AG ES). 

28.2 Oer RH bemängelte, dass die Funktionstrennung nicht immer einge­
halten wurde. Er empfah l dem BMLFUW, bei der Bestellung von Eva­
luatoren und der Beauftragung und Organisation von Teilstudien den 

Grundsatz der Funktionstrennung einzuhalten sowie auf die Vermei­
dung von unklaren Über- und Unterordnungsverhältnissen im Rah­
men der Dienst- und Fachaufsicht zu achten. 

Der RH empfahl dem BMLFUW ferner, den Kreis der Auftragnehmer 
von Teilstudien durch Interessenbekundungen und Ausschreibungen 

zu erweitern. 

28.3 Aus Sicht des BMLFUW stelle es keinen die Evaluierungsqualität oder 
die Objektivität einzelner Studien beeinträchtigendeIl Sachverhalt dar, 
wenn dieselbe Organisation, die einen Evaluator stellt, auch Evaluie­
rungsprojekte durchfuhrt. Dies insbesondere, wenn die Letztentschei­
dung for die Vergabe der Evaluierungsprojekte beim BMLFUW und nicht 
bei tlen E/laluatoren liege. AuJgrund tier Expertise /Ion nur wenigen 
ExperteIl in bestimmteIl Themenbereichen sei es bisher nicht möglich 
gewesen, eine gewünschte "Funkl'ionstrennung" zu realisieren, daher 
müssten in diesem Fall auch mehrere Beauftragungell an ein und die­
selbe Organisationseinheit vergeben werden. Durch die gewählte Ver­
gabepraxis hät1e aber das Risiko von Fehlschlägen bei tier Studien­
tlurchfohrung tleutlich vermindert werden können. 

Bei der Vergabe von Evaluierungsprojekten solle das Instrument der 
Interessellsbekundung nun verstärkt genutzt werden. Interessensbekun­
tlungen und Ausschreibungen würden jedoch dort unterbleiben, wo es 
auJgrund der Expertise und Sonderstellung einzelner Auftragnehmer 
keine Alternatilien gebe oder eine Direktvergabe aus Effizienzgründen 
wirtschaftlich und Jachlich sinnvoller sei. 
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28.4 In Bezug auf die mangelnde Funktionstrennung wies der RH auf die 
von ihm festgestellten verschiedenartigen personellen und organisa­
torischen Verschränkungen hin und hielt an seiner Empfehlung fest. 
Der Text des Projekthandbuchs Evaluierung sollte auf Fälle, in denen 
eine Funktionstrennung aufgrund von Alleinstellungsmerkmalen nicht 
machbar ist, Bezug nehmen. 

Der RH bewertete positiv, dass zur Erweiterung des Kreises der Auf­
tragnehmer von Evaluierungsprojekten Interessensbekundungen ver­
stärkt genutzt werden sollen. 

29.1 (I) Indikatoren dienen der Beurteilung der Zielerreichung. Gemäß EU­
Vorgabe sollten die Indikatoren 

spezi fisch, 
messbar, 
kostenwirksam erreichbar, 
für das Programm relevant und 
in einem zeitlich vertretbaren Rahmen verfügbar sein. 

Sie sollten quantifiziert werden. Wo dies nicht möglich war, konnten 
sie durch eine qualitative Einschätzung erklärt werden. 

(2) Die Europäische Kommission erstellte einen Rahmen von Input-, 
Output-, Ergebnis- und Wirkungsindikatoren, die von jedem Mitglied­
staat in seinem nationalen Programm anzuführen und zu quantifIzie­
ren waren und einen Mindeststandard für die Bewertung vorgaben: 
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Tabelle 8: Relevante Indikatoren für ÖPUL 2007 

Art des Indikators Anwendungsbereich Indikator 

Input 

Output 

Ergebnis 

Wirkung 

für die Maßnahme 214 (ÖPUL 2007) Zahlungen (Förderungen) an die 
Förderungsnehmer 

für die Maßnahme 214 (ÖPUL 2007) 

filr den Schwerpunkt 2 
"Verbesserung der Umwelt und der 
Landschaft durch Förderung der 
Landbewirtschaftung" 

für das gesamte Programm gibt es 
sieben Indikatoren, davon sind für 
ÖPUL 2007 Nr. 4 bis 7 relevant 

- Anzahl der geförderten landwirt­
schaftlichen Betriebe und sonstigen 
Flächenbewirtschafter 

- Gesamtförderungsfläche im Rahmen von 
Agrarumweltmaßnahmen 

- tatsächliche im Rahmen von 
Agrarumweltmaßnahmen geförderte Fläche 

- Gesamtanzahl der Verträge 
- Anzahl der Maßnahmen im Zusammenhang 

mit genetischen Ressourcen 

Fläche im Rahmen erfolgreicher Landbe­
wirtschaftungsmaßnahmen, die zu Folgendem 
beitragen: 

a) Biodiversität und landwirtschaftliche/ 
forstwirtschaftliche Fläche von hohem 
Naturwert 

b) Wasserqualität 
c) Klimawandel 
d) Bodenqualität 
e) Vermeidung von Marginalisierung 

Nr. 4 Umkehr des Verlustes an biologischer 
Vielfalt 

Nr. 5 Erhaltung von ökologisch wert­
vollen landwirtschaftlichen und 
forstwirtschaftlichen Flächen 

Nr. 6 Verbesserung der Wasserqualität 
Nr. 7 Beitrag zur Bekämpfung des 

Klimawandels 

QueUe: Verordnung (EG) Nr. Ig74/ 2006 i.d.F. Februar 2010 

Bund 2013/5 

(3) Die für ÖPUL bei den einzelnen Schutzgütern angeführten Indi­
katoren um fassten die von der EU vorgegebenen Inpu t- Indikatoren 
(Finanzmittel), Output- Indikato ren (Anza hl der Betriebe und Maßnah­
menflächenI, Ergeb nisindikatoren (z.B. Flächen zur Verbesserung der 
Bodenqualitätl sowie Wirkungsindikatoren. 

Eine Quantiflzierung dieser Indikatoren erfolgte erst in der Halbzeit­
evaluierung 2010. Weitere Wirkungsindikatoren, di e über das von der 
EU vorgegebene Mindestmaß hinausgingen und für die Bewertung der 
angestrebten Wirkung von ÖPUL 2007 di enlich wären, waren in der 
Ex-ante-Evaluierung beim Schutzgut Boden nicht angeführt. 
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29.2 Der RH bemängelte die mangelnden Zielvorgaben in der Ex-ante- Eva­
luierung zur Messung der Effekte von ÖPUL auf das Schutzgut Boden. 
Er empfahl dem BMLFUW. für die Programmperiode ab 2014 über das 
von der EU vorgegebene Mindestmaß hinausgehende zusätzliche Wir­
kungsindikatoren festzulegen und mit Ziel werten zu versehen. um den 
Grad der Ziel erreichung effektiv überprüfen zu können. 

29.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW seien die von der Europäischen Kom­
mission vorgegebenen Wirkungsindikatoren im Programm LE 07- 13 

thematisch auf siebetl Indikatoren fokussiert und sollten insbeson­
dere Aussagen aufProgrammebene zulassen. Wirkungsindikatoren auf 
Schutzgutebene seien im Konzept nicht vorgesehen. Aussagen zum 
Schutzgut Boden seien mit den zielorientierten Basisindikatoren und 
Ergebnisindikatoren zu treffen. 

29.4 Der RH verblieb bei seiner Auffassung. dass neben der Darstellung der 
Indikatoren auch entsprechende Zielvorgaben zur Messung der Wir­
kung von ÖPUL auf das entsprechende Schutzgut erfolgen sollten. weil 
nur damit der Grad der Zielerreichung effektiv zu überprüfen ist. Der 
RH hielt daher seine Empfehlung aufrecht. 

30.1 Die Auswertung von Wirkungsindikatoren in der Halbzeitevaluie­
rung 2010 erfolgte beim Schutzgut Boden u.a. mittels Analyse von 
Bodenproben. Da nur einzelne Untermaßnahmen verpflichtende Boden­
proben vorsahen. waren Aussagen nur eingeschränkt möglich. Der zu 
geringe Probenumfang erlaubte keine fundierten Aussagen z.B. zum 
Wirkungsindikator Bodenverdichtung auf Ackerland. sondern nur die 
Feststellung. dass Bodenverdichtung ein Problem sei. die Zusammen­
hänge zwischen den ÖPUL- Untermaßnahmen und dem Gefügezustand 
des Bodens jedoch nicht eindeutig bewertbar seien. 

30.2 Der RH empfahl dem BMLFUW. verstärkt Bodenproben verpflichtend 
zu erheben und deren Auswertung in einer Datenbank zu sammeln. 
sodass die Entwicklung des Bodens in verlässlichen Zeitreihen als Basis 
für fundierte wissenschaftliche Analysen nachvollzogen werden kann. 

30.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei im Bereich der Evaluierung des 
Schutzgutes .. Boden" in verschiedenen Evaluierungsprojekten eine große 
Anzahl von Bodendaten aus verschiedenen Untersuchungen verwendet 
worden. die lokal zuordenbar seien. Damit seien Entwicklungen nach­
vollziehbar und Rückschlüsse aufgrund veränderter Bewirtschajtungs­
methoden im Rahmen der ÖPUL- Maßnahmen möglich. Das BMLFUW 
könne nicht nachvollziehen. warum Aussagen aufgrund der mangeln-
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den Verpflichtung zur Durchführung von Bodenproben in verschie­
denen ÖPUL- Maßnahmen nicht möglich sein sollten. 

Gerade im Bereich der Bodenerosion aber auch der Stickstoff- Auswa­
schung könne vielfach auf Modellrechnungen zurückgegriffen werden, 
die es ermöglichten, mit einer geringen Zahl /lon .. Proben" auszukom­
men. 111 diesem Zusammenhang verwies das BMLFUW auf mehrere 
Studien. 

Aus Sicht des BMLFUW seien Bodenprobm eher ein Beratungsinstru­
ment und sollten in ÖPUL nur gezielt bei bestimmten regionalen Fra­
gestellungen eingesetzt werden. 

30.4 Der RH verwies auf die in der Halbzeitevaluieru ng 2010 (Teil B 2 Seite 253 
.. Bodenverd ichtung auf Ackerland") enthaltene Feststell ung, wona ch 

etwa das Ergebnis im Alpenvorland wegen des geringen Probenum­
fangs (30 Probeentnahmestell en) nicht 1 : 1 auf das gesamte Gebiet 
hochgerechnet werden könn e, sowie auf eine weitere vom BMLFUW 

in seiner Stellungnahme angeführte Studie: .. Um eine fundierte Daten­

grundl age für die Ableitung von Entwicklungstrends des Bodenzu ­
standes zu generieren", wurde darin emp fo hlen, .als Förderungsvo­

raussetzung in einer zentralen und breit an gelegten Maßnahme im 
Österreich ischen Umweltprogramm (ÖPUL) eine Mindesta nzahl vo n 

Bodenuntersuchungen, die an die Größe der bewirtschafteten LN43 
gekoppelt si nd, vorzusehen:'44 Der RH verblieb daher bei seiner Emp­
fehlung. 

43 LN _ landwirtschaft liche Nutzfl äche 

44 Siehe die Studie HHumusgchall. Säuregrad und pfl anzenvcrfUgbarc Phosphor- und 
Ka liumgehalte auf Ackcr- und Grünland in Obc röstcrrcich ~ . AGES. vom BMLFUW im 
Jahre 201 1 beauft ragt. veröffentlicht im März 2013, S. 11 6 
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31.1 Die Halbzeitevaluierung 2010 enthielt zusammenfassend fü r ÖPUl 2007 
den Input- Indikator (Zahlungen an die Fö rderungsnehmer) und die 
Entwick.lung der Output- und Ergebnisindik.atoren. Die Wirkungsin­
dikatoren waren dagegen in den Kapiteln der einzelnen Schutzgüter 
dargestell t. 

, 

Tabelle 9: Indikatoren, Zielwerte und Umsetzung von ÖPUL 2007 laut Halbzeit­
evaluierung 2010 

Art dei 
Indlklton Indlkltor 

ZIelwerte UlllsetzUng 
2007 bll 2013 2007 bll 200' UllllmUnll18r.d 

Input 

output 

Ergebnli' 

Öffentliche "'ittel 
(in "'io. EURJI 

Anzahl der geförderten Betriebe pro Jahr' 

Geförderte fliehe ("'aßnahmenfliehe) 
(in "'10. ha/Jahr) 

Geförderte physische F\Jche 
(in "'10. ha/Jahr) 

Anzahl der Vertrlge pro Jahr 

3.635 

120.000 

5,4 

2,2 

465.000 

1.529 42 .. 

2007: 120.547 
100 .. 

2009: 117.771 

2007: 
J 

2009: 

2007: 
100 .. 

2009: 

2007: 406,221 .... 
2009: 40 •. 661 

FLiehen im Rahmen erfolgreicher landbewirtschaftungsmaßnahmen, die zu Folgendem beitragen: 

Biodlversitat und IlIndwirtschaftliche 
F\Jche von hohem N.turwert 2,. 3,0 107 .. 
(in "'10. ha/Jahr) 

Wasserqualitlt (in "'10. ha/Jahr) 2,6 2.8 10 ... ... 
Klimawandel (in "'10. ha/Jahr) 1.2 2.6 -' 
Bodenqualität (in "'10. ha/Jahr) 3,3 3,~ 106 .. 

Vermeidung von "'arginalislerung und 2,5 2.6 104 .. 
landnutzungsaufgabe (In "'10. ha/Jahr) 

Der finanzielle Umsetzungsstand von rd. 42 % entspricht dem Planungsstand für das dritte von sieben Jahren der 
Programmlaufzeit und kann somit als 100 "Io-Zielerreichung angesehen werden. 
Oie geringere Zahl an ÖPUl-Betrieben muss mit der ebenfalls sinkenden Anzahl aller Betriebe in Relation gesetzt werden. 
Dabei kann fe,tgehalten werden. dass der Anteil der ÖPUL-Setriebe an den IN VEKOS-Set rieben (2007: 140.793 und 2009: 
135.388) von 2007 auf 2009 sogar leicht angestiegen ist. 
Die Reduktion der Maßnahmenftächensumme und der Anzahl der Maßnahmenverträge bei gleich bleibender physischer 
Fläche ist als Indiz für die Vereinfachung des Programms zu sehen und nicht als Zielverfehlung. 
Der sehr hohe Umsetzungsgrad ist durch eine Neuzuordnung der Maßnahmen gegenüber der Programmplanung im Rah men 
der Evaluierung des Schutzgutes Klima erklärbar. 
Es we rden hier - entsprechend der Vorgangsweise beim jährlichen Monitoring - alle Flächen aller relevanten Ma ßnahmen 
summiert. 

Que lle: Halbzeitevaluierung 2010 zum Progra mm LE 07- 13, Maßnahme 214, Tabelle 1 
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Einen wichtigen Indikator für den Umsetzungsgrad bzw. das Ergeb­
nis von ÖPUL 2007 stellte die geförderte Fläche dar. Wurde eine Flä­
che im Rahmen mehrerer ÖPUL- Untermaßnahmen gefördert, so ging 
diese Fläche mehrfach in die Berechnung des Indi katorwerts ein . Die 
Darstellung des Outputs sowie des Ergebnisses erfolgte als "geförderte 
Fläche" (addierte Maßnahmen flächen) und teilweise auch als physische 
Fläche, d.h. die tatsächliche gefOrderte Fläche bereinigt um Mehrfach­
zählungen derselben Fläche. 

31.2 Der RH bemängelte, dass die Flächen der einzelnen Untermaßnahmen 
addiert wurden und dabei nur teilweise die physische, um Mehrfach­
zählun gen bereinigte Fläche angegeben war. Er empfahl dem BMLFUW, 
bei allen Flächen, auf denen mehrere ÖPUL- Untermaßnahmen umge­
setzt wurden,jeweils auch die physische Fläche - bereinigt um Mehr­
fachzählungen - zusätzlich anzugeben. 

31.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW seien die Vorgaben zu lien auf 
Schutzgüter bezogenen Ergebnisindikatoren mehrfach mit der Euro­
päischen Kommission diskutiert worden. Es sei zutreffend, dass auf 
Basis der Vorgaben eine Interpretation der Daten schwierig sei. Eine 
prozentuelle Aufteilung der Flächen einzelner Maßnahmen auf Schutz­
güter würde jedoch die Interpretierbarkeit auch nicht erhöllen. Das 
BMLFUW werde jedoch die Anregung des RH, wo möglich, aufgreifen 
und die bestehenden Darstellungen in lliese Richtung verbessern. Es 
ven/lies ergänzend darauf, dass dies vielfach in den Monitoringtabel­
len und im Text/eil des jährlichen Berichts an die Europäische Kom­
mission bereits erfolge. 

32.1 Die Eva luierung der Wirkung von ÖPUL 2007 erfolgte nach Schutz­
gütern und nicht nach Untermaßnahmen. Die 30 Teilstudien (siehe 
TZ 28) flossen in deren Bewertung ein. Die ökologischen Wirkungen 
von ÖPUL für die Kulturlandschaft (Vermeidung von Marginalisie­
rung) wurden nicht evaluiert. Für die Evaluierung von ÖPUL sah das 
BMLFUW einen Betrag von rd. 2,5 Mio. EUR vor. Gemessen an den 
ÖPUL- Gesamtmitteln (3,639 Mrd. EUR) stellte dies einen Anteil von 
rd. 0,1 % dar. 

32.2 Der RH bemängelte, dass die Halbzeiteva luierung 20 10 nur vier der 
fünf Schutzgüter behandelte. Er empfahl dem BMLFUW, auch die Wir­
kungen von ÖPUL auf die Kulturlandschaft (Vermeidung von Margi­
nalisierung) zu evaluieren. 

32.3 Das BMLFUW bestätigte in seiner Stellungnahme, dass das Thema Mar­
ginalisierullg in keinem gesonderten EVllluierungsbericht berücksichtigt 
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worden sei. Dies sei aus Sicht des BMLFUW auch schwer möglich und 
nur bedingt sinnvoll, da es sich um eine Querschnittsmaterie handle, 
die einerseits durch Wirtschafts- und Strukturdaten dargestellt und 
andererseits bei verschiedenen Projekten (Evaluierungsstudien) mitbe­
handelt würde. Das BMLFUW werde aber den Anmerkungen des RH 
insofern Rechnung tragen, als hitlkünftig in den jährlichen Monito­
ringberichten und insbesondere in der Ex-post-Evaluierung die Mar­
ginalisieru.ng oder die genauere jlächenbezogene Darstellung in Bezug 
auf die Schutzgüter besser dargestellt würde. 

33.1 Die Bewertung der einzelnen Schutzgüter umfasste Output-, Ergebnis­
und Wirkungsziele. Die Bewertung der einzelnen Untermaßnahmen 
beschränkte sich - entgegen den Empfehlungen der Ex-ante-Evalu­
ierung - auf die Überprüfung der Erreichung der Outputziele (Anzahl 
der teilnehmenden Betriebe, Ausmaß der Teilnahmeflächen). Die Wir­
kung der Untermaßnahmen auf die Umwelt wurde nicht evaluiert. 

33.2 Der RH bemängelte, dass die Evaluierung der Wirkungen grundsätz­
lich nur mit Bezug auf die Schutzgüter und nicht auch mit Bezug auf 
ÖPUl- Untermaßnahmen erfolgte. Er empfahl dem BMLFUW, die Unter­
maßnahmen in Hinblick auf deren Beitrag zur Erreichung der ange­
strebten Wirkungsziele zu bewerten. 

33.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei es kritisch zu hinterfTagen, ob 
jedes Mal in jeder Evaluierung wiederum der Beweis angetreten wer­
den müsse, dass etwa die Reduktion ertragssteigemder Betriebsmit­
tel eine positive Wirkung auf Boden, Wasser, Biodiversität etc. habe. 
Grundlegende, wissenschaftliche Erkenntnisse und laufend erhobene 
Daten sollten jedenfalls.für diesen Zweck auch anerkannt werden. 

33.4 Der RH entgegnete, dass die Evaluierung von Untermaßnahmen nicht 
bedeutet, grundlegende wissenschaftliche Erkenntnisse nicht entspre­
chend anzuerkennen. Es sollten jedoch - auch gemäß den Empfeh­
lungen der Ex-ante-Evaluierung - Untermaßnahmen im Hinblick auf 
deren Beitrag zur Erreichung der angestrebten Wirkungsziele bewer­
tet werden. 

Im Übrigen hatte auch der Europäische Rechnungshof im Rahmen sei­
ner Prüftätigkeit 2009/2010 in Österreich festgestellt, dass der Beitrag 
einzelner Untermaßnahmen zur Erhaltung bzw. Verbesserung einer 
gegebenen Situation mangels !darer Maßnahmenziele schwer zu ermit­
teln war. 
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Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007 

Untermaßnahmen 
von ÖPUL 2007 

34.1 (Il Die 28 Unterm aß nahmen von ÖPUl 2007 stell ten sich wie fo lgt 
dar: 

Tabelle 10: Untermaßnahmen von ÖPUL 2007 

UntermaBnahmen von iiPUL 2007' Tellnahm.-
IUchen 

I (In ha) 2010 

1 1 81otg~ • - 'IÜ4I 

2 Omwoltgorochto IlewlltiCliiffiing 
1.281.713 UIAG' 

3 Verzicht Betriebsmittel Ackerflächen 6.476 

4 
Verzicht Betriebsmittel 

408.965 GrÜnl.ndflächen 

5 
Verzicht Fungizide auf 

191.015 Getreideflächen 

6 
Heil-. GewUrzpftanzen und 

6.050 Alternativen 
7 Integrierte Produktion Ackerflächen 68.457 

8 Eroslonmhutz Obst und Hopfen 11.469 

9 
Integrierte Produktion Obst und 

8.689 Hopfen 
10 Erosionsschutz Wein 36.925 

11 Integrierte Produktion Wein 34.003 

12 
Integrierte Produktion geschützter 

244 Anb.u 
13 Silageverzicht 113.993 

14 Erhaltung von Streuobstbeständen 10.106 

15 M.hd von Steilflächen 149.131 

16 Bewirtschaftung von Bergmähdern 1.787 

Alpung und Behirtung 409.793 

kopunkto 3.103 
19 BegrUnung von Ackerflächen 433.640 

Mulch- und Direkt ... t 140.337 

lona!l!rojokt Salz~ 21.331 

22 
Vorbeugender Boden-/ 

157.007 Gewässerschutz 

23 
Au 5 w a sc h u ngsg efä h rdete 

123 Ackerflächen 
24 Untersaat bei Mais 22 

25 
Verlustarme Ausbringung GUUe (in 

2.213.894 m' ) 
26 Seltene Nutztierr ... en (in Stück) 31.811 

27 Seltene landw. KuLturpflanzen 12.090 

Betriebe 
2010 

J QJI9 

17.305 

3.147 

38.400 

16.419 

986 

7.630 

2.267 

1.460 

7.716 

6.303 

205 

9.999 

16.904 

41 .703 

1.215 

7.770 

.5 
49.905 

15.225 

,02 

4.409 

27 

8 

3.087 

4.819 

3.323 

Lell tungn bgeltun­
gen 2007 bio 2010 

(In Mlo. EUR' ) 
Inlle .. mt 

- 315 •• 

443.1 

5,0 

93,1 

20,1 

4,0 

45,5 

lo.z 
1M 

21,1 

55,1 

2,4 

13,9 

5,3 

113.4 

3,3 

95,1 

21.5 
267,6 

22,9 

31 

33,3 

0.1 

0,0 

7,0 

16,1 

6,0 

ohne Tierschutzmaßnahme (M 215) und ohne Restzahlungen für Maßnahmen aus ÖPUl 2000 
"physische Fläche", ohne Doppelzählung 
an ÖPUL teilnehmende Betriebe ohne Do ppelzählung 

4 vom RH in die Prüfung ei nbezogene Untermaßnahmen 
Rundungsdifferenzen möglich 

Quelle: Grüner Bericht 2011, Tabelte 5.2.16 
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Lell tungl­
abgeltungen 

2007 bll 2010 
(In "!~ 

18.1 

21.9 

'--- 0.2 

4,6 

1,0 

0,2 

2,3 

0,5 

0,5 

1,0 

2,7 

0.1 

3,7 

0,3 

5,6 

0,2 

4,7 

6.4 
13,3 

1.1 

.l 

1,6 

0,0 

0,0 

0,3 

0,8 

0,3 
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Untermaßnahmen von ÖPUL 2007 

(2) Zehn der 28 Untermaßnahmen konnten gemäß ÖPUL-Sonderricht­
linie nur in Kombination mit anderen Untermaßnahmen in Anspruch 
genommen werden. Beispielsweise setzte die Teilnahme an der Unter­
maßnahme 21 (Regionalprojekt Salzburg) eine Teilnahme an den Unter­
maßnahmen I Bio oder 2 UBAG voraus. 

Neben den verpflichtenden Kombinationen konnten die Antragsteller 
viele der 28 Untermaßnahmen freiwillig kombinieren. Österreich ische 
Betriebe nahmen im Jahr 2010 im Durchschnitt an 3,5 Untermaß nah­
men teil. In Niederösterreich belief sich die Zahl der Unterrnaßnah­
men pro Betrieb auf durchschnittlich 3, I, während sie in Salzburg 3,9 
betrug. Der Anteil der ÖPUL-Betriebe, die im Jahr 2010 nur an einer 
einzigen Unterrnaßnahme teilnahmen, betrug österreichweit rd. 15,3 % 

(in Niederösterreich rd. 23,7 %, in Salzburg rd. 6,9 %). Rund 11,3 0/0 

der ÖPUL-Betriebe nahmen an sechs bis elf Untermaßnahmen teil. 

(3) Die Zahl der Untermaßnahmen sank gegenüber der Vorperiode 
von 31 auf 28. Tatsächlich entfielen im Jahr 2010 durchschnittlich 
rd. 59,0 % (bzw. rd. 79,8 %) aller ÖPUL-Mittel eines jeden Bundes­
landes auf jeweils drei (bzw. fünf) Untermaßnahmen. Österrcichweit 
waren es in Summe 14 Unterrnaßnahmen, die - gemessen an ihrem 
fmanziellen Volumen - in mindestens einem der neun Bundeslän­
der unter den ersten fünf rangierten. Auch österreichweit bestand ein 
hoher Konzentrationsgrad: Rund 53,5 % (bzw. rd. 69,3 %) der Mittel 
entfielen auf drei (bzw. fünf) Unterrnaßnahmen. 

Abbildung 8: Konzentration der ÖPUL 2007-Mittel im Jahr 2010 aufUntermaßnahmen 

Quelle: Darstellung RH auf Basis Grüner Bericht 2011. Tabelle 5.2.15 
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Untermaßnahmen von ÖPUl 2007 Agrarumweltprogramm ÖPUl 2007 

34.2 Der RH hielt fest, dass bei ÖP UL 2007 eine hohe Anza hl an Untermaß­
nahmen bestand, wi ewohl sich die Teilnahme in fm anziell er Hinsicht 

in j edem Bundesland de facto auf wenige Unterm aßnahmen ko nzen­

tri erte. Er empfahl dem BMLFUW, fü r die nächste Programmperiode 

eine Vereinfachun g der ÖPUl- Konzeption etwa durch eine weitere 
Verrin gerung der Zahl der Untermaßnahmen zu prüfen. 

34.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei die Vereinfachung des Programms 
ein wesentliches Ziel bei der Neukonzeption. Die Verringerung der Maß­
nahmenzahl stelle dabei jedoch nur einen Aspekt dar. In Übereinstim­
mung mit der Empfehlung des RH habe das BMLFUW in der ersten 
Runde der Diskussion in den Arbeitsgruppen einen Vorschlag mit einer 
deutlich reduzierten Maßnahmenanzahl eingebracht. Auch wenn aus 
Sicht der derzeit starken Mittelkonzentration auf einige Maßnahm en 
eine starke Reduktion der Maßnahmenzahl plausibel scheine, sei dabei 
jedoch zu berücksichtigen, dass zahlreiche, geringer dotierte Un termaß­
nahmen einen stärkeren regionalen, standörtlichen Bezug und dah er 
trotz geringerer Dotierung einen starken EjJekt.,{iJr die Zielerreichung 
aufwiesen. 

34.4 Der RH bestä rkte das BMLFUW darin, die Verringerung der Maßnah­
menanzahl als wichtiges Verein fa chungspotenzial zu nu tzen. 

Ausgewählte Untermaßnahmen 

Untermaßnahme 1: 
Biologische Wirt­

schaftsweise (Bio) 

Bund 2013/5 

Ziele 

35.1 (I) Ziele der Unterm aß nahme 1 Bio waren gemäß Programm LE 07-13 : 

I. Förderun g der biologischen Wirtschaftsweise, 

2. Erhöhung der Biodivers ität im tierischen und pfl anzlichen Bereich 

durch Verzicht au f chemisch-synthetische Pfl anzenschutzmitte l, 
reduzierte Düngung und vi el fa lt ige Fruchtfolgen, 

3. Verringerung des Einsatzes von Dünge- und Pflanzenschutzmit­

teln im Zusammenh ang mit Grundwasserschutz und Redukti on der 
Emissionen in die Luft, 
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Ausgewäh lte Untermaßnahmen 

382 

4. Etablierung besonders umweltgerechter und die Bodengesundheit 
fördernder Fruchtfolgen, 

5. besonders tierfreundliche Haltung der Nutztiere, 

6. weitgehende Kreislaufwirtschaft4s am Betrieb. 

(2) Bio war als einzige der insgesamt 28 Untermaßnahmen bei den 
.besonderen Zielen" für ÖPUl (TZ 10) im Programm LE 07-13 aus­
drücklich genannt. Dies verdeutlichte, dass Bio wegen seiner stren­
gen Auflagen und seines hohen Niveaus in Österreich einen beson­
deren Stellenwert bei der Zielforrnulierung des BMLFUW einnahm. 
Im Jahr 2010 umfasste Bio knapp ein Fünftel der gesamten landwirt­
schaftlichen Nutzfläche. 

Die Erreichung der allgemeinen und besonderen Ziele zu Bio wurde in 
der Halbzeitevaluierung 2010, abgesehen von der Darstellung quantita­
tiver Entwicklungen in Tabellen, im Text nicht ausdrücklich ausgeführt. 

35.2 Der RH empfahl dem BMLFUW, jedes einzelne für Bio formulierte Ziel 
- inkl. der Bio-bezogenen allgemeinen und besonderen Programm­
ziele - zu evaluieren (siehe auch TZ 37), um auf Basis dieser Erkennt­
nisse für die nächste Programmperiode eine exakte und zielgenaue 
Steuerung sicherstellen zu können. Eine Voraussetzung dafür war eine 
konkretere und differenziertere Formulierung der allgemeinen und 
besonderen Ziele (siehe TZ 10). 

35.3 Das BMLFUW teilte in seiner Stellungnahme mit, dass an der Ent­
wicklung und Verbesserung der Zieldejinition und Evaluierung jeden­
falls weiter gearbeitet werde. 

Entwicklung 

36 Bio entwickelte sich in der vorangegangenen Programmperiode 
ÖPUl 2000 und in der laufenden Programmperiode ÖPUl 2007 wie 
fo lgt: 

<4 5 Kreislaufbewirtschaftung: Im Biolandbau wird Wert darauf gelegt. dass Futter- und 
Düngemittel möglichst aus dem eigenen Betrieb stammen. Stoffe. die in der Bewirt­
schaftung (M ist, Gülle, ... ) anfallen. werden wieder in den Kreislauf eingebracht. 
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Ausgewählte Untermaßnahmen Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007 

Tabelle 11: Entwicklung der Untermaßnahme 1 Bio 

6PUL 2000 - Bto 

2001 2002 2003 2004 2005 2006 
Durchlchnttt 

2001 btl 2006 

Teilnahmeflächen in ha 250.002 268.302 294.801 309.325 326.986 321.971 295.231 

Teilnehmende Betriebe 16.306 17.020 18.157 18.292 18.850 18.505 17.855 

Leistungsabgeltung 
69,S 75,9 86,0 90,6 96,4 95,3 85,6 in Mio. EUR 

6PUL 2007 - Bto 

Durchlchnttt Verl nderung Bto 
2007 2008 2009 2010 

2007 btl 2010 2000/2007 
In % 

Teilnahmeflächen in ha 346.950 364.924 388.043 414.148 378.516 28,2 

Teilnehmende Betriebe 18.458 19.074 19.998 20.789 19.580 9,7 

Leistungsabgeltung 
85,9 88,S 92,4 99,1 91.4 6,8 in Mio. EUR 

Quelle: Grüner Bericht 2011. Tabelle 5.2.16 

Bund 2013/5 

Bio hatte - gemäß Programm LE 07- 13 und laut BMLFUW - posi­
tive Wirkungen auf alle Schutzgüter, insbesondere auf das Schutzgut 

Klima. Das BMLFUW bezeichnete Bio als höherwertige Untermaß­
na hme, weil die Au fl agen deutlich über das Niveau der Grundanfor­
derung hinausgi ngen. Dies drückte s ich insbesondere in der Prü fung 

jedes Biobetriebs durch die Lebensmittelbehörd e aus sowie im Verzicht 
au f chemisch synthetische Pfl anzenschutzmittel und in der Kreislauf­
bewirtschaftun g des Bodens. 

Die Teilnahme der Betriebe an Bio stieg zwischen 2001 und 2010 um 
rd. 27,5 %. 
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Ausgewählte Untermaßnahmen 

Erkenntnisse aus Vorperiode und Evaluierungen 

37.1 (I) Für Bio zeigte die quantitative Ziel vorgabe gegenüber der Aus­
gangslage 2005 folgende Größenordnung: 

Tabelle 12: Zielwert und Umsetzung der Untermaßnahme 1 Bio 

2005 ZI.lw.rt 
fOr 2013 20011 2010 

Teilnahmeflächen in ha 

Umsetzung des Zielwerts in '" 

326.986 390.000 388.043 

99.5 

414.148 

106.3 

Quellen: BMlFUW; Halbzeitevaluierung 2010; Grüner Bericht 2011, Tabelle 5.2.16 

384 

Die Zielvorgabe für Bio im Programm LE 07- 13 wurde gegenüber dem 
vorangegangenen Programmzeitraum 2000 bis 2006 (Teilnahmeflä­
che 2005) um rd. 19,3"10 erhöht. Bereits Ende 2009 betrug der Umset­
zungsgrad rd. 99,5 "10, Ende 2010 rd. 106,3 "10. 

(2) Die Ex- post- Evaluierung 2008 für ÖPUl 2000 stellte eine Ver­
schiebung der Mittelverteilung in Richtung ökologisch höherwertige 
Untermaßnahmen - wie insbesondere Bio - fest. Es gab jedoch deut­
liche regionale Unterschiede in der Akzeptanz46. 50 bestand bspw. im 
Osten Österreichs sowie im Wald- und Mühlviertel eine deutlich höhere 
Akzeptanz von Bio als z.B. im oberösterreichischen Zentralraum oder 
in der 5üdoststeiermark. 

Als Folge dieser Erkenntnisse formulierte das BMLFUW in der Ex­
post-Evaluierung 2008 die Verbesserung der Akzeptanz von Bio als 
eines der Ziele für ÖPUl 2007 und bezeichnete diesbezügliche Frage­
stellungen als Herausforderung für weitere Evaluierungen und Begleit­
maßnahmen zu den bis 2013 fixierten Flächenförderungen. 

(3) Dieses Ziel evaluierte das BMLFUW bisher nicht umfassend, es 
beschränkte seine Ausführungen im Bericht der Halbzeitevaluie­
rung 2010 auf die zahlenmäßige Darstellung der teilnehmenden 
Betriebe, der Flächen und der Leistungsabgeltung in Tabellen. Die 
Halbzeitevaluierung 2010 enthielt keine weitergehenden Fragestel­
lungen zur Akzeptanz von Bio und kaum Bewertungen zu den Wir­
kungen von Bio zur Effektivität und Effizienz. 

37.2 Der RH empfahl dem BMLFUW, Erkenntnisse aus Vorperioden zu Bio 
umzusetzen, um dadurch die Kontinuität der Erkenntnisse vorange-

46 Das BMLFUW maß die Akzeptanz anhand der Anzahl der Förderungswerber in einem 
bestimmten Zeitraum. 
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Ausgewählte Untermaßnahmen Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007 

Untermaßnahme 2: 
Umweltgerechte 
Bewirtschaftung von 
Acker- und Grünland­
flä chen (UBAG) 

Bund 2013/5 

gangener Evaluierungen sicherzustellen, sowie die Wirkungen zu eva­
luieren. 

37 .3 Laut Stellungnahme des BMLFUW seien genug Belege /lorhanden, weI­
che mehrere positi /le Wirkungen des Biolandbaus nachweisen würden, 
die nicht durch weitere Studien wiederholt werden müssten. Eine maß­
nahmenbezogene Evaluierung in Ergänzung zu der schutzgutbezogellell 
Evaluierung sei, wo sinnvoll, bereits erfolgt. Im Rahmen der Weiter­
entwicklung des Evaluierungskonzepts werde auch dieser Punkt mit­
gedacht werden. 

37.4 Der RH wies darauf hin, dass das BMLFUW es verabsäumt hatte, sein 
selbst formuliertes Ziel, die Akzeptanz von Bio zu verbessern, zu eva­
luieren. 

Ziele 

38.1 (I) Ziele der Unterm aßnahme 2 UBAG waren gemäß Programm LE 07- 13: 

I. Sicherung einer standortangepassten, umweltgerechten und nach­
haltigen Bewirtschaftung von Acker- und Grü nlandflächen auf Basis 
eines unter der sachgerechten Düngung liegenden Niveaus, 

2. Bewahrung traditionell er Kulturl andschaft durch Erhaltung vo n 
Grünland und Landschaftselementen, 

3. Sicherung einer möglichst fl ächendeckenden Teilnahme als Basis 
rür die Teilnahme an weiteren spezifischen Untermaßnahmen. 

(2) Von den ÖPUL- Auszahlungen der Jahre 2007 bis 2010 (durch­
schnittli ch rd. 504,7 Mio. EUR) entfIelen rd. 21,9 Ofo (d.s. durchschnitt­
lich TC!. 110,8 Mio. EUR pro Jahr) auf UBAG. UBAG stell te nur geringe 
Anford erungen an die Betriebe. Dies sollte einen Anreiz da rstell en, 
an ÖPUL 2007 teilzunehmen. Da UBAG eine Teilnahme mit all en Flä­
chen eines Betriebes erforderte, hoffte das BMLFUW, di e Betri ebe mi t 
Einzelfl ächen auch rür die Teilnahme an sogenannten höherwertigen 
Un termaßnahmen (z. B. Natu rschutz) zu gewinnen. 

(3) Wie nachstehende Tabelle zeigt, nahmen UBAG- Betriebe zumeist 
auch an anderen Untermaßnahmen teil : 
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Ausgewählte Untermaßnahmen 

Tabelle 13: Betriebe in der Untermaßnahme 2 UBAG 

Jlhr 6PUL-Ietrtebe Betrtebe mit letrIebe mit 6PUL-Fllclle FIIcIIemlt Fliehe mit 
,eumt UIAG,eumt IUIKhlleSlleh ,eumt UIAG luuehlleSlteh 

UIA& UIAG 

Anzahl in ha 

2010 116.122 1.556 2.197.040 1.286.793 9.653 

in % 100,0 58,0 1,3 100.0 58,6 0,4 

Quellen: Darstellung RH auf Basis von Daten des BMLFUW vom Oktober 2011 sowie Grüner Bericht 2011, Tabelle 5.2.15 
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Lediglich 1.556 Betriebe (1,3 "10 der ÖPUL- Betriebe) nahmen mit 
9.653 ha (0,4 % der ÖPUL-Fläche) ausschließlich die Untermaßnahme 
UBAG in Anspruch. UBAG ist die größte aller ÖPUL- Unterrnaßnahmen: 
Im Jahr 2010 nahmen rd. 58,0"10 der ÖPUL-Betriebe mit rd. 58,6 "10 
der ÖPUL-Flächen daran tei l. 

(4) UBAG sollte sich gemäß Programm LE 07- 13 auf alle Schutzgü­
ter gleichermaßen günstig auswirken und vor allem einer drohenden 
Intensivierung der Landwirtschaft entgegensteuern, indem der Anbau 
beschränkt und die Düngung reduziert wurden. 

In der Halbzeitevaluierung 2010 erfolgte eine Zuordnung von UBAG 
zu den Schutzgütern Boden, Klima und Biodiversität, wobei UBAG 
jeweils als .wirksame" und nicht als .stark wirksame" Untermaßnahme 
qualifiziert wurde. 

38.2 Der RH hielt kritisch fest, dass UBAG - obwohl es rd. 21,9 % der 
ÖPUL 2007-Mittel beanspruchte und somit die ausgabenstärkste Unter­
maßnahme von ÖPUL 2007 war - gemäß Halbzeitevaluierung 20 10 
nicht alle, sondern nur drei Schutzgüter positiv beeinflusste und sich 
in keinem Fall als eine .stark wirksame" Untermaßnahme zeigte. Der 

RH empfahl daher dem BMLFUW, die Konzeption und Kosteneffekti­
vität der Untermaßnahme UBAG mit dem Ziel einer künftigen Steige­
rung des Wirkungsgrads zu überprüfen. 

38.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei ÖPUL als in sich schlüssiges 
Gesamtkonzept zu sehen, welches die optimale Wirkung im Zusam­
menspiel der Maßnahmen erreiche. Es könne und müsse nicht nur stark 
wirksame Maßnahmen geben. Es könnten auch nicht alle Maßnah­
men alle Schutzgüter abdecken. Gerade die Maßnahme UBAG wirke 
aber in allen Bereichen und Schutzgütern. Die Wirkung entstehe auch 
oft durch die breite Akzeptanz und die Auswahl weiterer Maßnahmen 
oder die breite Wirkung auf verschiedene Schutzgüter. Weitere Maß-
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nahmen seien dann ofl auf einzelnel1 Fliichel1 wirkel1de "slark wirk­
same Maßnahmel1 ': Der Maßl1ahme UBAG komme auf grund ihrer brei­
ten Akzeptal1z und damit verbul1del1el1 breiten Wirkung (z.B. betreffel1d 
Lal1dschajtselemel1te oder Blühflächel1) sowie der Tatsache, dass sie 
ofl die BasisJürdie Teilnahme al1weiterel1 Maßl1ahmen darstelle, ihre 
besol1dere Bedeutung zu . 

Die Prüful1g eil1er möglichel1 Weiteiführung der Maßl1ahme UBAG 
sei ein Kemelement Jür die Neukonzeption von ÖPUL und werde in 
unterschiedlichen Arbeitsgruppen geJührt. Die Kosteneffektivitiit und 
der Wirkul1gsgrallwiirdel1 nebel1 anderel1 Aspektel1, wie der Frage der 
Umweltleistul1g, diskutiert. 

38.4 Der RH bestärkte das BMLFUW mit Verweis auf den festgestellten 
geringen Wirkungsgrad von UBAG darin, die KosteneFfektivität und 

den Wirkungsgrad bei der Konzeption dieser Untermaßnahme stärker 
zu berücksichtigen. 

Entwick lung 

39 UBAG wurde in ÖPUL 2007 neu entwickelt und entsprach weitgehend 

der Untermaßnahme "Grundförderung" in ÖPUL 2000 einschli eßlich 
der ÖPUL-2000- Untermaßnahmen "Reduktion Betriebsmittel Grün­
land" und "Reduktion Betriebsmittel Acker". Für diese beiden Unter­

maßnahmen war eine Teilnahme an der Untermaßnahme "Grundför­
derung" Pflicht. Die Grundförderung bzw. Reduktion Betriebsmittel 

Grünland und Reduktion Betriebsmittel Acker entwickelten sich in 
der vorangegangenen Programmperiode ÖPUL 2000 und UBAG ent­
wickelte sich in der laufenden Programmperiode ÖPUL 2007 wie folgt: 
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Tabelle 14: Entwicklung der Untermaßnahme 2 UBAG (ÖPUL 2007) bzw. Grundförderung, 
Reduktion Betriebsmittel Grünland und Reduktion Betriebsmittel Acker 
(ÖPUL 2000) 

6PUL 2000 - GrundQnl.rung 

lirundflnl.rung DurdlKhnltt 
2002 2003 2004 2006 2001 bll 2006 

Teilnahmeflächen in ha 1.969.395 1.971.051 1.971.408 1.998.292 1.997.024 1.937.528 1.974.116 

Teilnehmende Betriebe 122.436 121.051 119.881 119.231 119.271 111.482 118.892 

lei.tung.abgeltung 10Q.6 10o.s 100,2 101,0 100,7 97,8 100,2 
in Mio. EUR 

6PUL 2000 - lleduktlon 1etrI .... mlttel tirinlllßd 
Reduktion letrt.bl-
mittel GrOnlJlnd 2001 2002 2003 2004 2005 ZOO, DurdlKhnltt 

2001 bll Z006 

Teilnahmeflächen in ha 136.940 134.353 114.229 111.043 108.302 103.233 11B.017 

Teilnehmende Betriebe 23.027 22.748 20.355 19.874 19.801 18.187 20.665 

leistungsabgeltung 13.7 13,4 10,2 9,7 9,5 9.1 10,9 
in Mio. EUR 

6PUL ZOOO - Reduktion •• trt.bmttt.l Acker 
R.duktlon I.trt.b .. 
mittel GrOnlJlnd 2001 ZOOZ 2003 Z004 2005 Z006 DurchKhnltt 

ZOOl bli 2006 

Teilnahmeflächen in ha 547.066 495.229 491.671 497.108 498.159 497.244 504.413 

Teilnehmende Betriebe 37.854 36.788 37.780 37.575 36.900 34.700 36.933 

leistung.abgeltung 61,2 60,9 6Q.9 61,7 62,4 62,4 61,6 
in Mio. EUR 

6PUL 2007 - UIAG 

UIAG 
V.rlnd.rung 

2007 Zool 200' Z010 DurdlKhnltt lirundflnlerung 
Z007 bli 2010 2000/UIAIi 2007 

in'!. 

Teilnahmeflächen in ha 1.225.351 1.338.858 1.317.445 1.286.793 1.292.112 - 34,5 

Teilnehmende Betriebe 65.838 70.962 69.480 67.305 68.396 - 42,5 

lei.tung.abgeltung 99,5 116,7 114,7 112,2 110,8 10,6 
in Mio. EUR 

Quelle: Grüner Bericht 2011. Tabelle 5.2.16 
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In ÖPUL 2000 nahmen durchschnittlich rd. 119.000 Betriebe mit durch ­
schnittlich rd. 1.974.000 ha die Grundförderung in Anspruch. UBAG 
nahmen durchschnittlich rd. 68.000 Betriebe mit durchschnittlich 
rd. 1.292.000 ha in Anspruch. Dies entsprach einer Reduktion der 
Teilnahmefläche um rd. 34,5 0/0. Die durchschnittliche Leistungsabgel ­
tung reduzierte sich bei UBAG gegenüber der Grundförderung unter 
Einbezug der zwei weiteren Untermaßnahmen .Reduktion Betriebs­
mittel Grünland" und "Reduktion Betriebsmittel Acker" pro Hektar um 
rd. 2,1 % von rd. 88 EUR auf rd. 86 EUR. 

Erkenntnisse aus Vorperiode und Eva luierungen 

40.1 (I) Die Untermaßnahme "Grundförderung" hatte in der vorangegan­
genen Periode gemäß Ex-post-Evaluierung 2008 eine hohe Akzep­
tanz und war hinsichtlich der Teilnahme, des Flächenumfangs und 
des Prämienvolumens über den Programmzeitraum sehr stabil. Auch 
die Akzeptanz der Untermaßnahme "Reduktion Betriebsmittel Acker" 
hi elt sich auf einem hohen Niveau. Bei der Untermaßnahme .Reduk­
tion Betriebsmittel Grünland" kam es zu ei nem starken Wechsel in 
höherwertige Untermaßnahmen, wie z.B. Bio. 

(2) Da UBAG aufgrund des großen Flächenumfangs rund ein Fünftel 
der ÖPUL-Mittel beanspruchte und ursprünglich in der Einreichver­
sion sehr geringe Anforderungen auswies, ersuchte die Europäische 
Kommission das BMLFUW, den Mehrwert von UBAG zu begründen 
und die Grundanforderungen und die darüber hinausgehenden Leis­
tungen klar zu defmieren. Dies rührte zur nachfolgend dargestellten 
Anhebung der Anforderungen gegenüber der Einreichversion: 
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Tabelle 15: Anhebung der Anforderungen der Untermaßnahme 2 UBAG gegenüber der 
Einreichversion des Programms LE 07-13 

EInreichversion des Progrimms 
LE 07-13 vom Jlnner 2007 

Auflagen: 

- 210 kg Nitrat-Gesamt/ha 
Düngung 

- max. 5 '10 Nützlings- und 
Blühstreifen prämienfähig 

Förderhöhe: 
- Ackerfläche: 85 EUR/ha 
- Grünland Ue nach Viehbesatz): 

50/95/110 EUR/ha 
Bei Ackerllächen größer als 
5 ha sind auf einer Räche von 
zumindest 25 '10 der Ackerlläche 
andere Kulturen als Getreide oder 
Mais anzulegen. 

Anmerkungen und Frigen der 
Europllschen KommtIlIon vom 

Aprtl2oo7 

Die Europäische Kommission 
äußerte große Bedenken, da 
ein wirklicher Mehrwert fOr die 
Umwelt nicht erkennbar war. 
Die Untermaßnahme sollte 
durch deutlich über den Grund­
anforderungen liegende Auflagen 
verbessert oder aber zurück­
gezogen werden. 
Mit Bezug auf die Düngeauf­
lagen ersuchte die Europäische 
Kommission um eine genaue 
Darstellung der Grundanforde­
rungen und der darüber hinaus­
gehenden Leistungen. Sie 
forderte eine mindestens 30 'Ioige 
Reduktion. 

Der Mehrwert einer Einschrän­
kung des Getreide- und Mals­
anteils auf max. 75 '10 der Fläche 
war nicht nachvollziehbar, da 
80 '10 der Betriebe diese Anforde­
rung bereits erfüllten. 
Die Anlage von Nützlings-
und BlUhstreifen sollte eine 
obligatorische Auflage werden. 

Anpillungen Im genehmigten 
Progrlmm LE 07-13 vom 

Oktober 2007 
== 
Ergänzende Auflagen: 
- nur 150 kg Nitrat-Gesamt/ha 

Düngung (anstatt 210 gemäß 
lVasserrechtsgesetz) 

- verpflichtende Anlage von 
zumindest 2 '10 Nützlings-
und Blühstreifen oder 
Biodiversitätsflächen auf Acker 

- auf zumindest 5 '10 der 
Grünland-Mlhllächen dürfen 
maximal zwei Nutzungen 
erfolgen 

- keine Kultur darf mehr als 
66 '10 Anteil an der Ackerlläche 
haben 

Förderhöhe: 
- Ackerfläche: 85 EUR/ha 
- Grünland Ue nach Viehbesatz): 

50/100 EUR/ha 

QueUen: Darstellung RH auf Basis der Einreichversion des Programms lE 07- 13 (Jänner 2007). der Stellungnahme der Europäischen 
Komm;ss;on (April 2007) und des genehm;gten Programms lE 07-13 (Oktober 2007) 

390 

40.2 Der RH hielt fest, dass die Anforderungen trotz Anhebung gegenüber 
der Ei nreichversion auf sehr geringem Niveau blieben. 
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41 Die Halbzeitevaluierung 2010 zu UBAG erfo lgte auf Basis der Teilnah­
menächen in Hekta r. Somit wurde der Output, nicht die Wirkung über­
prüft (siehe TZ 33). 

Tabelle 16: lielwert und Umsetzung der Untermaßnahme 2 UBAG 

2005 ZIelwart 2009 2010 
fOr 2013 

Tellnahmaflichen in ha 

Grundförderung 1.997.024 

Reduktion Betriebsmittel Grünland 108.302 

Reduktion Betriebsmittel Acker 498.159 

UBAG 1.320.000 1.317.445 1.286.793 

in "10 

Umsetzung des ZIelwerts 99,8 97,5 

Quellen: Halbzeitevaluierung 2010; Grüner Bericht 2011, Tabelle 5.2.16 
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Gegenüber der Grundförderung im Jahr 2005 reduzierte s ich die Teil­
nahmenäche von UBAG im Jahr 2009 um über 680.000 ha und im 
Jahr 20 10 um rd . 710.000 ha . Die Gesamtteilnahmenäche an ÖPUL 
sa nk dennoch kaum (von rd. 2.250.000 ha auf rd. 2.200.000 ha, das 
sind rd. 2,2 %). Dies ließ den Schluss zu, dass der Großteil der frühe­
ren UBAG- Flächen in höherwertige Untermaßnahmen wechselte. Als 
Zielwert soll te UBAG im Ja hr 2013 eine Teilnahme vo n 1.320.000 ha 
erreichen. Die geforderte Fläche von 1.3 17.445 ha (bzw. 1.318.647 ha 
laut Halbzeitevaluieru ng 20 10) im Jahr 2009 entsprach einer Ziel­
erreichung von 99,8 % (bzw. aufgeru ndet 100,0 % laut Halbzeiteva­
lu ierung 20 10), jene von 1.286.793 ha im Jahr 2010 einer Zielerrei­
chun g von 97,5 0/0. 

42.1 Die Halbzeitevaluierun g 2010 bewertete di e Biodiversitätsaunagen 
(verpnichtende Anlage von Blühnächen) im Rahmen der großflä chig 
umgesetzten Untermaßnahme UBAG als potenziell sehr günstig für 
die Erhöhu ng der Biod iversität. Die Halbzeiteva luierung 20 10 emp­
fahl daher, die Information über die Ziel e und Sinnhafti gkeit der Auf­
lagen j edenfall s zu verbessern . 

42 .2 Der RH verwies in diesem Zusammenhang auf die festgestell te, zum Teil 
mangelhafte Verknüpfung von Bildungs maßnahmen und Programm­
zielen (siehe TZ 25). 
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Untermaßnahme 18: 
Ökopunkte (Nieder­
österreich) 

392 

Ökopunkte als Regionalprojekt 

43.1 Das von der niederösterreichischen Agrarbezirksbehörde entwickelte 
Ökopunkteprogramm - ein Regionalprojekt des Landes Niederöster­
reich - bildete seit 1995 ein .eigenständiges Förderungsprogramm" 
im Rahmen von ÖPUL. Jeder landwirtschaftliche Betrieb in Nieder­
österreich konnte - alternativ zu anderen ÖPUL-Untermaßnahmen -
daran teilnehmen, sofern der Betriebssitz sowie mindestens 60 <\b der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche (im ersten Verpflichtungsjahr) in Nie­
derösterreich lagen. 

Laut Programm LE 07-13 wurden die Ökopunkte .in erster Linie in 
bestimmten Schwerpunktregionen" Niederöste.rreichs angeboten. 
Schwerpunktregionen waren allerdings weder im Programm LE 07- 13 

noch in der ÖPUL-Sonderrichtlinie festgelegt, sondern bildeten sich 
erst mit der Nachfrage der Betriebe heraus (Selbstselektion). Die Teil­
nahme konzentrierte sich auf ertragsschwächere Regionen mit eher 
extensiver Bewirtschaftung im Waldviertel, im Voralpengebiet und in 
der Buckligen Welt. Betriebe in den niederschlagsarmen Gebieten im 
Nordosten Niederösterreichs47 nahmen trotz eines Prämienzuschlags 
von 40 <\b für bestimmte Kulturarten kaum an der Unterrnaßnahme 
Ökopunkte teil. 

43.2 Der RH bemängelte die Darstellung der Ökopunkte im Pro­
gramm LE 07- 13 als regionales Schwerpunktangebot in Niederöster­
reich als nicht zutreffend und hielt fest, dass die Unterrnaßnahme lan­
desweit angeboten, allerdings nahezu ausschließlich nur in bestimmten 
Regionen nachgefragt wurde. Er empfahl dem BMLFUW und dem 
Land Niederösterreich, die regionale Abgrenzung der ÖPUL- Untermaß­
nahme Ökopunkte nach sachlichen Kriterien (wie Bewirtschaftungs­
und Landschaftsmerkmale, vorrangige Umweltziele) anstatt nach der 
Landesgrenze vorzunehmen. 

43.3 (0 Aus Sicht des BMLFUW werde - sofern die Maßnahme Ökopunkte 
oder eine vergleichbare Maßnahme künftig wieder angeboten werden 
sollte - eine eventuelle Gebietsabgrenzung jedenfalls nach regionalen 
Kriterien, die sich an den Zielsetzungen der Maßnahme und nat'ürlichen 
Gegebenheiten orientieren sollten, erfolgen müssen. Dabei erscheine 
eine Abgrenzung entlang von Verwaltungsgrenzen (z.B. Gemeinden 
oder Katastralgemeinden) aus abwicklungs- und informationstech­
nischen Gründen sinnvoll. Das BMLFUW stimme der Aussage des RH 
zu, dass eine Abgrenzung auf Ebene der Landesgrenzen ausfachlicher 
Sicht keine optimale Lösung sei. 

47 Regionen mit maximal 570 mm Jahresniederschlag. siehe ÖPUL- Sondcrrichtlinic 

Anhang N 
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(2) Laut Stellungnahme des Landes Niederösterreich sei tlie ÖPUL­
Untermaßnahme Ökopunkte immer als Regionalprogramm auf Ebene 
des Landes Niederösterreich gedacht gewesen. Es obliege anderen Bun­
desländenr, für ihre Regionen ebenfalls Regionalprogramme nach dem 
Vorbild der Ökopunkte einzuführen. 

43.4 Der RH bemerkte positiv, dass auch das BMLFUW in einer Abgren­
zung auf Ebene der Landesgrenzen aus fachlicher Sicht keine opti­

male Lösung sah und eine Gebietsabgrenzung nach regionalen Krite­
rien für notwendig erachtete. 

Der RH verblieb bei seiner Empfeh lung an das Land Niederösterreich, 
die regiona le Abgrenzung der Ökopunkte nach sach li chen Kriterien 
anstatt nach der Landesgrenze vorzunehmen. 

44.1 Das Land Niederösterreich unterstützte Bestrebungen, die regionale 

Identifikation mit der Untermaßnahme durch die Auszeichnung von 
Gemeinden als Ökopunkte-Gemeinden zu stärken. In Diskussion stan­

den auch die Etablierung der Ökopunkte als regionale Marke, die Ent­
wicklung regiona ler Wirtschaftskreisläufe und Wertschöpfungsket­
ten, die Vermarktung von Ökopunkte-Produkten oder die touristische 
Inwertsetzung der strukturreichen Landschaft. Das Programm LE 07- 13 
umfasste auch Maßnahmen für eine gebietsbezogene, sektorübergrei­

fende Entwicklung des ländlichen Raums. Das Land Niederösterreich 
nutzte diese Möglichkeiten bei der Umsetzung der Untermaßnahme 
Ökopunkte allerdings kaum. 

44.2 Der RH bewertete die angestrebte Erhöhung der regionalen Wertschöp­

fung im Zusammenhang mit der Umsetzung der Unterrnaßnahme Öko­
punkte als positiv. Er empfah l dem Land Niederösterreich, zur Steige­

rung der regionalen Wertschöpfung in den Ökopunkte-Regionen auch 
die im Programm LE 07- 13 angebotenen Maßnahmen für sektorüber­

greifende Kooperationen verstärkt in Betracht zu ziehen. 

44.3 Laut Stellungnahme des Landes Niederösterreich würden die im Pro­
gramm LE 07- J 3 angebotenen Maßnahmen grundsätzlich allen poten­
ziellen Förderungswerbern offenstehen. Der Empfehlung des RH werde 
dahingehend Folge geleistet, dass das Land Niederösterreich die ver­
antwortlichen Stellen und Personen (Bürgenneister von Ökopunkte­
Gemeinden, regionale Entscheidungsträger, Ökopunkte- Vorstand etc.) 
über Maßnahmen für sektoYÜbergreifende Kooperationen verstärkt 
informieren werde. 
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Ziele 

45.1 Die Ökopunkte bezweckten laut ÖPUL- Sonderrichtlinie 2007 die Ein­
führung und Beibehaltung von Extensivierungsleistungen auf land­
wirtschaftlichen Nutzflächen sowie die Offenhaltung und Bewahrung 
der Kulturlandschaft, insbesondere der durch die Bewirtschaftung ent­
standenen Landschaftselemente. Sie zählten daher u.a. zu den bio­
diversitätsrelevanten Untennaßnahmen. 

Ausmaß und Verhältnis der angestrebten Veränderungs- und Bewah­
rungsziele in Bezug auf die jeweilige Ausgangslage waren nicht näher 
spezifiziert. Daten über den Zustand der Kulturlandschaft im Maßnah­
mengebiet und die wichtigsten Einflussfaktoren auf dieselbe lagen nur 
vereinzelt vor. Systematische Erhebungen über Veränderungen der 
Kulturlandschaft sowie periodische Evaluierungen der Wirksamkeit 
der Ökopunkte waren nicht vorgesehen. Die Beurteilung der Umwelt­
effekte dieser Untennaßnahme stützte sich hauptsächlich auf die Zahl 
der Ökopunkte-Betriebe und - Flächen sowie den Finanzmitteleinsatz. 

45.2 Nach Ansicht des RH waren die in ihrer Allgemeinheit nicht überprüf­
baren Landschafts- und Biodiversitätsziele der Untermaßnahme Öko­
punkte, die fehlende Operationalisierung der Zielerreichung, die weit­
gehend fehlende Dokumentation der Ausgangslage und das fehlende 
Monitoring der Umwelteffekte der Ökopunkte Ausdruck einer gerin­
gen Ergebnis- und Wirkungsorientierung. 

Er empfahl dem BMlFUW und dem Land Niederösterreich, der Errei­
chung der angestrebten Umweltwirkungen der Ökopunkte künf­
tig erhöhte Aufmerksamkeit zu widmen. Zu diesem Zweck wäre ein 
Gesamtkonzept zu entwickeln mit überprüfbaren Zielforrnulierungen, 
differenziert nach Zustandserhaltung und Zustandsverbesserung, mit 
geeigneten Indikatoren, einem laufenden Umweltmonitoring (vorzugs­
weise in Kooperation mit der AMA) und periodischen Evaluierungen. 

45.3 (1) Das BMLFUW teilte in seiner Stellungnahme mit, dass an der Ent­
wicklung und Verbesserung der Zieldejinition und Evaluierung jeden­
falls weiter gearbeitet werde. Die Differenzierung zwischen Verbes­
serungs- und Beibehaltungszielen könne jedoch nicht nachvollzogen 
werden, da maßnahmenbezogen keine klare Trennung und Zuordnung 
möglich und notwendig sei. 

(2) Laut MiJteilung des Landes Niederösterreich würden bei den Öko­
punktet! Umfang und Art der Ausstattung mit Landschaftselementen 
als Gradmesser für die Qualität von Kulturlandschaften im Hinblick 
auf Biodiversität und Landschaftsbild angewendet. Wie sich u.a. durch 
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ein in Fertigstellung bejindliclles, internationales EU- Projekt belegen 
lasse, gebe es einen eindeuNgen Zusammenhang zwischen der Menge 
an naturnahen Landschajtselementen und der Artenvie/falt, der mit den 
Indikatoren "Habitatsl/iversität" und "Länge Linearer Landsclraftse1e­
mente" darstellbar sei. Diese beiden Indikatoren könnten ohne Mehr­
aufwand auch als Programmbestandteil in der neue" Programmperi­
ode ab 2014 Verwendung jinde". 

45.4 (1) Der RH erwiderte dem BMLFUW, dass die Unterscheidung zwischen 
Zustandserhaltung bzw. Zustandsverbesserung im Nationalen Strate­
gieplan (siehe TZ 8) verankert wurde. Eine entsprechende Differen­
zierung der Ziele und Untermaßnahmen würde - im Sinne der Pro­
grammvorgaben - eine aussagekräftigere Darstellung und Bewertung 
der Wirkungen erlauben (vgl. auch die dementsprechende Empfehlung 
der Halbzeiteva luierung 2010 zur künftigen Gestaltung von ÖPUL). 

(2) Mit Bezug auf die Stellungnahme des Landes Niederösterreich wie­
derholte der RH (siehe TZ 22), dass Landschaftselemente im Rahmen 
der Ökopunkte bereits seit 1996 von großer Bedeutung und in der Leis­
tungsabgeltung stets entsprechend hoch gewichtet waren (siehe TZ 47, 
Abbildung 9). Dessen ungeachtet lagen laut Ex - ante- Evaluierung 2006 
und Halbzeitevaluierung 2010 zu den Wirkungen von Landschaftsele­
menten nur ungenügende Daten vor (siehe TZ 55). 

Das Ökopunkte- Modell 

46 Die Mehrzahl der ÖPUL- Untermaßnahmen sah die Einhaltung bestimm­
ter Bewirtschaftungsauflagen während einer fünf- bis siebenjährigen 
Vertragslaufzeit gegen fIxe Leistungsabgeltungen vor. Die Untermaß­
nahme Ökopunkte gab den Betrieben dagegen Bandbreiten für eine 
umweltverträgliche Wirtschaftsweise im Grünland (5 Parameter), im 
Ackerland (6 Parameter) und für die Pflege und Erhaltung von Land­
schaFtselementen (I Parameter) vor. Für jeden Parameier waren Punkte 
von null (Baseline) bis positiv (umweltfreundlich) Festgelegt, bei ein ­
zelnen Parametern waren auch Minuspunkte (umweltbelastend) zuläs­
sig. Ein Ökopunkt entsprach einem bestimmten, hektarbezogenen Prä­
mienbetrag. 

Ackerbaubetonte Betriebe erreichten gemäß einer Auswertung des Lan­
des Niederösterreich bei den Parametern der Wirtschaftsweise wie auch 
beim Parameter Landschaftselemente im Durchschnitt weniger Öko­
punkte pro Hektar als grünlandbetonte Betriebe. 
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Tabelle 17: Durchschnittliche Ökopunkte pro Hektar nach Betriebstypen 

Betrleb.typ Ackerbetonte MI.chbetriebe GrOnlandbetonte letrIebe mit 
letriebe Betriebe Spez111kulturen 

Ausgewertete Betriebe 1.860 1.448 1.224 15 (insgesamt 4.547) 

Landwirtschaftliche Nutzfläche 41.227 29.817 22.534 197 (LN) in ha (insgesamt 93.775 haI 

QueUe: Berechnung und Darstellung RH auf Basis einer Auswertung des landes Niederösterreich von 4.541 Betrieben vom 
März 2011 
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Als Teilnahmevoraussetzung mussten zumindest 13 Ökopunkte pro 
Hektar erreicht werden. Die Betriebe mussten ihre Punktezahl wä h­
rend der Vertragslaufzeit halten (Verschlechterungsverbot) bzw. durf­
ten diese j ährlich nur um maxima l 15 % unterschreiten (gemessen am 
ersten Verpfl ichtungsjahr). 
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Prämienbeträge und Punkterahmen 

47 .1 (I) Ab 2007 änderten sich di e Prämienbeträge pro Ökopunkl und die 
Punkterahmen zum Teil erheblich. Nachstehende Tabelle zeigt die Ver­
änderu ngen zur vorhergehenden Progra mm peri ode. 

Tabelle 18: Veränderung der Prämien je Ökopunkt und der Punkterahmen je Parameter 
und Hektar (vereinfachte Darstellung) 

I. Primtenbetrag je Ökopunkt 

Acker- und Grilnland 

Dauerkulturen (Wein, Obst etc.) 

11. Punkterahmen j. Parameter und H.ktar 
(ha) 

1. Wtrtschlftsw.tse Grünland 

Nutzungsintensität 

DUngeintensität 

DilngerartjAusbringung 

Grünlandalter 

Pflanzenschutzmitteleinsatz 

2. Wtrtschaftswetse Acker 

Fruchtfolge 

Bodenbedeckung 

DUngeintensität 

DUngerartjAusbri ngung 

Schlaggröße 

Pftanzenschutzmitteleinsatz 

Punkterahmen Acker 

ÖPUL 2000 ÖPUL 2007 

13,80 EUR :;===!!i:= 
26,16 EUR """..=.:.!~~ 

ÖPUL 2000 

Obis + 6 

- 6 bis + 8 

-6bis+5 

Obis + 3,5 

- 7 bis 0 

Obis + 7 

Obis + 7 

-9bis+6 

- 6 bis + 7 

o biS+ 5 

- 7 bis 0 

- 22 bis + 32 

ÖPUL 2007 

o bts+ 18 

-2blS+7 

Obis + 9 

Obis + 3,5 

- 7bisO 

o blS+ 8 

ObIs + 12 

-2blS+5 

o bts+ 9 

o biS+ 8,6 

-7bis+2 

- 9 bis + 44,6 

Verlnderung 
der mu. 

Punkte/ha zur 
Vorp.rlode 

Verinderung 
zur Vorperlode 

in '0 

Verinderung 
der mix. 
Prlmt. tn 

EUR/ha zur 
Vorpertode 

in '10 

+ 200,0 + 145 4 

- 12,5 - 28,4 

+800 +47,2 ""'" 
0,0 - 18,2 

n.v. n,v. 

+ 14 3 - 6,5 

+ 714 + 40 2 

- 16,7 - 31,8 

+ 28 6 + 5,2 

+ 72,0 +40,7 

n.v. n.v. 
+ 39,4 IL 

Quellen: Darstellung und Berechnung RH auf Basis von Unterlagen des l andes NÖ (Infoblatt He rbstantrag 2006); ÖPUl-Sonder­
richtlinien 2000 und 2007 
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Die Summe der maximal erreichbaren Wirtschaftsweise- Punkte bei 
der Wirtschaftsweise Grünland stieg im Vergleich zur Vorperiode um 
66,7 % und bei der Wirtschaftsweise Acker um 39,40/0. Da gleichzei­
tig die möglichen Punkteabzüge (Minuspunkte) reduziert wurden, ver­
schoben sich die Punkterahmen - wie nachfolgende Abbildung zeigt -
ab 2001 deutlich in den positiven Bereich. Die erreichbare Punktezahl 
beim Parameter Landschaftselemente sank um 32,0 0/0. 

In Kombination mit Landschaftselementen stieg die Summe der mög­
lichen Punkte gegenüber der Vorperiode bei Grünland um rd. 14,7 0/0 
und bei Acker um rd. 8,1 0/0. 

Abbildung 9: Veränderungen der Punkterahmen für Wirtschaftsweise Grünland, Wirtschafts­
weise Acker und Landschaftselemente (jeweils von ÖPUL 2000 auf ÖPUL 2007) 
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Quelle: Darstellung RH auf Basis der Daten der Tabelle 18 
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Im Jahr 2010 erreichten die teilnehmenden Betriebe durchschnittlich 
rd. 27,2 Ökopunkte pro Hektar. Dies entsprach einer Prämie von knapp 
290 EUR/ha. Wie aus nachfolgender Abbildung ersichtlich, sanken die 
jährlichen Hektarprämien. Im Durchschnitt der Jahre 2007 bis 2010 war 
die Prämie um rd. 21,0 % niedriger als im Durchschnitt der Vorperiode. 
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Abbildung 10 : Durchschnittliche Ökopunkte-Prärnie pro Hektar 2001 bis 2010 
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Quelle: Darstellung RH auf Ba sis Grüner Bericht 2011. Tabelle 5.2.16 
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Die durchschnittliche Hektarprämie von rd. 290 EUR war nur bed ingt 
aussagekräftig, da die Prämien - je nach erreichter Ökopunktezahl -
unterschiedlich hoch waren und ei ne große Streuungsbreite aufwie­
sen. Nachfolgende Tabell e zeigt, dass über 46 "10 der rd. 6.600 Öko­
punkte- Betriebe im Jahr 2010 Prämien von 300 EUR bis rd. 500 EUR! 
ha bezogen. 

Tabelle 19: Höhe der Ökopunkte-Prämien pro Hektar (2010) 

Anteil der aetriebe 

in '10 

26,2 

27,3 

26,1 

20,3 

Prlmlen pro Hekur von durchschnittlich 

in EUR 

bis zu 250 

250 bis 300 

300 bis 350 

350 bis 500 und mehr 

QueUe: Berechnung RH au f Basis von Daten des BMlFUW 2010 
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(2) Neben den Bandbreiten der Punkte- und Prämienrahmen verän­
derte sich ab 2007 auch die relative Gewichtung einzelner Parame­
ter. Gemessen an der maximal erreichbaren Punktezahl gewannen im 
Bereich der Wirtschaftsweise Grünland die Parameter Nutzungsinten­
sität sowie Düngerart/Ausbringung stark an Bedeutung. Dagegen sank 
das relative Gewicht der Parameter Düngeintensität und Grünlandalter. 

Bei der Wirtschaftsweise Acker stieg die relative Bedeutung der Para­
meter Bodenbedeckung, Schiaggröße48 und Pflanzenschutzmitteiein­
satz, während das relative Gewicht der Parameter Fruchtfolge, Dünge­
intensität und Düngerart/Ausbringung sank. 

47.2 Der RH hielt fest, dass sich das Punktesystem von ÖPUl 2000 auf 
ÖPUL 2007 zum Teil erheblich veränderte. Dies betraf 

die Parameter- Bandbreiten, 
das relative Gewicht ei nzelner Parameter, 
das relative Gewicht der Landschaftselemente, 
die relative Gewichtung der Wirtschaftsweisen Acker und 
Grünland sowie 
die ökologische Werthaltigkeit einzelner Parameter (siehe TZ 48). 

Die Ökopunkte stellten daher keinen objektiven Maßstab für einen peri­
odenübergreifenden Vergleich von Agrarumweltleistungen dar. 

47.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei die Maßnahme Ökopunkte nie 
als direktes Messinstrument oder Indikator .für einen Umweltzustand 
konzipiert worden. Aus Sicht des BMLFUW stelle die Weiterentwicklung 
der Maßnahme Ökopunkte im Rahmen von ÖPUL 2007 einen wich­
tigen Harmonisierungsschritt mit anderen ÖPUL- Maßnahmen sowie 
eine Weiterentwicklung auf Basis von Erfahrungen und die Venneidung 
von MitnahmeeIfekten dar. Beidesfordere der RH in anderen Punkten 
des Berichts ein . 

Entscheidend.für die Beurteilung sollte nicht nur die theoretische, son­
dern vielmehr auch die tatsächlich gewährte Prämienhöhe sein. Letzt­
lich sei die durchschnittliche Ökopunkteprämie mit ÖPUL 2007 deutlich 
gesunken (2006: 369 EUR/ha; 2007: 303 EUR/ha und 2011: 284 EUR/ 
ha). 

48 Ein Schlag ist eine zusammenhängende Fläche. die Teile eines FeldstOcks oder maxi­
mal ein ganzes FeldstOck umfasst. Im Regelfall wird ein Schlag für eine Vegetations­
periode mit einer landwirtschaftlichen Kultur bestellt. Kleinschlägigkeil begünstigt im 
Allgemeinen die ökologische Vielfalt. 
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47.4 Der RH wies darauf hin , dass er die Harmonisierung mit anderen ÖPUL­
Maßnahmen al s zweckmäßig bewertete (siehe TZ 53). Die dargelegten 
Veränderungen der Ökopunkte gegenüber der Vorperiode geben jedoch 
Aufschluss über veränderte Schwerpunkt- und Anreizsetzunge n. 

Leistungsinhalt und - um fa ng einzelner Parameter 

48.1 (I) Bei einzelnen Parametern änderten sich auch Inhalt und Umfa ng 
der einzugehenden Verpflichtung. Beispielsweise war beim Parame­
ter Düngerart/Ausbringung (Grünland und Acker) bis 2006 nu r die 
Umstellung auFbzw. Beibehaltung von Festmist prämienfa hig. Für diese 
laut ÖPUL- Sonderrichtlinie 2000 .. wertvollere" Düngerart erhielten die 
Betriebe zwei Ökopunkte pro Hekta r. Ab 2007 wurden dagegen auch 
die Düngerarten Gülle und Jauche prämienfa hig. Der in der Vorperi­
ode geltende Punkteabzug für die umweltbelastende Ausbringung gro­
ßer Düngermengen entfi el (siehe nachfolgende Tabelle). 

Tabelle 20: Änderung des Parameters Düngerart/ Ausbringung 

Parameter Primlenfählge Verpflichtung Ökopunkte Je DOngerart und hl 
Düngerartf 

Mlneral-Ausbringung Festmist GOUe Jauche dünger 

ÖPUL 2000 Oüngerart: Festmistsystem 
Oüngerausbringung: sehr kLeine Gaben 2 0 0 0 
Punkterahmen: - 6 bis + 5 (GrünLand) 
Prämienrahmen: - 78,5 bis 65,4 EUR 
Punkterahmen: - 6 bis + 7 (Acker) 
Prämienrahmen: - 78,5 bis 91,6 EUR 

ÖPUL 2007 Oüngerart: aLLe außer MineraLdünger 
OUngerausbringung: sehr kLeine Gaben 3 3 1 0 
Punkterahmen: Obis + 9 (GrünLand u. Acker) 
Prämienrahmen: Obis 96,3 EUR 

Quellen: Darstellung RH auf Basis von Unterlagen des landes Niederösterreich zur Prämien kalkulation sowie der ÖPUl-Sonder-
richtlinien 2000 und 2007 
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Im Vergleich zu r Vorperiode bewirkten diese Änderungen einen Anstieg 
der beim Parameter Düngerart/Ausbringung max imal erreichbaren 
Ökopunkte bei Grünland um 80,0 "10 und der maximal erreichbaren 
Hektarprämie um rd. 47,2 "10, bei Acker um rd. 28,6 "10 (Punkte) bzw. 
5,2 "10 (Prämie) (siehe Tabell e 18). Gemäß Auswertungen des Landes 
Niederösterreich erreichten die Betriebe ab dem Jahr 2007 bei diesem 
Parameter im Durchschni tt eine vergleichsweise höhere Punkteanza hl 
pro Hektar. Überdi es verdoppelten sich die j ährlichen Zuwachsraten 
(siehe nachFo lgende Abbildung). 
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Abbildung 11: Durchschnittliche Ökopunkte pro Hektar beim Parameter Düngerart/Ausbrin­
gung in den Jahren 2001 bis 2004 und 2007 bis 2009 
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QueUen: Darstellung RH auf Basis von Auswertungen des landes Niederösterreich: Info-Flyer 2008 (2 .435 Betriebe) und 
Info- Flyer 2010 (2 .834 Betriebe) 

402 

48.2 Der RH kritisierte, dass das Ausmaß der im Parameter Düngerartl 
Ausbringung eingegangenen Umwe.ltverpflichtungen ab 2007 deut­
lich reduziert wurde, während die Anzahl der maximal an rechen baren 
Ökopunkte und die Prämien stiegen. Er verwies auf seine Empfehlung 
in TZ 45, wonach der Erreichung der angestrebten Umweltwirkungen 
der Ökopunkte erhöhte Aufmerksamkeit zu widmen wäre. 
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Auswertungen des Landes Niederösterreich 

49.1 Das Land Niederösterreich schätzte auf Basis eigener, z.T. auch veröf­

fentlichter Auswertungen, dass die Umweltleistungen der Ökopunkte­
Betriebe beträchtlich über jenen anderer ÖPUL- Betriebe lagen .49 

Methodisch wurden die ÖPUL- Betriebe nicht in solche mit höher­

wertigen bzw. solche mit weniger anspruchsvollen Untermaßnahmen 
unterschieden. Auch die spezifischen Bewirtschaftungsbedingungen 

von Ökopu nkte- und anderen ÖPUL-Betrieben blieben außer Betracht. 
Das Land beschränkte sich bei seinen Auswertungen ferner auf jene 

Ökopunkte- Betriebe, die der Übermittl ung ihrer Daten durch die AMA 
an das Land zugestimmt hatten (siehe TZ 54). Die ermittelte durch­

schn ittliche Zahl an Ökopunkten pro Hektar differierte dabei je nach 
Auswertung. Eine zuverlässige Methode für einen Vergleich von Öko­

punkte- Betrieben mit anderen ÖPUL- Betrieben feh lte. 

Tabelle 21: Auswertungen über Umweltleistungen der Ökopunkte-Betriebe 

Ausgewertete Ökopunkte pro ha 
Betriebe 

Daten~elle (In % der Im Insgesamt davon 
und Ja r jeweiligen Jahr WfrtschajtsWflfs, Landschajtselemente 

teilnehmenden 
BetriebeS) 

Land NÖ 2007' 2.826 (72,1 "I.) 27,4 19,3 8,1 

Land NÖ 20092 2.769 (41,8 "I.) 28,1 20,0 8,1 

Land NÖ 20093 4. 547 (68,6 %) 27,5 19,7 7,8 

BMLFUW 20104 6.630 (100,9 '10) 27,2 19,1 8,1 

l and NÖ: Info- Flyer, November 2008 
, land NÖ: Präsentation im ÖPUl- Beirat (folie 15), Oktober 2010 
) land NÖ: Präsentation im ÖPUL-Beirat (Fotie 12), Oktober 2010 
4 Mehr als 100 % aufgrund unterschiedlicher Erhebungsst ichtage. Teilnehmende Betriebe im Jahr 2010 laut Grüner Bericht 2011 

(Tabelle 5.2.16): 6.571, laut Daten des BMlfUW vom Mai 2011 dagegen 6.630. 
5 BMlfUW: Grüner Bericht 2011, Tabelle 5.1.16 

QueUe: Darstellung RH 
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49.2 Der RH erachtete Vergleiche der im Ra hmen von verschiedenen Unter­

maßnahmen erbrachten Umweltleistungen als grundSätzlich sinnvoll . 

Die bisher seitens des Landes Niederösterreich erstell ten Vergleiche 
bewertete er aufgrund methodischer Mängel und der eingeschränkten 

Datenbasis des Landes jedoch als wenig aussagekräftig. 

49 Laut Info- Flyer des Landes Nicderästcrreich vom November 2008 betrugen die Mehr­
leistungen der Ökopunktc-Betriebe im Vergleich zu anderen ÖPUL- Betrieben bei der 
Wirtschansweise nl. 70 % und bei den Landschaftselementen rund das Doppelte. 
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Er empfahl dem BMLFUW und dem Land Niederösterreich zu prüfen, 
ob in Anlehnung an das Modell der Ökopunkte eine (vereinfachte, 
nicht prämienrelevante) Skala zur Darstellung und vergleichenden 
Bewertung der wichtigsten, im Rahmen einzelner ÖPUL-Untermaß­
nahmen durchschnittlich erbrachten Umweltleistungen (z.B. Reduk­
tion von Dünger bzw. Pestiziden, Bodenbedeckung, Landschaftsele­
mente) definiert werden kann. 

49.3 Das BMLFUW teilte in seiner Stellungnahme mit, dass auch das Kon ­
zept der Ökopunkte kein Monitoring- oder Evaluierungskonupt per se 
darstelle. Die Anregung des RH werde aber aufgegriffen und es werde 
überlegt, ob die zukünftigen Förderungsvoraussetzungen in Tabellen­
form in der Weise dargestellt werden könnten, dass daraus die jewei­
lige Umweltleistung zumindest qualitativ ablesbar würde. 

49.4 Der RH erachtete die seitens des BMLFUW in Aussicht gestellte verbes­
serte qualitative Information über die im Rahmen einzelner ÖPUL-Unter­
maßnahmen zu erbringenden Agrarumweltleistungen für zweckmäßig. 

50.1 (I) Ökopunkte-Betriebe verfügten in ihrer Rolle als Anbieter und Pro­
duzenten von Umweltleistungen über mehr Flexibilität und jährliche 
Dispositionsmöglichkeiten sowie durchschnittlich höhere Prämien als 
andere ÖPUL-Betriebe. Die Höhe ihrer Prämien konnten die Produ­
zenten durch die Gewichtung und Kombination der einzelnen Parame­
ter individuell beeinflussen und während der Vertragslaufzeit zudem 
in einem gewissen Ausmaß jährlich steigern. 

Laut Programm LE 07-13 sowie Auswertungen des Landes Niederöster­
reich zeige sich mit Fortdauer der Teilnahme bei den meisten Betrie­
ben ei n Anstieg der durchschnittlichen Ökopunkte pro Hektar. 

(2) Die Indikatoren der Ökopunkte (Teilnahmefläche, teilnehmende 
Betriebe, Ökopunkte pro Parameter und pro Hektar) stellten vorwie­
gend auf die Handlungen der Produzenten ab, jedoch kaum auf die 
Ergebnisse und Wirkungen für die Umwelt. Ein Monitoringsystem 
zur laufenden Erhebung von (immissionsseitigen) Umweltdaten exi­
stierte nicht. 

50.2 Der RH bewertete das Modell der Ökopunkte als vergleichsweise 
"produzentenfreundlicher" als das anderer ÖPUL- Untermaßnahmen. 
Ökopunkte- Betriebe konnten die Menge der von ihnen angebotenen 
Umweltleistungen und das Volumen ihrer Leistungsabgeltungen wäh­
rend der Vertragslaufzeit innerhalb der erlaubten Bandbreiten verän-
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dern und in Grenzen auch steigern. Der RH sah darin einen positiven 
Anreiz rur die teilnehmenden Betriebe. 

Er bemängelte j edoch, dass das Ökopunkte-Modell einseitig auf die 
Anbieter ausgerichtet war. Während die Betriebe als Produzenten von 

Umweltleistungen über alle für ihr Angebot relevanten InFormationen 
verfügten, war eine Beurteilung aus Sicht der Gesellschaf1 (der öfFent­

lichen Nachfrage) mangels geeigneter Informationen, ob den jährlich 

steigenden Leistungsabgeltungen an die Produzenten auch ein glei­
chermaßen steigender, zusätzlicher Umweltnutzen gegenüberstand, 
de facto nur schwer möglich. 

Der RH empFahl dem Land Niederösterreich, in der Konzeption und 

Abwicklung der Ökopunkte künftig der Nachfrageseite eine vergleich­
bar hohe Aufmerksamkeit zu widmen wie der Angebotsseite, insbeson­

dere durch die Entwick.lung geeigneter Indikatoren, eines Fakten- und 
datenbasierten Umweltmonitorings und eines Berichtswesens über die 
UmwelteFFekte der Ökopunkte. 

50.3 (I) Laut Stellullglla hme des BMLFUW sei mit der KOllzeption der Öko­
pUllkte im RahmeIl VOll ÖPUL 2007 versucht worl/ell, die Parameter so 
zu verändem. l/ass höhere Punkte systembedingt auch eillen höheren 
UmweltllutzC/l bewirkten. 

(2) Das Lalld Niederösterreich betollte in seiner Stellungnahme, dass ein 
Anstieg der durchsclllliUlichen Ökopunkte pro Hektar grundsätzlich nur 
auJgrund VOll Mehrleistungen der Betriebe erfolgen könne. Daraus ergebe 
sich wiederu", ein Anstieg der du rchschnitllichen Meh rleistungen fiJ r die 
Gesellsc1rafl, z.B. durch Einsatz /Ion weniger Dünger. 

50.4 Der RH entgegnete dem BMLFUW und dem Land Niederösterreich 
unter Verweis auf die Ausführungen des BMLFUW zu TZ 7, dass wei­
tere Steigerungen der Umweltleistung bei bereits gutem Umweltzu­
stand immer schwieriger werden. Zur Stellungnahme des BMLFUW, 

wonach höhere Punkte auch einen höheren Umweltnutzen bewirken 
würden, merkte er an, dass bspw. beim Parameter Düngerart/ Ausbrin­

gung (siehe TZ 48) die Zahl der Punkte erhöht, die Leistungsverpflich­
tungen jedoch reduziert wurden. Der RH hielt seine Empfehlung, das 
Berichtswesen über die Umwelteffekte der Ökopunkte zu verbessern, 
aufrecht. 
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Entwicklung der Teilnahme 

51.1 (I) Die Untermaßnahme Ökopunkte entwickelte s ich in der vorange­
gangenen Programmperiode ÖPUL 2000 und in der laufenden Pro­
gra mmperiode ÖPUL 2007 wie fo lgt : 

Tabelle 22: Entwicklung der Untermaßnahme 18 Ökopunkte 

ilPUL 2000 - ilkopunkte 

2001 2002 2003 2004 2005 2001 
DurchKhnltt 

2001 1111 2006 

Teilnahmeflächen in ha 55.739 62.154 68.379 71.293 76.507 74.571 68.107 

Teilnehmende Setriebe 3.153 3.491 3.774 3.868 4.129 4.005 3.737 

Leistungsabgeltung 20,1 22.7 25.5 27,0 29,0 25,3 
in Mi • . EUR 

ilPUL 2007 - ilkopunkte 

V.rlnd.rung 

2007 2001 200' 2010 
DurchKhnltt ilPUL 2000'/ 

2007 bll 2010 IlPuL 2007 
In " 

Telln.hmeflächen in ha 77.095 94.271 133.332 133.603 109.575 60,9 

Teilnehmende Betriebe 3.918 4.749 6.632 6.571 5.468 46,3 

Leistungsabgeltung 23,4 28.0 38,6 38.5 32,1 27,0 
in MI •. EUR 

Der Periodenvergleich (2001-2006) vs . (2007-2010) ist wegen des außergewöhnlichen Anstiegs der Teilnahme ab 2007/ 2008 
nur bedingt aussage kräftig. 

Quelle: Grüner Bericht 2011, Tabelle 5.2.16 

406 

(2) Die in der Programmperiode 2007 bis 20\ 3 angestrebte Teilnah­
mefl äche vo n rd. 72.000 ha lag unter j ener des Jahres 2006. Das Pro­
gramm LE 07- \3 sah für die Ökopunkte ei n indikatives Mittelvolumen 
vo n rd. 20,3 Mio. EUR jährlich bei einer Prämie von durchschnittlich 
282 EUR/ha vo r. Die tatsächliche Teilnahme überst ieg diese Zielwerte 
deutl ich , wie nachstehende Tabelle zeigt. Schon im Jahr 2007 lag das 
Flächenausmaß mit rd . 77.000 ha über dem Ziel wert von 72.000 ha. 
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Tabelle 23: VergLeich der Zielwerte der Untermaßnahme Ökopunkte für die Programm­
periode 2007 bis 2013 mit den tatsächlichen Werten 2010 

Ausgangslage 2006 

Zielwerte FOr die Programm­
periode 2007 bis 2013 

tatsächliche Teilnahme 2010 

Änderung 2010 gegenüber 
Ausgangslage 2006 

Änderung 2010 gegenüber 
Zielwerten 2007 bis 2013 

Betriebe 

4.005 

3.6001 

6.571 

+ 64,1 

+ 82,5 

TeIlnahmefliehe 
(In ha) 

74.571 

72.000 

133.603 

in '10 

+ 79,2 

+ 85,6 

Öffentliche Mittel 
(In 1410. EUR) 

27,5 

20,3' 

38,5 

+ 39,9 

+ 89,7 

1 ermitte lt auf Basis der Durchschni ttsgröße von 20 ha 
Z Anteil von 3.9 lIfo der jährlichen ÖPUl- Ausgaben von durchschnitUich 520 Mio. EU R 

Quellen: Darstellung bzw. Berechnung RH auf Basis von Daten des Programms l E 07- 13 i.d .F. nach der vierten Programmänderung, 
Seite 233 sowie des Grünen Berichts. Tabelle 5.2.16 

Bund 2013/5 

(3) Im September 2008 ging das La nd Ni ederösterreich bereits von 

einem Ansti eg auf 6.000 Ökopunk te-Betriebe gegenüber rd. 4.000 im 
Jahr 2006 aus. Vor der letztmaligen Antragsmögli chkeit im Herbst 2009 

tUr eine Teilnah me ab 2010 bekundeten weitere Betriebe Interesse a n 
der Untermaßnahrne Ökopunkte. 
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Abbildung 12: Entwicklung der Ökopunkte-Flächen, -Betriebe und -Leistungsabgeltungen 
von 2001 bis 2010 
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QueUe: RH auf Basis Grüner Berich t 2011. TabeUe 5.1.16 
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Während sich Flächen, Betriebe und Leistungsabgeltungen in den Jah­
ren 2001 bis 2006 der Vorperiode annähernd im Gleichklang entwi­
ckelten, lag der Flächenzuwachs ab 2007 deutlich über dem Anstieg der 
Leistungsabgeltungen. Die Zahl der teilnehmenden Betriebe stieg von 
rd. 3.900 im Jahr 2007 um knapp 2.700 (beinahe 70 %) aufrd. 6.600 im 
Jahr 2010. Knapp die Hälfte des Anstiegs in den Jahren 2007 bis 2010 
entfIel auf die Bezirke Scheibbs (+375,5 %, von 163 auf 775 Betriebe) 
und Amstetten (+211,8 %, von 322 auf 1.004 Betriebe). 

(4) Wie nachstehende Abbildung zeigt, kam es in Niederösterreich in 
den ersten Jahren der Umsetzung des Programms LE 07- \3 zu grö­
ßeren Verschiebungen zwischen einzelnen ÖPUL- Untermaßnahmen. 
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Abbildung I J: Veränderung der Teilnahmeflächen (in Hektar) in ausgewählten Untermaßnah­
men in Niederösterreich im Zeitraum 2007 bis 2010 
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Quellen: Darstellung RH auf Ba sis Grüner Bericht Niederästerreich 2007, 2008. 2009. 2010 
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Zwei Untermaßnahmen (Ökopunkte und Bio) erzielten Zuwächse 

im Ausmaß von zusa mmen über 87.000 ha, fünf Untermaßnahmen 
- all en voran UBAG - verloren Flächen im Ausmaß von zusammen 
rd. 88.000 ha. 

51.2 Der RH hielt fest, dass zw ischen der Untermaßn ahme Ökopunkte und 

anderen ÖPUL- Untermaßnahmen Verdrängungs- und Substitutions­
effekte stattfanden . In Summe erfolgte dabei eine Verlagerung von 
ÖPUL- Flächen zu den gemäß Programm LE 07-13 höherwertigen 

ÖPUL- Untermaßnahmen Ökopunkte und Bio. 

Steigende Landeskofmanzierung 

52.1 (I) Der Bundesanteil an der Kofmanzierung der Untermaßnahme 

Ökopunkte war gemäß Punkt 1.7.3 der ÖPUL- Sonderrichtlinie mit 
rd . 5,9 Mio. EUR begrenzt. Aufgrund der hohen Ökopunkte-Teilnahme 
wurde diese Bundesmittelobergrenze bereits 2008 überschritten, wes­

halb das Land Niederösterreich einen Mehrbeitrag von rd. 1,5 Mio. EUR 
zur nationalen Kofmanzierung leistete. Für das Jahr 2009 stieg der 
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budgetäre Mehrbeitrag des Landes auf rd. 6,0 Mio. EUR. Das Kofman­
zierungsverhältnis zwischen Bund und Land, welches gemäß § 3 Land­
wirtschaftsgesetz 1992 im Regel fall 60 : 40 beträgt, veränderte sich bei 
der Untermaßnabme Ökopunkte bis zum Jahr 2010 daher auf 30 : 70. 

Tabelle 24: Anteile an der Finanzierung der Untermaßnahme Ökopunkte 

Jlhr 

2007 

2008 

2009 

2010 

EU 

48,6 

48,6 

48.6 

48,6 

1 Rundungsdifferenzen möglich 

Nltlonate Koftnlnzi.runll ICoftnlnzi.runglverhlltnfl 

Bund Lind N6 Bund Lind N6 
=== 

40 

48 52 
;...... ....... """':;;--

29 71 

30 70 

Quellen: Darstellung RH auf Basis von Unterlagen des landes Niederästerreich sowie Grüner Bericht 2011, Tabelle 5.2.16 

410 

Die Abteilung Landentwicklung LF6 des Amtes der Niederösterreichi­
schen Landesregierung bot interessierten Betrieben bis April 2009 die 
Möglichkeit von Proberechnungen für einen Umstieg in die Unterrnaß­
nahme Ökopunkte an. Da die nochmalige Erhöhung der Teilnehmer­
zahl ab 2010 weitere Landeskofmanzierungsmittel erfordert hätte, sah 
sich das Land Niederösterreich veranlasst, die letzte Umstiegsmöglich­
keit (Herbstantrag 2009) entfallen zu lassen. Es teilte dies den Interes­
senten im Mai 2009 schriftlich mit. 

(2) Die Niederösterreichische Landesregierung fasstejährliche Beschlüsse 
über die sinngemäße Anwendung der ÖPUL- Sonderrichtlinie des 
BMLFUW in Niederösterreich und über die Bereitstellung der jähr­
lich insgesamt erforderlichen Landeskofinanzierungsmittel für alle in 
Niederösterreich umgesetzten ÖPUL-Unterrnaßnahmen. Der Beschluss 
für das Jahr 2007 enthielt den Vermerk: "Aufgrund der strengeren 
Bedingungen des ÖPUL 2007 ist im Vergleich zum bisherigen Programm 
ein geringerer Finanzbedarf zu erwarten." Entgegen dieser Erwartung 
stieg der Kofinanzierungsbedarf des Landes Niederösterreich für ÖPUL 
jedoch von 36,5 Mio. EUR (2007) auf 46,6 Mio. EUR (2010). Dies ent­
sprach einer Erhöhung um 10,1 Mio. EUR (rd. 27,5 %). Davon ent­
fiel mit 9, 1 Mio. EUR der Großteil auf die Landeskofmanzierung der 
Unterrnaßnahme Ökopunkte, die sich von rd. 4,8 Mio. EUR (2007) auf 
rd. 13,9 Mio. EUR (2010) erhöhte. 
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Aus Sicht des La ndes Niederösterreich war die Entwicklung von 2008 
aur 2009 auf Änderungen bei anderen ÖPUL- Maßnahmen (siehe TZ 40) 
im Zuge der Programmgenehmigung durch die Europä ische Kom­
miss ion zurückzuführen und bei der Planung nicht abschätzbar. Der 
Niederösterreichische Landtag wurde mit dieser nahezu Verdreifachun g 
der Landeskofmanzierung für die Untermaßnahme Ökopunkte in den 
Jahren 2007 bis 2010 nicht befass t. 

52.2 (I) Der RH kritis ierte, dass das Land Niederösterrei ch - obwohl bereits 
im September 2008 (siehe TZ 51) erkennbar war, dass die zu erwar­
tenden Teil nahmea nträge deutl ich über den ursprünglichen Schät­
zungen lagen - erst im Mai 2009 dem steige nden Budgetmehrbedarf 
gegensteuerte. 

(2) Ferner kritisierte der RH , dass der Niederösterreichische Land tag mi t 
dem budgetä ren Mehrbedarf für die Landeskofi nanzierung der Öko­
punkte nicht befasst wurd e. Der RH empfahl dem Land Ni ederöster­
reich, die Budgetrechte des Niederösterreichischen Landtags durch aus­
reichende Information und rechtzeitige Befassun g in budgetä rer wie 
auch in materiell - inhaltlicher Hinsicht zu wa hren. 

52.3 Laut Stellungnahme des Landes Niederösterreich seien mit Genehmi­
gung des österreich ischen Programms LE 07-13 durch die Europäische 
Kommission im Herbst 2007 die Rahmenbedingungen der Maßnah­
men von ÖPUL 20 07 endgültig f estgestanden. Dabei sei - wie schon 
bei ÖPUL 2000 - eine Bundesmittelobergrenze eingezogen worden. 
Bereits im Jahr 2008 sei die Bundesmittelobergrenze aufgrund der 
hohen Ökopunkte-Teilnahme überschritten worden. Als das Land Nie­
derösterreich im Jahr 2008 dieses Ergebnis erkannt habe, sei parallel 
der Herbstantrag 2008 gelaufen, der bereits Anträge auf Umstieg in 
die Ökopunkte-Maßnallm e der Landwirte erfasst habe. Dieser zeitliche 
Zusammenfall habe keinen Spielraum ermöglicht, ohne die Glaubwür­
digkeit und das Vertrauen bei den Betrieben zu verletzen, da die Bera ­
tungen bereits stattgefunden hätten. Daher habe man entschieden, den 
Umstiegsstopp erst im Jahr 2009 (Herbstantrag) zu verhängen. 

Der Niederösterreichische Landtag sei durch die Beschlüsse über die 
Budgetierung von ÖPUL in den jährlichen Voranschlägen und über die 
jährlichen Rechnungsabschlüsse eingebunden worden; seine Budget­
rechte seien dadurch gewahrt worden. Durch die Vorlage des jährlichen 
Berichts über die wirtschaftliche und soziale Lage der Land- und Forst­
wirtschaft in Niederösterreich erhalte der Landtag zusätzliche Infor­
mationen über ÖPUL und das Ökopunkteprogramm. Die Entwicklung 
der Ökopunkteflächen sei zudem in dem vom Niederösterreichischen 
Landtag beschlossenen Klimaprogramm 2009 bis 201 2 dargestellt. 
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52.4 Unter Hinweis auf die für die Wahrung der Budgetrechte des Landtags 
erforderliche Transparenz gab der RH zu bedenken, dass die gegen­
seitig deckungsfahigen Budgetansätze 74911 (Maßnahmen der länd­
lichen Entwicklung) bzw. 74912 (Nationale und sonstige Maßnahmen) 
Gesamtbeträge ohne Details auswiesen. Die sich daraus ergebende feh ­
lende Transparenz über die budgetären Optionen schränkte die Bud­
getrechte des Landtags ein. 

Zuständigkeit des Landes Niederösterreich 

53 .1 (I) Teilbereiche der Abwicklung der Unterrnaßnahme Ökopunkte, wie 
z.B. die Antragserfassung und Berechnung, blieben bis 2006 in der Ver­
antwortung des Landes Niederösterreich und waren von der Zustän­
digkeit der AMA ausgenommen. Im Jahr 2006 empfahl der RH dem 
BMLFUW50, den Aufbau und die Bewertungskriterien des Ökopunkte­
programms für die neue Programmperiode ab 2007 zu überdenken 
sowie den Verwaltungsaufwand und die Abwicklungsrisiken zu ver­
ringern. 

(2) Ab 2007 war die Abwicklung der Ökopunkte bei der Zahlstelle 
AMA gebündelt, mit Ausnahme der Informationstätigkeit, die gemäß 
ÖPUL-Sonderrichtlinie in der Verantwortung des Landes Niederöster­
reich verblieb. Das BMlFUW und das Land Niederösterreich stimm­
ten die Auflagen und die Prämienkalkulation der Ökopunkte einver­
nehmlich auf die anderen ÖPUL-Untermaßnahmen ab. 

53.2 Der RH würdigte die getroffenen Anpassungen, verwies jedoch auf die 
nachfolgenden Feststellungen unter TZ 54. 

54.1 (I) Der Landeshauptmann von Niederösterreich fungierte gemäß 
Punkt 1.9.4 der ÖPUl- Sonderrichtlinie .. unter Koordination der AMA" 
als beauftragte Stelle für die Unterrnaßnahme Ökopunkte. In dieser 
Funktion war er .insbesondere betraut mit der Aufgabe der Informa­
tionstätigkeit im Rahmen der Unterrnaßnahme Ökopunkte in Nieder­
österreich". Dies umfasste die zeitgerechte Erstellung von Merkblättern 
für die ÖPUL-Antragstellung, lnforrnationsveranstaltungen, lnforrna­
tionsangebote im Internet und sonstige Erstinforrnationen. Darüber 
hinaus engagierte sich die zuständige Abteilung Landentwicklung LF6 
auch im Bereich der einzelbetrieblichen Beratung, wie z.B. Probe- oder 
Durchrechnungen für interessierte Ökopunkte-Teilnehmer und Kartie-

so Reihe Nied e.rästcrreich 2006/3 sowie Reihe Bund 2007/4. jeweils Europäischer Aus­
richtungs- und Garanticronds für die Landwirtschaft: ZuverlässigkeitscrkJärung 2004; 
Teilnahme an der Prilfung des Europäischen Rechnungshofes. TZ 3 
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rung von Landschaftselementen. Sie förderte zudem Schulungsange­
bote für Ökopunkte- Teilnehmer. 

(2) Für die .. umfassende Beratungs- und Informationstätigkeir" schloss 

das Land Niederösterreich als Auftraggeber am 16. Jänner 2008 mit 
der AMA als Auftragnehmerin eine Vereinbarung über die entgelt­

liche Erstellung und Übermittlung von Dateien mit einzelbetrieblichen 

Erfassungs- und Berechnungsdaten. Die Übermittlung dieser Daten an 
das Land bedurfte einer gesonderten, jederzeit widerrufbaren Zuslim­
mungserklärung der einzelnen Ökopunkte-Teilnehmer. 

(3) Die zuständige Abteilung LF6 kooperierte bei ihrer Informations­

und Beratungstätigkeit eng mit den Bezirksbauemkammern sowie mit 
dem 1998 gegründeten Ökopunkteverein . Der Verein zählte 2010 etwa 
4.700 Mitglieder. Laut Vereinsstatuten 2007 bezweckte er die umfas­

sende Unterstützung der Umsetzung der Ökopunkte insbesondere durch 
.. Hilfestellungen zur Sicherstellung der Umsetzung, bei der Abwick­

lung und künftigen Ausweitung des Programms". Zu seinen Aktivitäten 
zählte der Verein auch .. Lobbying bei Politik und Verwaltung". Dem 

Vorstand gehörte gemäß Punkt 10.1. lit. f der Statuten 2007 jewei ls 
auch ein VertTeler der Abteilung LF6 an. Diese Funktion nahm der Lei­
ter der Abteilung LF6 wahr. 

Der Ökopunkteverein bot in den Jahren 2009, 2010 und 2011 in Zusam­
menarbeit mit der Abteilung LF6 Vergleichsrechnungen für Ökopunkte­

Betriebe an, die befürchteten, die durchschnittliche Ökopunktezahl des 
Einstiegsjahres - z.B. aufgrund einer Flächenverringerung - um mehr 
als 15 % zu unterschreiten (siehe TZ 46). Bei Bedarf ermittelte die Abtei­

lung LF6 mit dem betroffenen Betrieb auch Varianten zur Erhaltung des 
bisherigen Punkteniveaus, etwa über eine Änderung der Bewirtschaf­

tung oder die Anlage neuer Landschaftselemente. Die Vergleichs- und 
Variantenrechnungen erfolgten durch Mitarbeiter der Abteil ung LF6. 

Über die Kooperation zwischen der Abteilung LF6 und dem Öko punkte­
verein, die Abgrenzung der jeweiligen Aufgaben im Bereich Interessen­

vertretung einerseits sowie Abwicklung und Verwaltung andererseits 
und über die Kostentragung gab es keine schriftlichen Vereinbarungen. 

(4) In der Abteilung LF6 war gemäß Geschäftseinteilung der Nieder­

österreichischen Landesregierung die Geschäftsstelle des Niederöster­
reichischen Landschaftsfonds angesiedelt. In den Jahren 2005, 2006 

und 2010 erhielt der Ökopunkteverein aus dem Landschaftsfonds För­
derungen für Aktivitäten wie bspw. Information, Öffentlichkeitsarbeit 

und Meinungsbildung (Projektumsetzung 2006 und 2007), für das Ver­
eins-Periodikum (Projektumsetzung 2007 und 2008) sowie für eine 
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Obstbaumaktion (Projektumsetzung 2010) . Die Obstbaumaktion diente 
der Neuanlage prämienfahiger Landschaftselemente. 

54.2 (I) Der RH anerkannte das Engagement der befassten Stellen, bewer­
tete jedoch die gesonderte Informationszuständigkeit des Landes Nie­
derösterreich sowie die konzertierte Beratungs- und Servicetätigkeit 
von drei Institutionen - Abteilung LF6, Bezirksbauernkammern und 
Ökopunkte-Verein - unter dem Gesichtspunkt der Gesamtsteuerung 
(Governance) der ÖPUl-Umsetzung als eine Begünstigung der Öko­
punkte. 

(2) Der RH wies ferner daraufhin, dass die Abwicklung der Ökopunkte 
mit zusätzlichen Kosten für das Land (Informations- und Serviceauf­
wand) bzw. die AMA (Service für Ökopunkte-Betriebe) einherging. 

(3) Der RH bewertete die gleichzeitige Ausübung einer Funktion im Vor­
stand des Ökopunktevereins (Förderungsnehmer) und einer Leitungs­
funktion in der mit Förderungen an den Verein befassten Abteilung 
des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung als unverein­
bar. Er empfahl dem Land Niederösterreich eine personelle Funktions­
tren nung zwischen der Leitung der Geschäftsstelle des Landschafts­
fonds als Förderungsstelle und der Mitgliedschaft im Vorstand des 
Ökopunktevereins. 

Der RH empfahl dem Land Niederösterreich ferner, die Zusammenar­
beit mit dem Ökopunkteverein und der Landwirtschaftskammer bzw. 
den Bezirksbauernkammern schriftlich zu regeln. Dabei wäre klar zu 
unterscheiden zwischen allfallig beauftragten Tätigkeiten für Dritte im 
Rahmen der Ökopunkte- Abwicklung einerseits und den Aufgaben der 
Inleressenvertretung, die im eigenen Wirkungsbereich und auf eigene 
Rechnung wahrzunehmen wären, andererseits. 

54.3 (I) Laut Stellungnahme des BMLFUW sei die Beaujtragung des Lan­
des Niederösterreich mit bestimmten Funktionen im Rahmen der Maß­
nahme Ökopunkte direkt über die Sonderrichtlinie erfolgt un.d habe aus 
Sicht des BMLFUW auch gute Ergebnisse geliefert, wie die Vielzahl an 
Informationsmaterialien für die Teilnehmer zeige. 

(2) Das Land Niederösterreich teilte mit, dass zum gegenwärtigen Zeit­
punkt keine Vertreter des Landes im Vorstand des Ökopunktevereins 
tätig seien. Darüber hinaus werde es der Empfehlung des RH Folge 
leisten und in der Programmperiode ab 2014 schriftliche Vereinba ­
rungen über die Zusammenarbeit mit dem Ökopunkteverein und der 
Landwirtschaftskammer treffen. 
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54.4 Der RH anerkannte die vom Land Niederösterreich umgesetzte per­
sonelle Funktionstrennung zwischen der Geschäftsstelle des Land­
schaftsFonds als Förderungsstelle und der Mitgliedschaft im Vorstand 
des Ökopunktevereins. 

Erkenntnisse aus Vorperiode und Evaluierungen 

55.1 (1) Die Untermaßnahme Ökopunkte wurde im Allgemeinen a ls relevant 
für all e Schutzgüter erachtet, insbesonderejedoch für die Schutzgüter 
Biodiversität und Boden. Bislang vorliegende Evaluierungen 51 bewer­
teten nur einzelne Teilaspekte der Untermaßnahme Ökopunkte. Zu den 
ökonomischen Aspekten der Ökopunkte enthielt die Halbzeitevaluie­
rung 2003 Feststellungen und Empfeh lungen, die in der Programm­
periode 2007 bis 2013 teilweise berücksichtigt wurden (siehe TZ 47). 

(2) In einem Modellvergleich im Rahmen eines universitären For­
schungsprojekts wies der Ökopunkte- Modellbetrieb gegenüber einem 
Modellbetrieb, der an anderen ÖPUL- Untermaßnahmen teilnahm, einen 
niedrigeren StickstoFFeinsatz (- 13 %) und niedrigere Auswaschungs­
verluste bei Stickstoff (-15 0/0) auf. Hinsichtlich der KosteneFFektivität 
wies der Ökopunkte-Betrieb aufgrund seines höheren Prämienniveaus 
jedoch ungünstigere Werte auf als ein Betrieb, der an anderen ÖPUL­
Untermaßnahmen teilnahm. Das gleiche Ausmaß an Düngemittelreduk­
tion wäre - so das Ergebnis dieses Modellvergleichs - mit geringerem 
Finanzmitteleinsatz und folglich höherer Kosteneffektivität erzielbar. 52 

(3) Die Ex - ante-Evaluierung des Programms LE 07- 13 empfa hl , in 
künftigen Eva luierungen u.a. die Wirkungen von ÖPUL auf die Land­
schaft (z.B. Verlust an linearen Landschaftselementen wie Hecken, 
Baumreihen oder Ufergehölze) zu ana lysieren. Die Halbzeitevaluie­
rung 2010 stellte Fest, dass bezüglich der Landschaftselemente noch 
weitere Untersuchungen erforderlich seien und dass eine dazu durch­
geführte Evaluierungsstudie nicht sehr aussagekräftig gewesen sei. 

55.2 Der RH kritisierte, dass zur Wirkung der Untermaßnahme Ökopunkte 
auf die Landschaftselemente und den Erha lt der Kulturlandschaft, zur 
KostenefFektivität der Ökopunkte- Umweltleistungen sowie zum Bei ­
trag der Ökopunkte zu einzelnen Schutzgütern (v.a. zur Biodiversität 
und Vermeidung von Marginalisierung) keine unabhängigen, gesamt­
haften Eva luierungen vorlagen. 

51 insbesondere Halbzcitcvaluierung 2003 und 2005 (Update) sowie Ex-post-Evaluic­
rung 2008 zur Programm periode 2000 bis 2006: Halbzcitevaluierung 2010 

52 Sicfan Frank.. Analyse der Kostcncffcktivilät ausgewählter ÖrUL- Maßnahmcn mittels 
BctricbsmodclJicrung, Wien. April 2010 
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Der RH empfahl dem BMLFUW und dem Land Niederösterreich, eine 
unabhängige Gesamtevaluierung der Untermaßnahme Ökopunkte zu 
beauftragen. 

55.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei neben der bereits durchgeführten 
Evaluierung der .Klimaeffekte" nach Durchführung der Gebarungs­
überprüfung des RH im Wege einer Markterkundung ein umfassendes 
Eva luierungsprojekt der Maßnahme Ökopunkte vergeben worden. ln 
diesem Projekt werde auch gezielt ein Vergleich der Wirkung und der 
Kosten der Maßnahme Ökopunkte mit anderen ÖPUL-Maßnahmen 
angestellt. Ein Schwerpunkt der Evaluierung liege dabei auch auf der 
Erhaltung von Landschaftselementen, die ein Kernelement der Maß­
nahme Ökopunkte darstelle. Die Evaluierung solle in der ersten Jah­
reshäljte 2013 abgeschlossen sein und das Ergebnis in die Diskussion 
um das neue Programm einfließen. 

Ergänzend merkte das BMLFUW an, dass die Maßnahme Ökopunkte 
als Regionalprogramm bereits in ÖPUL 1995 aufgenommen und seit­
her regelmäßig analysiert worden sei. Insbesondere habe die nieder­
österreichische Landesregierung regelmäßige Datenerhebungen und 
Vergleiche erstellt, in denen die Veränderungen für die Ökopunktepa­
rameter dargestellt worden seien. Im Evaluierungsbericht 2003 sei bei 
der Maßnahme Ökopunkte ein Fokus auf den Mitteleinsatz im Ver­
gleich zu ÖPUL 1998 bzw. ÖPUL 2000 gelegt worden. Dieses Evalu­
ierungsergebnis habe letztlich auch zu einer Änderung der Maßnahme 
Ökopunkte in der nachfolgenden Programmperiode (ÖPUL 2007) bei­
getragen. 

55.4 Der RH entgegnete dem BMLFUW unter Verweis auf TZ 47, dass die 
bisherigen periodenübergreifenden Evaluierungen des Landes Nieder­
österreich über Veränderungen der im Rahmen der Ökopunkte erbrach­
ten Umweltleistungen nicht aussagekräftig waren. Daher begrüßte er 
die nach Durchführung der Gebarungsüberprüfung des RH beauftragte 
umfassende Evaluierung der Maßnahme Ökopunkte. 

Ziele 

56 Ziel der Unterrnaßnahme 21 Regionalprojekt Salzburg war gemäß Pro­
gramm LE 07-13 die Aufrechterhaltung jener bisherigen landwirt­
schaftlichen Grünlandnutzung in Produktionslagen mit überdurch­
schnittlicher Bonität, die als umbruchsgeHihrdet galt.S) 

51 Das heißt, es bestand die Gerahr der intensiven Bewirtschaftung dieser Flächen. 
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Als regionale Antwort auf spezifische, räumlich begrenzte Entwick­
lungen und Erfordernisse sollte das Regionalprojekt Salzburg di e In ten­
sivierung eindämmen und primär eine Verringerung vo n Nährstoff­
einträgen in Oberflächengewässer und in das Grundwasser bewirken. 
Das Regionalprojekt Salzburg diente somit dem Schutzgut Wasser. 

57.1 Die Europäische Kommission merkte in ihrer Stellungnahme vom 
26. April 2007 zum österreichischen Programmentwurf (Jänner 2007) 

an, dass die einzige Anforderung dieser Untermaßnahme - das Ver­
bot des GTÜnlandumbruchs - nicht über die Grundanforderung zur 
Erhaltung von DauergTÜ nland hinausging (siehe TZ 14). In der Folge 
wurden die Aufl agen erweitert; das genehmigte Programm LE 07- 13 
enthielt letztlich zahlreiche ergänzende Auflagen zur Zielerreichung 
dieser Untermaßnahrne: 

Tabelle 25: Veränderung der Anforderungen der Untermaßnahme 21 Regionalprojekt 
Salzburg gegenüber der Einreichversion des Programms LE 07-13 

EInreichversion des Programms 
LE 07-13 vom Jlnner 2007 

Auflage: 
- Verzicht auf Grünlandumbruch 

einschließlich 
Grünlanderneuerung durch 
Umbruch in den ausgewiesenen 
Gemeindegebieten 

Höhe der Förderung: 
125 EUR/ha 

Anmerkungen und Fragen der 
EUrorallChen Kommission vom 
Aprl 2007 

Gemäß Verordnung (EG) Nr. 
1782/2003 müssen die Mitglied­
staaten dafür sorgen, .dass 
Flächen, die 2003 als Dauergrün­
land genutzt wurden, als Dauer­
grünland erhalten bleiben". Das 
Verbot des Grünlandumbruchs sei 
.die einzige wirkliche Anforde­
rung" dieser Untermaßnahme 
und diese gehe nicht über die 
Cross Compliance-Bestimmung 
für Zahlungen aus der 1. Säule 
hinaus. In der vorgeschlagenen 
Form könne diese Unter­
maßnahme daher nicht geneh­
migt werden. 
Die Zustimmung der Kommission 
erfordere eine . sehr gute 
ökologische Begründung, die sich 
auf die regionalen Tatbestände 
bezieht", 

Anpassungen Im genehmigten 
Programm LE 07-13 vom 
Oktober 2007 

Ergänzende Auflagen: 
- auf zumindest 5 % der Grün­

landmähflächen maximal zwei 
Nutzungen pro Jahr; 

- Verpflichtungsdauer 7 Jahre, 
jedenfalls bis 2013; 

- Aufforstungsverbot; 
- Schulung und Weiterbildung 

zum Thema Aktionsprogramm 
Nitratrichtlinie im Ausmaß von 
mindestens vier Stunden; 

- zweimalige Bodenuntersuchung 
mit Beratungsgespräch 

Höhe der Förderung gestaffelt 
nach Viehbesatz: 
Viehbesatz > 1,76 GVE/ha: 
95 EUR/ha 
Viehbesatz :S 1,76 GVE/ha: 
125 EUR/ha 

Quellen: Darstellung RH auf Basis der Einreichversion des Programms lE 07-13 (Jänner 2007). der Stellungnahme der Europäischen 
Kommission (April 2007) und des genehmigten Programms lE 07- 13 (Oktober 2007) 
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57.2 Der RH vermerkte positiv, dass in der Programmperiode 2007 bis 2013 
verpflichtende Bodenuntersuchungen vorgeschrieben waren (siehe 

TZ 30). 

57.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW sei die Darstellung des RH, die Euro­
päische Kommission habe den Mehrwert des Regionalprojekts Salzburg 
bezweifelt, in dieser Form nicht richtig. Die genannten Grundanfor­
derungen würden die Grünlanderhaltung nur auf Ebene der Mitglied­
staaten regeln. Im Vergleich zu anderen ÖPUL-Maßnahmen seien die 
Bestimmungen54 deutlich strenger: keine Toleranzen (bei UBAG z.B. 
S %), keine Erlaubnis zur Umwandlung in Obstkulturen und Verbot der 
- in intensiveren GTÜnlandregionen auf EU- Ebene üblichen - peri­
odischen GTÜnlanderneuerung mittels Pflug und Neuaussaat. Es sei 
jedoch richtig, dass es im Zuge der Programmverhandlungen mit der 
Europäischen Kommission zu inhaltlichen Nachbesserungen gekom­
men sei. 

Das BMLFUW teilte ferner mit, dass eine inzwischen vorliegende Studie 
die Wirkung des Regionalprojekts Salzburg und den Effekt der Grün­
landerhaltung auf die Schutzgüter .. Grundwasser", .. Boden", "Klima" 
und .. Biodiversität" untersucht und bewertet sowie positive Effekte in 
allen Bereichen nachgewiesen habe. Wirkungsverbesserungen seien vor 
allemfür den Bereich der Biodiversität vorgeschlagen worden. Aus den 
Evaluierungsergebnissen seien konkrete Vorschläge für die Ausrich­
tung des Regionalprojekts im künftigen Programm abgeleitet worden. 

57.4 Der RH wiederholte, dass die Europäische Kommission die ursprüng­
lich geplanten Auflagen des Regionalprojekts Salzburg (bis auf das 

Verbot des Grünlandumbruchs) als nicht über die Grundanforderung 
hinausgehend beurteilt hatte. Aufgrund dieser Kritik der Europäischen 

Kommission wurden die Auflagen erweitert, sodass das genehmigte 

Programm LE 07- \J letztlich zahlreiche ergänzende Auflagen zur Ziel­

erreichung dieser Untermaßnahme enthielt. 

S4 Anmerk.ung RH: Bestimmungen sind hier Außagen 
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Entwicklung 

58.1 (I) Das Regionalprojekt Salzburg entwickelte sich in der vorangegan­
genen Programmperiode ÖPUL 2000 und in der laufenden Programm­
periode ÖPUL 2007 wie folgt: 

Tabelle 26: Entwicklung der Untermaßnahme 21 Regionalprojekt Salzburg 

6PUL 2000 - RlgionalproJlkt Salzburg 

2001 2002 2003 2004 2005 2006 Ourchschnitt 
2001 bis 2006 

Teilnahmeflächen in ha 28.671 28.610 28.473 28.687 28.745 28.439 28.604 

Teilnehmende Betriebe 2.259 2.219 2.172 2.164 2.166 2.082 2.177 

leistungsabgeltung 3,7 3,7 3,7 3,8 3,8 3,7 3,7 in Mio. EUR 

ÖPUl 2007 - RegioOllproJekt Salzburg 

Verinderung 

2007 2008 2009 2010 
Durchschnitt 6PUL 2ooo/6pUL 

2007 bis 2010 2007 
in Ofo 

Teilnahmeflächen in ha 28.492 28.279 28.109 28.339 28.305 - 1,0 

Teilnehmende Betriebe 2.040 2.042 2.055 2.029 2.042 - 6,2 

leistungsabgeltung 
3,5 3,4 3,4 3,4 3,4 - 8,6 in Mio. EUR 

Quelle: Grü ner Bericht 2011 . Tabelle 5.2.16 

Bund 2013/5 

In der laufenden Programmperi ode nahmen durchschnittlich 
rd. 2.000 Betriebe mit durchschn ittli ch rd. 28.300 ha das Regio­
nalprojekt Salzburg in Anspruch. Dies entsprach einem Betrag von 
120 EUR/ha bzw. rd. 1.670 EUR/Betrieb. Die Fläche blieb gegenüber 
der vorangegangenen Periode nahezu unverändert. Die durchschni tt­
liche Leistungsabgeltung verringerte sich gegenüber der Vorperiode 
um rd. 8,6 Ofo von durchschnittlich rd. 3,7 Mio. EUR auf durchschnitt­
li ch rd . 3,4 Mio. EUR. 

(2) Eine Voraussetzung für die Inanspruchnahme des Regionalprojekts 
Salzburg wa r die verpflichtende Kombination mit den Untermaßnah­
men Bio oder UBAG. Im Jahr 2010 betrug die Leistungsabgeltung aus 
den drei Untermaßnahmen rd. 8,3 Mi o. EUR: 
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Tabelle 27: Abgeltungen Untermaßnahme 21 Regionalprojekt 
Salzburg (in Mio. EUR) im Jahr 2010 

RegtORl lproj. 1ct lio UIAG Summe 

in Mio. EUR 

3,4 + 2,9 + 2,0 8,3 

in ,. 

100,0 + 85,3 + 58,8 244,1 

Quelle: AMA 

Neben der Leistungsabgeltung von rd. 3,4 Mio. EUR für das Regional­
projekt Salzburg erhielten die Betriebe im Jahr 2010 aufgrund der ver­
pflichtenden Kombination zusätzlich eine Leistungsabgeltung für Bio 
oder UBAG von insgesamt rd. 4,9 Mio. EUR. Somit erhöhte sich die 
Leistungsabgeltung im ÖPUL- Maßnahmengebiet bei Inanspruchnahme 
des Regionalprojekts Salzburg auf mehr als das Doppelte. 

Dies war in keinem Evaluierungsdokument ersichtlich. 

58.2 Der RH empfahl dem Land Salzburg, das Regionalprojekt Sa lzburg 
nicht nur als EinzeImaßnahme zu betrachten, sondern den Fokus auf 
alle im ÖPUL- Maßnahmengebiet umgesetzten, insbesondere kombi ­
nationspflichtigen ÖPUL- Untermaßnahmen zu erweitern und dies in 
der Darstellung und Bewertung (z.B. in der Ex- post-Evaluierung) zu 
berücksichtigen. 

Erkenntnisse aus Vorperiode und Eva luierungen 

59.1 (I) Laut Ex- ante-Evaluierung 2006 sollte in der Programmperiode 2007 
bis 2013 die Teilnahmefläche im Regionalprojekt Salzburg etwa auf 
bestehendem Niveau gehalten werden. Die fo lgende Tabelle zeigt die 
Ausgangslage im Jahr 2005, den Zielwert für 2013 und die Umset­
zung in den Jahren 2009 und 2010. 

Tabelle 28: Zielwert und Umsetzung der Untermaßnahme 21 Regionalprojekt Salzburg 

Tetlnahmeflächen in ha 

Umsetzung des Zielwerts in ,. 

2005 

28.745 

Zi.lw. rt 
fO,2013 

28.500 

200e 

28.109 

98,6 

Quellen: Ex-ante- Evaluierung 2006; Halbleitevaluierung 2010; GrUner Bericht 2011. Tabelle 5.2.16 
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2010 

28.339 

99,4 
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Der Zielwert für 2013 war im Jahr 20 10 mit einem Umsetzungsgrad 
von 99,4 Ofo weitestgehend erreicht. Gegenüber dem Jahr 2005 nahm 
die Fläche um rd. 1,4 Ofo ab - von 28.745 im Jahr 2005 auf 28.339 im 
Jahr 2010 - , während sich die Zahl der teilnehmenden Betriebe um 
rd . 6,3 Ofo verringerte - von 2.166 im Jahr 2005 auf 2.029 im Jahr 2010 
(siehe Tabelle 23). 

(2) Die Ex - post- Evaluierung 2008 für ÖPUL 2000 zählte das Regio­
nalprojekt Salzburg zu den "sta rk wirksamen" Untermaßnahmen zum 
Schutz von Boden und Wasser, die Halbzeitevaluieru ng 20 10 stuFte es 
hingegen für das Schutzgut Boden als .. wirksam" und für das Schutz­
gut Wasser als .. besonders relevant" ein. Dessen ungeachtet enthielt 
die Halbzeitevaluierung 2010 die Empfehlung, das Regionalprojekt 
wegen seiner .. besonders positiven Wirkung" in Bezug auf den Ero­
sionsschutz und das Schutzgut Boden in der Gestaltung eines Nach­
folgeprogramms zu berücksichtigen. 

(3) Das Land Salzbu rg plante für das Jahr 2011 eine umfassende Evalu ­
ierung des Regionalprojekts Salzburg und vergab dazu eine Teilstudie, 
welche im März 2012 fertiggestellt wurde. Das BMLFUW, das ursprüng­
lich keine gesonderte Evaluierung des Regionalprojekts Salzburg vor­
gesehen hatte, reservierte Mittel der technischen Hilfe zur Finanzie­
rung der Kosten der Evaluierung von voraussichtlich rd. 38.300 EUR. 

Gemäß Anforderungsprofil des Landes Salzburg sollten dabei insbe­
sondere folgende Punkte qualitativ und quantitativ untersucht werden: 

- Mehrwert der Untermaßnahrne, 
- bisherige Zielerreichung und Wirkungen, 
- Beitrag der Untermaßnahme zu den Schutzgütern, 
- Zukunftsszenario, falls die Untermaßnahme nicht mehr 

angeboten wird und 
- Anpassungsbedarf für die nächste Programmplanungsperiode. 

59.2 (I) Der RH anerkannte, dass eine Evaluierung des Regionalprojekts 
Salzburg vorgenommen wurde. Um die Zielerreichung im Maßnahmen­
gebiet festzustellen, wären zuvor die Zielvorstellungen unter Berück­
sichtigu ng der kombinierungspflichtigen Untermaßnahmen Bio bzw. 
UBAG zu präz isieren gewesen. Er empfa hl dem Land Salzburg, die 
Ergeb nisse dieser Evaluierung bei der Gestaltung des Nachfolgepro ­
gramms sowie in der Ex-post-Eva luierung 2015 zu berücksichtigen. 

(2) Der RH verwies auf die unterschiedliche Einstufung des Regional­
projekts Salzburg nach seiner Wirksamkeit für das Schutzgut Boden 
in den Evaluierungsberichten. 
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Untermaßnahme 28: 
Erhaltung und 
Entwicklung na­
turschutzfachtich 
wertvoller oder ge­
wässerschutzfachlich 
bedeutsamer Flächen 
(Naturschutz) 
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59.3 (I) Laut Mitteilung des BMLFUW werde an der Entwicklung und Ver­
besserung der Zieldejinition und Evaluierung jedenfalls weiter gearbei­
tet. Insbesondere die Analyse und weitere Berücksichtigung laufender 
Evaluierungsergebnisse sei bei allen bisherigen Programmen berück­
sichtigt worden. 

(2) Das Land Salzburg hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die 
Ergebnisse der Evaluierung des Salzburger Regionalprojekts i/l die künf­
tige Ausgestaltung dieser Maßnahme einfließen würden. 

Ziele 

60.1 (I) Das Programm LE 07- 13 nannte folgende fünf Ziele für die Unter­
maßnahme 28 Naturschutz: 

- Erhaltung und Entwicklung von landwirtschaftlich, naturschutz­
fachlich wertvollen Nutzflächen und Strukturen, 

- Erhaltung und Aufbau von Biotopverbundstrukturen, 

Unterstützung bei der Umsetzung von Managementplänen in 
Natura 2000-Gebieten, 

- Stilllegung oder besonders gewässerschonende Bewirtschaftung von 
auswaschungs- oder austragsgefahrdeten Acker- und Grünlandflä­
chen und 

- Stärkung der betriebsbezogenen Umsetzung von Naturschutzzielen 
durch Implementierung eines betriebsbezogenen Naturschutzplans. 

Die Wirkung der von den teilnehmenden Betrieben einzuhaltenden 
Auflagen zielte insbesondere auf das Schutzgut Biodiversität. 

(2) Der quantitative Zielwert für 2013, eine Teilnahmefläche von 
95.000 ha, orientierte sich vor allem an der Akzeptanz in früheren 
Programmperioden und der erwarteten künftigen Entwicklung. 

60.2 Der RH kritisierte, dass die verbal formul ierten Ziele der Untermaß­
nahme Naturschutz wenig spezifisch waren, und dass sich das Flä­
chenziel (95.000 ha bis 2013) vor allem an der bisherigen und der zu 
erwartenden Akzeptanz orientierte. 
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